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Das Ziel der Werbewoche.
Hinein in die ſozialdemokratiſchen Vereine!

Vier und eine Viertel Million wahlberechtigter Männer
gaben bei der Reichstagswahl 1912 ihren Stimmzettel für die
ſozialdemokratiſche Partei ab. Das war ein Drittel aller
über 25 Jahre alten wahlberechtigten Männer. Nun haben
wir aber nach der letzten Berufszählung noch über drei Mil-
lionen erwerbstätiger Männer im Alter von 18 bis 25 Jahren.
Mindeſtens ein Drittel von ihnen iſt vom ſozialiſtiſchen Geiſt
erfaßt. Dazu kommt das weibliche Geſchlecht. Hätte jeder
ſozialiſtiſch denkende Mann weibliche Angehörige mit den
ſozialiſtiſchen Jdeen vertraut gemacht oder ſie in dieſem Sinne
erzogen, ſo müßten aus dieſem Geſchlecht Millionen Partei-
anhänger gezählt werden können. Die ſozialdemokratiſche

Partei müßte alſo mindeſtens fünf bis ſechs Millionen Mit-
glieder in Deutſchland zählen, in Wirklichkeit ſind es ein-
ſchließlich der weiblichen Mitglieder nicht ganz eine Million
organiſierter Sozialdemokraten.

Woher kommt dieſer große Abſtand zwiſchen ſozialdemokra-
tiſch Denkenden und ſozialdemokratiſch Tätigen? Weil die
politiſche Gleichgültigkeit gegen die Organiſation des Prole-
tariats beſteht. Fragt man den einzelnen, warum er nicht
ſozialdemokratiſch organiſiert ſei, trotzdem er ſeiner ganzen
wirtſchaftlichen und ſozialen Stellung nach organiſierter
Sozialdemokrat ſein müßte, ſo erhält man häufig die Ant-
wort: „Jch wähle ſozialdemokratiſch, das genügt, in der
Organiſation kommt es auf einen, auf mich, nicht an.“ Eine
törichte Ausflucht. Als wenn die Wahlen zum Reichstag,
Landtag oder Gemeindeparlament das einzige Mittel wären,
ſeinen politiſchen Einfbuß, ſeine Perſönlichkeit in die Wag
ſchale zu werfen. Nein, die Wahlen ſind eins von den
Mitteln, die Bevölkerung politiſch aufzuklären und zu einem
politiſchen Urteil zu drängen. Hundertfach gilt es, in
der Spanne Zeit. von Wahl zu Wahl, in die Speichen des
politiſchen Zeitenrades einzugreifen. Vor den Wahlen wird
auch der ärgſte Reaktionär volksfreundlich, ſteigt er zum
Volke herab. Nach den Wahlen klingt es anders. Da trauen
ſich die Dunkelmänner ans Licht, da reckt ſich der Militaris-
mus, da ſtrecken die Agrarier ihre Fühler zum geſteigerten
Brotwucher aus, da kommen die Scharfmacher und ſuchen das
Koalitionsrecht, das ſie gegen die Arbeiter ſchamlos mißbrau-
chen, dem Arbeiter zu rauben, Polizei und Gerichte zu immer
brutalerem Vorgehen gegen die Arbeiter aufzuſtacheln, um ihr
eignes Treiben zu verdecken. Es ſei erinnert an den Balkaun-
krieg, der bei den Treibereien der Diplomaten zu einem euro
päiſchen Kriege werden konnte, eine Gefahr, gegen die die
internationale Sozialdemokratie ihre Stimme crheben mußte.
An die Kriegshetzer, die zu einem Weltbrande ſchüren und ſich
über Recht und Geſetz hinwegſetzen wie in Zabern. An den
KruppProzeß, der die innige Beziehung der Firma zum
Kriegsminiſterium und ihre geſchäftlichen Maximen aufdeckte.
An die organiſierte Hetze der Unternehmer gegen das Koali-
tionsrecht, die bald in den Handelskammern, bald in den
Landſtuben der Bundesſtaaten, bald in der Preſſe betrieben
wurde. An das Auflehnen der preußiſchen Junker gegen die
Aenderung des elenden Dreiklaſſenwahlrechts, das Aufputſchen
des preußiſchen Dreiklaſſen- und Herrenhauſes gegen die im
Reiche, im Reichstag betriebene Politik. Das ſind nur einige
Beiſpiele aus den vielen, die beweiſen, daß jeder freiheitlich,
jeder demokratiſch, jeder ſozialiſtiſch Denkende jeden Augen
blick bereit ſein muß, der Reaktion die Stirn zu bieten und die
Volksrechte zu verteidigen. Das kann aber nicht der einzelne,
er iſt Spreu im Winde. Das kann nur die geſchloſſene, ziel
bewußt tätige und organiſierte Maſſe, die ſozialdemokratiſche
Partei. Darum iſt es falſch, wenn jemand vehauptet, auf
mich kommt es nicht an. Jm Gegenteil, es kommt auf
jeden einzelnen Genoſſen in der Organiſa-
tion an. Je mehr ſich den ſozialdemokratiſchen Vereinen
anſchließen, je größer die Maſſe der organiſierten Sozial
demokraten iſt, um ſo wuchtiger iſt die Wirkung jeder Hand-
lung der Partei, je mehr feuert er die Lauen, die Verzagten
an, mit in den Kreis der Kämpfer zu treten, die Arbeiter-
bataillone geſchloſſener und voller, kampffähiger zu geſtalten.
Die Arbeitsluſt muß ſich ſteigern, weil nicht mehr wenige die
Rieſenlaſt der Organiſationsarbeit zu bewältigen haben, ſon-
dern alle an dem Kulturwerke, der Befreiung der Menſchen
aus kapitaliſtiſcher Knechtſchaft, tätig mitarbeiten. Dem Geg-
ner imponiert nicht der Stimmzettel allein, ſondern die Maſſen,
die organiſiert als Sozialdemokraten hinter dem roten Stimm-
zettel ſtehen.
Wer gleichgültig beiſeite ſteht, meint, es komme auf ihn

nicht an, es genüge, wenn er ſozialdemokratiſch wähle, fördert
nicht die Sache des Proletariats, ſondern ſchädigt ſie. Jeder
Gleichgültige ſtärkt die Reihen der Gegner. Denn er erweckt
bei ihnen durch ſeine Gleichgültigkeit die Hoffnung, daß ſie
ihn für ſich gewinnen könnten. Man beachte nur, wie bei den
letzten Wahlen die Ordnungsparteien und ihre Preſſe auf die
Nichtwähler einzuwirken ſuchten, die ſie für ſich in An
ſpruch nehmen, obgleich bei vielen Wahlen feſtgeſtellt worden
iſt, daß gerade die Arbeiter den größten Teil der Nicht-
wähler ſtellen. Hier ſchlägt die Läſſigkeit direkt zum Schaden
der ſozialdemokratiſchen Partei aus. Die Gleichgültigkeit, das
Hängen an alter, ſüßer Gewohnheit, am alten Schlendrian,
iſt aber auch zu gleich Feigheit. Der Menſch, der kümmerlich
unter ſteter Gefahr um den Verluſt ſeiner Arbeitsſtelle ſein
Leben friſtet, muß alles daranſetzen, Zuſtände zu ſchaffen, die

ihm eine freiere, lebensfreudigere und ſichere Exiſtenz bürgen.
Viele Wenige machen ein Viel, vereinte Kräfte führen zum
Ziell Das iſt ein altes Wahrwort. Jeder beherzige es und
handle danach.

Die Arbeiterbewegung hat ſich leider teilen müſſen in poli-
tiſche und gewerkſchaftliche Bewegung. Beide gleichen ſich wie
die Arme eines Rieſenkörpers, im Handeln ganz verſchieden,
im Wollen eins. Aber ſo eins ſie im Wollen ſein ſollen, es
gärt eine breite Spanne zwiſchen den Mitgliederzahlen der
Gewerkſchaften und der Partei. Zwei und einer halben Mil-
lion gewerkſchaftlich organiſierter Arbeiter ſtehen nur eine
Million Mitglieder der ſozialdemokratiſchen Partei gegenüber.
Warum das? Weil viele Gewerkſchaftler erklären, ich bin in
meiner Gewerkſchaft, ich wähle ſozialiſtiſch, und das genügt.
Wie iſt dieſe Auffaſſung ſo irrig! So groß, ſo bedeutungsvoll
und ſo wuchtig die Vorteile ſind, die die Gewerkſchaften bei
Lohnkämpfen, Tarifabſchlüſſen, Zahlung von Unterſtützungen
für die Mitglieder erreichen und gewähren, ſo ſichert die ge
werkſchaftliche Organiſation allein nicht den Beſtand all dieſer
Errungenſchaften ſie können durch politiſche Ereigniſſe völlig
vernichtet werden. Nehmen wir doch ein Beiſpiel. Die letzte
Bauarbeiterausſperrung verlief für die Unternehmer ungün-
ſtig, ſie verloren den Kampf, er ſcheiterte an der feſtbegründe-
ten Solidarität der Bauarbeiter. Die Bauarbeiter erhielten
die Zuſage kürzerer Arbeitszeit und höherer Löhne. Zweifel-
los ein ſchöner Erfolg. Jſt den Bauarbeitern wirklich dieſer
Vorteil ungeſchmälert zugefloſſen? Mit nichten! Die 10902
ins Werk geſetzte Zollpolitik kam 1905 in den Handelsverträgen
zum Abſchluß. Die Folge war, daß nach und nach alle Lebens-
mittel, die Fahrpreiſe der Eiſenbahn, die Mietpreiſe ſtiegen
bis 25 Prozent und darüber. Politiſche Einflüſſe der Agrarier
haben die Erfolge des großen Kampfes für die Arbeiter ſtark
beeinträchtigt. Die aus der kapitaliſtiſchen Ordnung geborene
wirtſchaftliche Kriſe hat tauſende Bauarbeiter brotlos gemacht,
und obendrein verlangt die Meute der Unternehmer Beſeiti-
gung des Koalitionsrechts. Ein Beweis, daß es nicht genügt,
gewerkfchaftkich vrganiſiert zu ſein, fondern daß eine natur
notwendige Ergänzung des gewerkſchaftlichen Kampfes der
politiſche Kampf iſt, der aber nur von der ſozialdemokratiſchen
Partei geführt werden kann, wollen die Gewerkſchaften ihre
Exiſtenz nicht gefährden. Darum ihr Gewerkſchafter, ſteht
nicht müßig beiſeite, ſondern tretet ein in die Reihen
der Sozialdemokraten in die ſozialdemokra-tiſchen Vereine und kämpftineurem und eurer
Familie Jntereſſe mit den politiſchen Kampf.
Jeder Gleichgültige ſtärkt die Reihen der Gegner und ſchwächt
die Kampfesfront der Arbeiter.

Der Unternehmer vertritt ſeine Jntereſſen, ganz gleich, ob
ſein Kampfgenoſſe Heide, Jude oder Chriſt iſt. Der Arbeiter
läßt ſich vom Unternehmer, von Drahtziehern in evangeliſche,
chriſtliche, gelbe Vereine preſſen, er tritt damit ſeine und
ſeiner Klaſſengenoſſen Jntereſſen mit Füßen. Er iſt dem
Unternehmer nur williges Werkzeug und wird nach dem Ge-
brauch beiſeite geworfen wie eine ausgepreßte Zitrone. Der
augenblicklich erreichte Vorteil läßt ſie den dauernden Vor-
teil überſehen, den ſie durch Zuſammenſchluß als kämpfendes
Proletariat erreichen. Alle, die irre an ſich geworden ſind und
den Lockungen der Unternehmer unterlagen, mögen bei ſich
Einkehr halten und zurückkehren zu den kampferprobten Ar-
beitern.

Und ihr Frauen! Wollt ihr abſeits vom Kampfplan
ſtehen Wollt ihr zuſehen, wie durch agrariſche, nimmerſatte
Zollpolitik des Lebens Not immer mehr geſteigert wird; wollt
ihr zuſehen, wie eure Söhne, euer Fleiſch und Blut, kapitali-
ſtiſchen Jntereſſen zuliebe dem Militarismus geopfert werden;
wollt ihr zuſehen, wie eure Männer, eure Kinder, ihr ſelbſt
unendlich ausgebeutet und entnerbt werdet? Das könnt ihr
nicht wollen, dazu ſeid ihr fühlende Menſchen. Der einzige
Weg aber, alle dieſe erbärmlichen Zuſtände zu ändern, an
Stelle des Elends und der Ausbeutung wirtſchaftliche, ſoziale
Gleichheit, Freude am Leben, kurz: wirkliches Menſchentum
zu ſetzen, iſt der Anſchluß an die ſozialdemokratiſche Partei,
der Eintritt in die ſozialdemokratiſchen Vereine. Hier könnt
ihr Schulter an Schulter mit euren Brüdern und Schweſtern
für ein hohes, edles Ziel, die Befreiung der Menſchheit,
kämpfen. Die rote Woche gibt doppelte Gelegenheit, alle
Säumigen an ihre politiſche Organiſationspflicht zu mahnen.

Darum, ihr Frauen, Gewerkſchaſtler, ihr Gleichgültigen,
ſchüttelt ab den Schlaf, der eure Glieder erſchlafft, erwacht
zum Kampf und tretet ein in die Reihen der Kämpfer.

Hinein in die ſozialdemokratiſchen Vereine!

Politiſche Aeberficht.
Halle (Saale), 3. März 1914.

Der Poſtetat.
Reichstagsbrief. C. B. Die Novelle zum Beamten-Be

ſoldungsgeſetz hat der Reichstag nicht erſt in erſter Leſung be
raten, ſondern alsbald der Budgetkommiſſivn zur eingehenderen
Betrachtung überwieſen. So konnte am Montag mit der zweiten
Leſung des Poſtetats begonnen werden, ohne daß jedoch die
Fragen, die in der Beſoldungsordnung getroffen ſind, zur Be-
ſprechung gelangen dürften.

Die Generaldebatte wurde von unſerem Genoſſen Ebert ein-
geleitet, der an den Beginn ſeiner Ausführungen den Satz ſtellte,
daß das ganze Poſtweſen nicht nach rein fiskaliſchen Momenten

e S ,2-7-- Jgeleitet werden dürfe, vielmehr als ein Jnſtrument zur Durch-
führung und Verbeſſerung des Verkehrs. Die Ueber-
ſchüſſe ſollen in mäßigen Grenzen gehalten und ſoweit ſie vor-
handen ſind, zum Ausbau des Verkehrs ſowie zugunſten der
Angeſtellten Verwertung finden. Es war unſerem Redner ein
leichtes, unter Anführung zahlreicher Einzelheiten den Beweis zu
führen, daß dieſen Forderungen die heutige Verwaltung der Reichs-
poſt in keiner Weiſe entſpricht. Jn ſchlagender Beweisführung
ließ Genoſſe Ebert die Argumente wirken, die er dem Betriebe
der Poſt ſelbſt entnommen hatte. Jn vorzüglicher Beherrſchung
des großen Gebietes beleuchtete er dann einzelne Seiten der Poſt-
einrichtungen und des Poſtverkehrs, und gab wertvolle Anregungen.
Auch die Zaberner Affäre ſpielte in ſeine Rede hinein, da der
famoſe Oberſt v. Reuter gegen die Beamten des Zaberner Poſt
amtes die ſchwerſten Anſchuldigungen zu Unrecht erhoben hatte,
ohne daß der Staatsſekretär des Reichspoſtamtes für ſeine Be
amten mit der Energie eingetreten wäre, die er ſonſt gern gegen
ſozialdemokratiſche Angriffe kundgibt. Es handelte ſich freilich um
den ruhmvollen Herrn v. Reuter, und Ebert konnte zeigen, wie
überaus geduldig, um nicht zu ſagen ergeben, der Staatsſekretär
das Benehmen des Oberſten ertragen hat. Dagegen wehrte ſich
alsbald Herr Krätke, nachdem unſer Redner geſchloſſen hatte.
Allein der Herr, dem ſonſt bei jedem Angriff gleich das Blut zu
Kopf ſteigt, mußte begreiflicherweiſe mit einiger ſtiller Wehmut
den vergeblichen Verſuch der Verteidigung unternehmen.

Der Zentrumsredner Nacken beſprach eine Reihe von Einzel-
fragen. Jm großen und ganzen iſt er mit Herrn Krätkes Ver-
waltung höchſt einverſtanden. Er findet allenfalls einiges an dem
Poſtſcheckgeſetz auszuſetzen, und ſeine ſittliche Reinheit wird durch
den Gedanken an den Chiffre- Verkehr durch poſtlagernde Briefe
etwas gekränkt. Nachdem Herr Krätke die Schwierigkeit aus-
einandergeſetzt hatte, die eine Regelung nach dem Herzen des
Herrn Nacken finden würde, ergriff der Nationalliberale Beck zu
einer längeren Rede das Wort, indem er vor allem das Recht der
Beamten auf die Einſendung von Petitionen an den Reichstag
betonte gegenüber den Verſuchen der Reichspoſtverwaltung, dieſes

Recht einzuſchränken. Dem konfervativen Herrn Dr. Oertel
ging ſelbſt das noch zu weit, und er wollte allerhand Grenzen
finden ſür das Petitionsrecht der Beamten. Jm übrigen ver-
ſuchte vergeblich, mit ſeinen üblichen Witzen Erfolg zu haben.
Am Schluſſe der Sitzung nahm der Staatsſekretär, der beſonders
redſelig war, noch einmal das Wort. Er ſprach wieder über
allerhand einzelne Betriebsfragen und zeigte gegenüber den Be
denken des Herrn Dr. Oertel, daß unter Umſtänden auch Frauen
in Poſtbetrieben die Stellung von Vorgeſetzten einnehmen
können. Die Debatte nimmt Dienstag ihreu Fortgang.

Gegen die Soldatenſchindereien.
Der bayeriſche Kriegsminiſter, nicht der preußiſche,

wendet ſich in einem Erlaß gegen die „unwürdige Behandlung
von Untergebenen“, der folgenden Jnhalt hat:

„Die Fälle unwürdiger Behandlung von Untergebenen haben
trotz vielfacher Erlaſſe des Kriegsminiſteriums keine ge-
nügende Einſchränkung erfahren. Um dieſe endlich zu
erreichen, iſt es unerläßlich, daß bei allen Vorgeſetzten der
ernſte Wille zur Ausrottung dieſes die Armee nach innen
wie nach außen ſchwer ſchädigenden Uebels vorhanden iſt. Allen
voran muß ich von jedem Offizier fordern, daß er, der Vor-
nehmheit ſeines Berufes eingedenk, ſich nicht nur roher Behand
lung, ſondern auch der gewohnheitsmäßigen Anwendung von
Schimpfwörtern enthält. Jch erwarte, daß in dem Vorgehen
gegen Offiziere, die die erforderliche Selbſtbeherrſchung ver
miſſen laſſen, künftig jede unangebrachte Nachſicht von dem
Diſziplinar-Vorgeſetzten oder den Gerichtsherren beiſeite ge
laſſen wird. Auch hege ich zu den Militärgerichten ſelbſt das
Vertrauen, daß ſie ohne Anſehen der Perſon durch eine nach
drückliche Behandlung der ihnen zur Aburteilung liegenden
Fälle von Mißhandlungen uſw. bei der Zurückdämmung dieſer
Verfehlungen mitwirken. Jch werde die dem Kriegsminiſterium
zur Behandlung gelangenden Fälle eingehend prüfen laſſen
und mit unnachſichtlicher Strenge auch gegen jene
Vorgeſetzren einſchreiten, die durch läſſige Pflichtauffaſſung
eine Mitſchuld an unwürdjger Behandlung von Mannſchaften
trifft. Offiziere, die fernerhin perſönlich in gröblicher Weiſe
gegen den nun zur Genüge gekennzeichneten Willen des Kriegs-
miniſteriums verſtoßen oder die Pflicht der Dienſtaufſicht in
erheblichem Grade vernachläſſigen, haben eine ſtrenge Erörte-
rung der Frage, ob ſie ſich überhaupt noch für ihre Stellung
eignen, zu gewärtigen. Damit auch die Unteroffiziere
über die Tragweite einer ſolchen Handlungsweiſe nicht im Un
klaren ſind, iſt ihnen zu eröffnen, daß bei ſchweren Fällen von
Mißbrauch der Dienſtgewalt es zählen hierzu auch ſchon
Schikanieren und Quälereien der Mannſchaften im inneren
Dienſt nach dem Willen des Kriegsminiſteriums die Ge-
nehmigung zur Fortſetzung der Kapitulation nicht mehr erteilt
werden ſoll, ſofern nicht überhaupt eine ſofortige Kapitulations-
löſung eintritt. Jn allen Berichten über Mißbrauch der Dienſt
gewalt durch Kapitulanten iſt Stellung zu der Frage zu
nehmen, ob der Betreffende fich weiterhin zum Erzieher der
Mannſchaft noch eignet. Die Befürchtung, daß durch ein
ſtrenges Vorgehen gegen die Mißhandlungen die Leiſtungen
einer Truppen Schaden leiden können, iſt irrig. Der anſtändige
Geiſt in einer Abteilung und damit die wirkliche Diſziplin iſt
durch eine erniedrigende Behandlung der Mannſchaften und
durch die mehr oder minder offene Duldung einer ſolchen in
weit höherem Grade gefährdet. Bei aller Strenge der dienſt-
lichen Anforderungen, an denen nichts nachgelaſſen werden ſoll,
muß der Soldat die Empfindung haben, daß ſeine Vorgeſetzten
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auf gute und gerechte Behandlung ſehen. Die Vorgeſetzten
aller Grade müſſen ſich bewußt ſein, daß gerade durch eine üble
Behandlung der Mannſchaften der Armee die meiſten Feinde
entſtehen und die Luſt am Waffendienſt verdorben wird, wäh-
rend im anderen Falle ſich auch Leute zu brauchbaren Soldaten
ſie den laſſen, die mit einem Vorurteil zum Heere eingerückt
ind.“

Bereits früher ſind derartige Anſätze von militäriſcher Seite
unternommen worden, ohne daß die Soldatenmißhandlungen
aus der Welt geſchafft wurden. Auch der vorſtehende Erlaß
des bayeriſchen Kriegsminiſteriums wird ſie nicht beſeitigen, da
ſie zu eng mit dem militäriſchen Syſtem verknüpft ſind.

Von der elſaß-lothringiſchen Liga.

Aus Straßburg wird gemeldet, daß die neu gegründete Liga
zur Verteidigung Elſaß-Lothringens bereits über 6000 Bei-
trittserklärungen erhalten habe. Die Liga hat beſchloſſen, jede
deutſche Zeitung, die in Zukunft über elſaßlothringiſche Vor
gänge tendenziöſe Meldungen veröffentlicht, vor den Straf-
richter zu bringen.

Bekanntlich haben ſich auch unſere reichsländiſchen Genoſſen
an der Gründung der Liga beseiligt, wozu die Gegner be-
merken, daß die Sozialdemokratie wohl eingeſehen habe, daß
das Eintreten für die elſaß-lothringiſchen Jntereſſen bei der
eigenen Partei zu einer zielbewußten erfolgreichen Betätigung
nicht mehr ausreiche. Dem widerſpricht die Aufnahme der An-
regung Hauß zur Gründung der Liga in der ſozialdemokrati-
ſchen Parteipreſſe Elſaß-Lothringens, wo ausdrücklich darauf
hingewieſen war, daß die verleumderiſchen Angriffe und Ver-
dächtigungen Elſaß-Lothringens „nicht vom parteipolitiſchen
Standpunkt aus beuprteilt ſein wollen, weil ſie keinen vartei-
politeſchen Charakter tragen“, daß bei der Bekämpfung dieſer
Angriffe die Sozialdemokratie gerne mitwirkej daß aber „der
verwerflichen Tätigkeit der chauviniſtiſchen Hebher im alldeut-
ſchen Lager mit dem Strafrichter kaum mit Erfolg be-
gegnet werden kann und dieſer Weg, wenigſtens für die Sozial-
demokratie, überhaupt nicht gangbar erſcheint“. Wörtlich
hieß es in beiden ſozialdemokrateſchen Parteiblättern des
Landes: „Wirkſam kann dieſer verhetzenden Minierarbeit nur
durch die politiſche Aufklärung zu Leibe gegangenwerden. Die ſozialdemokratiſche Preſſe hat auf dieſem Ge-
biete ſtets ihre Pflicht getan.“ Daran ſchloß ſich die Ermah-
nung an die bürgerliche Preſſe Elſaß-Lothringens, desgleichen
zu tun und die verkehrten Anſchauungen über Land und Leute
Elſaß-Lothringens in den Parteikreiſen ihrer alldeutſchen Ge-
ſinnungsfreunde in derſelben Weiſe zu bekämpfen. Um dieſes
Ziel, zungchſt durch Einrichtung einer zentralen Berichtigungs-
ſtelle für die Preſſe gemeinſchaftlich anzuſtreben, ſchloß ſich die
ſozialdemokratiſche Fraktion des elſaß-lothringiſchen Landtags
mit allem gebotenen Vorbehalt hinſichtlich der anzuwendenden
Mittel dem Gründungsgedanken an. Ob ſie der Liga
endgültig beitritt, hängt von dem Verlauf der in den
nächſten Tagen ſtattfindenden Statutenberatung ab,
wobei die Ziele und die anzuwendenden Mittel näher feſt
geſtellt werden müſſen.

Die Regierung von ElſaßLothringen erließ für die Be
amten ein Verbot des Beitritts zur Liga.

Militärdiktatur und „Zabern“.
Aus Karlsruhe wird gemeldet: Zu Beginn der Sitzung

der Zweiten Kammer begründete Abg. Dr. FrankMann-
heim eine ſozialdemokratiſche Jnterpellation betreffend die
Militärgerichtsbarkeit, den Waffengebrauch
des Militärs und deſſen Mitwirkung bei Aufrechterhaltung
der öffentlichen Ruhe und Ordnung. Jn Beantwortung der
Interpellation erklärte Miniſter des Jnnern Freiherr von
Bodman, die rechtliche Grundlage für den Waffengebrauch des
Militärs gründe ſich in Vaden auf den Paragraphen 13 der

Baden.Militärkonvention von 1870 zwiſchen Preußen und
Derzufolge darf ein Waffengebrauch des Militärs nur er-
folgen, wenn die Zivilbehörden das Militär anrufen. z Jn die
badiſchen Beſtimmungen wurde die Anordnung der prkußiſchen
Kabinettsorder von 1820 nicht aufgenommen. Ein Einſchreiten
des Militärs aus eignem Recht iſt im allgemeinen nicht ſtatt-
haft, nur wenn im Falle eines Aufruhrs die Zivilbehörde
nicht imſtande iſt, die Hilfe des Militärs zu erbitten.

Hierauf trat das Haus in eine Beſprechung der Jnterpella-
tion ein, wobei ſich ſämtliche Parteien, auch die ſozialdemokra-
tiſche, von der abgegebenen Regierungserklärung befriedigt er-
klärten.
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Aus Zabern wird gemeldet: Nachdem ſämtliche Straf-
anträge, die vom Sergeanten Höflich, vom Leutnant v. Forſt
ner und General v. Deimling gegen verſchiedene Blätter er-
ſtattet worden ſind, zurückgezogen wurden, hat nun auch die
Strafkammer des Zaberner Landgerichts das Verfahren gegen
den Verleger des Zaberner Anzeiger eingeſtellt.

Die Nachricht, daß das gegen den Kreisdirektor Mahl auf
ſeinen Antrag anhängig gemachte Diſziplinarverfahren er-
gebnislos verlaufen ſei, iſt nicht richtig. Dem Kreisdirektor
Mahl iſt in dieſer Angelegenheit überhaupt noch keine Mit-
teilung zugegangen.

Oberſt Reuter als Zeuge? Der Verteidiger der
wegen „Beleidigung des Kronprinzen“ angeklagten
Redakteure der Welt am Montag, Alfred Scholz und Hans
Leuß, der am Donnerstag vor der 4. Strafkammer in Berlin
zur Verhandlung kommt, hat den Antrag geſtellt, den Oberſten
Reuter, jetzt Frankfurt a. Oder, als Zeugen zu laden. Er
ſoll über die Telegramme des Herrn Kronprinzen Auskunft
geben.

Der Wahlkampf in BornaPegau.
Dem alldeutſchen Eiſenfreſſer Liebert ſcheint die Sieges-

zuverſicht beträchtlich geſunken zu ſein, denn ſeine Mannen
üben ſich in allerhand Wahlmanöversn, die dem Reichsverbands-
general das Mandat im 14. ſächſi ſchen Reichstagsawhlkreiſe

ornaPegau am 17. März ſichern ſollen. So verbreiteten ſie
gefliſſentlich die Behauptung, die Alt nationalliberalen
würden wie in Jerichow den Konſervativen ſo auch in Borna
Pegau den Liebert gleich im erſten Wahlgang unter
ſtützen. Dieſen Ausſtreuungen tritt jetzt der Alt nationalliberale
Reichsverband mit einer Erklärung entgegen, die dem Vor-
ſitzenden des Nationalliberalen Vereins in Vorna zugegangen
iſt. Dieſe Erklärung lautet:

Es iſt ſelbſtverſtändlich ein unzuläſſiges und
illoyales Verfahren, wenn ein Führer der dortigen
konſervativen Partei erklärt, daß die freikonſervative Kan-
datur auch von den Alt nationalliberalen im Wahlkreiſe
unterſtützt würde. Soweit es ſich dort um Mitglieder des
alt nationalliberalen Reichsverbandes handelt, iſt es ſelb ſt-
verſtändlich, daß dieſe, wie auch alle Mitglieder
der nationalliberalen Partei, hinter der offi-
giell en Parteikandidatur des Herrn Landtagsabgeordneten
Nitzſch e-Leutzſch ſtehen. Das iſt eine ſolche Selbſtver-
ſtändlichkeit, daß wir äußerſt erſtaunt darüber ſind. daß die
konſervative Parteileitung zu einer ſolchen Jrreführung,
der öffentlichen Meinung gelangen kann. Wir
geben Jhnen gern die Art anbeim, in der Sie von unſeren
Zeilen öffentlich Gebrauch machen wollen.

Alt nationalliberaler Reichsverband, Berlin. (gez.) Fuhrmann.
Das bedeutet Front gegen Liebert! Natürlich nur für den

erſten Wahlgang. Denn daß die Alt nationalliberalen wie
überhaupt die en in hellen Scharen zur Fahne

Lieberts ſtrömen, wenn es zur Stichwahl zwiſchen dieſem
und dem Sozialdemokraten kommt, iſt ſelbſtverſtändlich. Jſt
doch das Blut der Klaſſenzugehörigkeit dicker als das Waſſer
politiſcher Differenzen.

Deutſches Reich.
DuellInterpellation. Die Zentrumsfraktion hat

im Reichstage eine Duell-Jnterpellation eingebracht.
Es geht auch ohne Strafe! Jn Kolmar im Elſaß waren

zwei Rekruten vom Dragoner- Regiment bald nach ihrer Ein
ziehung unerlaubterweiſe 12 Stunden vom Regiment entfernt
geblieben. Der Rittmeiſter ging gegen die Rekruten nicht ſtraf-
rechtlich vor. Er hatte ſich deshalb wegen Vergehens gegen
S 49 des Militärſtrafgeſetzbuchs zu verantworten. Das Ge-
richt ſprach den Rittmeiſter frei. Der Rittmeiſter begründete
nämlich ſein Verhalten damit, er habe geſehen, daß in ſolchen
Fällen Milde am Platze ſei. Der Regimentskommandeur
trat dieſer Auffaſſung ſofort bei; neu eingeſtellte Rekruten
dürfe man nicht ſo ſtreng behandeln. Das ſind einmal ver
nünftige Grundſätze, die jedoch in Preußen wohl nirgends be-
folgt werden. Ein milder Vorgeſetzter macht hier bekanntlich
keine „Karriere“.

Einzelheiten von der ſchrecklichen Militärtragödie in
Neiße, über welche die Militärbehörde ſtrengſtes Stillſchweigen
beobachtet, ſickern langſam durch. Nach der Bresl. Ztg. ging
General Bröß die beiden Burſchen mit der Reitpeitſche
wecken, während eine Kammerzofe die ſchlaftrunkenen Soldaten
mit einem Kübel kalten Waſſers übergießen
mußte. Erſt nach dieſem Exzeß ſchlugen die Burſchen den
General nieder. Sie hatten erſt am Tage zuvor die Zimmer
der Generalwohnung aufräumen müſſen, nachdem nachts 1 Uhr
eine Geſellſchaft beendigt war. Die bürgerliche Preſſe ſchiebt
die Schuld an dem Exzeß auf die Kammerzofe; ihren
Angebereien und den Klagen ſeiner jungen Frau über die
Burſchen habe der General geglaubt.

Ein ungeheuerlicher Hakatiſten-Skandal. Die hakatiſtiſche
Preſſe ſieht mit großem und ſicher auch vollauf begründeten
Mißbehagen der Veröffentlichung der den Polen in die Hände
gefallenen Urkunden des Oſtmarkenvereins entgegen. Die
Magdeburgiſche Zeitung kann mitteilen, daß der Redakteur
Kryſiek das 10 bis 15 Druckbogen umfaſſende Werk bearbeitet
und daß er zu dieſem Zweck ſeinen Aufenthaltsort von Berlin
weg nach Krakamu verlegt hat, um ſich vor der „Neugierde der
preußiſchen Polizei“ zu ſichern. Daß die Urkunden echt ſind,
wird von der hakatiſtiſchen Preſſe gar nicht beſtrithten.
Man hilft ſich jetzt mit dem Hinweis darauf, daß im König-
reich Polen noch weit ſchlimmere Dinge vorgekommen ſeien,
als wie ſie hier dem Oſtmarkenverein zur Laſt gelegt werden.
Die Veröffentlichung der Broſchüre dürfte einen ungeheuren

kandal enthüllen, der nach Verſicherungen von polniſcher
eite, auch den Staatsantvalt zwingen wird, gegen die Haka-

tiſten vorzugehen.

Dr. Götz verurteilt. Das vorjährige Deutſche Turnfeſt
in Leipzig gab Anlaß zu einer intereſſanten Kritik der Deut
ſchen Turner in Leipzig, und ganz beſonders waren es die
„Leiſtungen“ der Deutſchen Turner in zewiſſen verrufenen
Straßen, die zur Kritik herausgefordert hatten. So hatte
Profeſſor Dr. Hartmann aus Leipzig in den Mäßigkeits-
blättern eine Skizze dieſer Seite des Deutſchen Turnfeſtes ver
öffentlicht. Dr. Götz verteidigte die Deutſchen Turner friſch-
fromm-fröhlich-frei. Die Folge war eine Anklage wegen Be
leidigung, die am Sonnabend vor dem Schöffengericht in
Leipzig zur Verhandlung kam. Dr. Götz ſprach ſein Bedauern
darüber aus, daß ſich das Gericht überhaupt mit der Sache be-
ſchäftigen müſſe. Nur der Mangel an gutem Willen auf der
Gegenſeite habe einen Vergleich verhindert. Er ſei ſeit 54
Jahren Vorſitzender der Deutſchen Turnerſchaft und auf aus
drückliche Aufforderung aus allen Hreiſen der Turnerſchaft
habe er ſich für verpflichtet gehalten, energiſch gegen Dr. Hart-
mann aufzutreten. Dr. Hartmann verwahrte ſich dagegen,
daß er die Deutſche Turnerſchaft mit ſeinem Arptikel ver-
unglimpft habe. Das Gericht verurteilte Dr. Götz- wegen Be
leidigung zu 60 Mark Geldſtrafe und ſprach dem Kläger
die Befugnis zu, das Urteil in der Deutſchen Turnerzeitung zu
veröffentlichen. Das Gericht billigte an und für ſich den
Schutz des S 193 Dr. Götz zu, in der Form ſei er jedoch zu weit
gegangen, deshalb müſſe eine Beſtrafung erfolgen. Als ſtraf-
mildernd wurde in Berracht gezogen, daß er trotz ſeines hohen
Alters noch unbeſtraft ſei.

Holland.
Eine Demonſtration für das allgemeine Wahlrecht veranſtal

tete am Sonntage die Arbeiterſchaft von Amſterdam. Es
waren 556 gewerkſchaftliche, 278 politiſche Organiſationen und
142 ſonſtige Arbeitervereine, zuſammen 120000 Mit-
glieder zählend, von mehr als 2400 Deputierten vertreten,
ſo daß das größte Verſammlungslokal der Stadt kaum genügte,
die Verſammelten zu faſſen. Für die Gewerkſchaftszentrale
führte Genoſſe Oudegeeſt, für die Partei Genoſſe Troel-
ſt r a das Wort. Sie führten aus, daß, obwohl jetzt die Regie
rung die Verfaſſungsänderung zur Einführung des allgemeinen
Wahlrechts auf ihr Programm für die laufende Legislatur-
periode genommen hat und ſämtliche bürgerlichen Parteien
ihren Widerſtand dagegen aufgegeben haben, trotzdem die Ar
beiterſchaft Gewehr bei Fuß ſtehen muß und die Wahlrechts-
armee mobiliſiert zu bleiben hat, um auf den erſten Aufruf
wieder auf den politiſchen Kampfplatz zu treten und die eventl.
Ränke der heimlichen Feinde des Wahlrechts zu durchkreuzen.
Die Demonſtration war eine Muſterung der Truppen auf ihre
Bereitſchaft zum Kampf. Die ſtarke Begeiſterung der Ver-
ſammlung war in dieſer Hinſicht ein vielverſprechendes Zeichen.

Belgien.
Das Frauen- und Kinderſchutzgeſez wurde am Sonnabend

von der belgiſchen Kammer angenommen. Die kleri-
kale Mehrheit der Kammer halt jedoch ſo viel Ausnahmen in der
Beſchäftigung von Kindern unter 14 Jahren zugelaſſen, daß

urch der Nutzen des Geſetzes ziemlich ausgeglichen wird.
Genoſſe Huy smans wies nach, daß in Belgien 21000
Kinder im Alter von 1214 Jahren in Fabriken
beſchäftigt werden. Von den Arbeitsunfällen treffen
8 Prozent auf die Kinder unter 14 Jahren.

Frankreich.
Die Gärung unter den Pariſer Telegraphiſten, deren An

ſprüche auf Gehaltsaufbeſſerung bisher unerfüllt geblieben ſind,
hat jetzt auch die Poſtbeamten ergriffen. Dieſe kündigten
in einer von etwa 4000 Perſonen beſuchten Verſammlung den
Entſchluß an, durch einen Maſſenaufzug vor Kammer
und Senat ihren Beſchlüſſen Nachdruck zu verleihen.

Oeſterreich-Angarn.
Die Ausgleichsverhandlungen in Böhmen zwiſchen den Deut

ſchen und Tſchechen ſind durch die von den deutſchen Landtags
parteien gefaßten Beſchlüſſe endgültig zum Scheitern ge-
bracht worden. Der Verband der deutſchen Abgeordneten des
aufgelöſten böhmiſchen Landtags erklärte die von der Regie-
rung vorgelegten Ausgleichsvorſchläge für vollſtändig un-
diskutabel und verlangt ihre bedingungsloſe Zurückziehung.
Gleichzeitig erklärte der Führer der tſchechiſchen Agrarier, der
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frühere Miniſter Praſchek, in einer Verſammlung in Liſſa, da
die Tſchechen in der bevorſtehenden Reichsratsſeſſion unte
keinen Umſtänden von der Obſtruktion ablaſſen werden, vie
mehr die Regierung zwingen würden, wiederum zum S
(Notſtandsparagraph) zu greifen. Unter dieſen Umſtände
ſieht man in politiſchen Kreiſen einer baldigen Auflöſune
des Reichsrats entgegen, da jetzt ſchon als ziemlich ſicher
anzunehmen iſt, daß der Reichsrat durch die Obſtruktion der
Tſchechen arbeitsunfähig gemacht werden wird.

Balkan.
Die aufrühreriſche Bewegung in Epirus ſoll noch ſtände

wachſen. Jn Santi Quaranta wurde die Autonomie
proklamiert. Die griechiſchen Behörden wurden abgeſetzt. 120
Jnſurgenten haben ſich der Stadt bemächtigt. Der griechiſche
Gouverneur meldet, er ſei außerſtande, der Bewegung Herr z
werden. Auch in Delvino iſt der Aufſtand ausgebrochen. r
der Stadt befinden ſich 1500 bewaffnete Jnſurgenten. Weitere
2000 umlagern die Stadt. Die griechiſche Garniſon iſt ſehr
klein. Der Platzkommandant telegraphierte, er fürchte, die
Garniſon werde den Gehorſam verweigern. General Papulq;
erklärte geſtern den Bewohnern von Koritza, daß die grfechiſch,
Regierung infolge höherer Gewalt die Räumung Koritzas an
geordnet habe und daß der König mit Rückſicht auf die hohen
nationalen Intereſſen wünſche, daß die Bewohner von Koritz
die albaniſche Verwaltung annähmen.

Mexiko.
Die Unterſuchung wegen der Ermordung des Farmers Ben-

ton ſcheint die amerikaniſche Regierung im Eiwerſtändnis mit
dem General Villa bewußt verſchleppen zu wollen, damit die
Vorgänge möglichſt verwiſcht werden und der ſaubere General
als „Ehrenmann“ aus der Unterſuchung hervorgeht. Vorerſt
hat man die Unterſuchung mit der Begründung eingeſtellt, ez
müſſe erſt eine Auseinanderſetzung mit dem General Car-
ranza erfolgen, der der Auffaſſung ſei, nur Groß-
britannien könne die Unterſuchung verlangen; das habe
aber eine entſprechende Forderung nicht geſtellt, da die eng-
liſche Regierung Huerta anerkannt hat. Ob die engliſche Re
gierung ſich dieſes durchſichtige Verſchleppungsmanöver ruhig
gefallen laſſen wird? Jn Waſhington ſoll ziemliche Ver
legenheit herrſchen. Das Blatt Sun meldet, Huerta ſei ſtärker
als je. Er habe ausreichende Mittel und ſeine Soldaten ſeien
tatſächlich in beſſerer Verfaſſung als die Revolutionäre.

Aus der Partei.
Agitationsmaterial für den Frauentag.

Wir machen darauf aufmerkſam, daß Probenummern der
Gleichheit für die Werbung neuer Leſerinnen beim Frauenta
und in der roten Woche gern unentgeltlich vom Verlag J. H. W.
Dietz, Stuttgart, Furtbachſtraße 12, abgegeben werden. Es
empfiehlt ſich ſchleunigſte Beſtellung, damit das Material recht-
zeitig vor dem Frauentag in den Händen der Beſteller iſt.

Sozialiſtenverfolgung in Japan.
Auf der Linie von Tokio nach Shinagawa warf ſich der junge

Genoſſe Jchizio Yamamato vor einen Eiſenbahnzug und wurde
getötet. Yamamato war erſt 24 Jahre alt. Nach einem glänzen-
den Studium wandte er ſich der Sozialdemokratie zu. Das
hatte zur Folge, daß er von der japaniſchen Geheimpolizei aus
allen Lehrämtern vertrieben wurde. Genoſſe
Yamamato nahm hierauf jede andere Arbeit an. Aber auch
hier war die Polizei hinter ihm her und veranlaßte, daß er die
Arbeit bald wieder verlor. Jeder Exiſtenz beraubt und zu
Verzweiflung getrieben, endigte er ſein Leben freiwillig. Der
Siegeszug der Sozialdemokratie muß in allen Ländern mi
den furchtbarſten Opfern angetreten werden.

Gewerkſchaftliches.
Deutſche Streikbrecher und Schweizer Polizei.

Aus der Schweiz wird uns geſchrieben:
Eine Baſeler Metallwarenfabrik ließ ſich von einer ihr von

den deutſchen Unternehmerverbänden als „renommiert“ emp-
fohlenen Berliner Streikbrecherlieferantin ein Sortiment
von 20 Streikbrechern kommen. Da zufälligerweiſe
der ſozialdemokratiſche Polizeivorſtand ab-
weſend war, ſo ließ ſein bürgerlicher Vertreter dieſe wert
vollen Gäſte aus Deutſchland recht ſorglich behüten, bewachen
und in die Fabrik geleiten, wo ſie verpflegt und beherbergt wur-
den. Dieſe in Deutſchland den Staatsſtützen gewährte liebe-
volle Polizeifürſorge ſchien alſo auch in der Schweiz üblich zu
ſein.

Jnzwiſchen hatte Genoſſe Blocher, der vielen deutſchen
Teilnehmern vom letzten Sozialiſtenkongreß noch in Erinne
rung ſein dürfte, in ſeiner Eigenſchaft als Polizeipräſi-
dent den Leumund der ehrenwerten Gäſte aus Deutſchland
unterſucht. Er fand dabei, daß kein einziger der Herren im
Beſitze der Papiere war, die nach dem deutſchſchweizeriſchen
Niederlaſſungsvertrag notwendig ſind, wie Leumundszeugniſſe
uſw. und die von jedem gewöhnlichen Menſchen, zu denen frei
lich Streikbrecher nicht gehören, ſonſt von der Polizeibehörde
verlangt werden. Auch erfuhr die Polizei, daß acht von dieſen
zwanzig Herren mehrfach vorbeſtraft ſeien.

Jetzt mutete der Fabrikinhaber dem Kerlen auch gar noch zu,
zu arbeiten, was dieſe als perſönliche Beleidigung auf-
faßten, und das ſie veranlaßte, ſelbſt zu ſtreiken. Nun ſind
die ſchweizeriſchew Behörden, auf Grund des deutſch-ſchweizeri-
ſchen Niederlaſſungsvertrages, berechtigt, ſogar verpflichtet,
mittelloſe Ausländer in die Heimat abzuſchieben. Um
Unruhen vorzubeugen, ſchien dies der Baſeler Polizei zwedh
mäßig.

Die ſtreikenden Streikbrecher waren inzwiſchen auf das
Bureau des Metallarbeiter verbandes angelangt
und dieſer gab jedem ein Billett nach Frankfurt und zudem noch

etwas Reiſegeld, damit ſie nur möglichſt ſchnell fort-
kämen. Tags darauf wurde mit dem Unternehmer ein Tarif-
vertrag abgeſchloſſen. Der Unternehmer war ein für allemal
klug geworden.

Das Polizeidepartement war mit ſeinem Abſchiebungs-
beſchluß zu ſpät gekommen das Gewerkſchaftsſekretariat arbei-
tete eben prompter als die ſtaatliche Bureaukratie. Um nun
den Fehler gutzumachen, ordnete der Polizeipräſident an, daß
der Kaſſe des Metallarbeiterverbandes die Auslagen für den
Abſchub des Streikbrechergeſindels aus der Staatskaſſe zu er-
ſetzen ſeien, was auch prompt geſchah. Dieſes korrekte Ver-
fahren brachte die Baſeler bürgerlichen Politiker in Wut.
Polizei und Gewerkſchaft arbeiten finanziell Hand in Hand,
um Streikbrecher ins Ausland abzuſchieben, Staatskaſſe und
Gewerkſchaftskaſſe helfen einander aus? Es ſchien den Herren,
als ob die Grundlagen unſerer göttlichen Geſellſchaftsordnung
ins Schwanken geraten ſeien. Eine Jnterpellation führte zu
einem parlamentariſchen Nachſpiel in der letzten
Sitzung des Baſeler Kantonalparlaments und zu einer
Blamage für die Jnterpellanten, als Genoſſe Polizeivorſtand
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Rechtlichkeit dieſer Maßnahme zu beweiſen. Die Herren Jnter-
pellanten erklärten ſich kleinlaut mit der Auskunft befriedigt.

So weiß die Schweiz ſich gegen die Landplage des deutſchen
Streikbrechergeſindels zu ſchützen. Und während dort die Poli-
zeibehörden mit Hilfe der Gewerkſchaften unſere biederen
Landsleute abſchrieben und uns vor allzu großer deutſcher
Schande bewahren, mehren ſich bei uns zu Lande die Tot-
ſchläger, die als Streikbrecher eben das Privilegium haben,
jeden zuſammenzuſchlagen, der es wagt, ſie auch nur ſcheel an
zuſehen.

Lohnbewegung der ſtädtiſchen Arbeiter in Danzig.
Seit drei Jahren mühten ſich die ſtädtiſchen Arbeiter ab, eine

beſſere Entlohnung zu erlangen, doch immer endeten ihre Be-
wegungen nur mit ſehr geringem Erfolg. Schuld an dieſem Zu
ſtande hatte nicht zuletzt die ſtarke O Organiſationszerſplitterung der
ſtädtiſchen Arbeiter. Waren doch die Arbeiter in vier verſchiedenen
Organiſationen. Jn neuerer Zeit haben ſich die Arbeiter in einer
Organiſation zuſammengefunden.

Nicht nur, daß die Löhne an und für ſich niedrig ſind, ſie werdenauch rein willkürlich durch die einzelnen Vorgeſetzten feſtgeſetzt.
Um dieſem Uebelſtand abzuhelfen, beauftragten die ſtädtiſchen
Arbeiter die Leitung des Verbandes der Gemeinde und Staats-
arbeiter, die zu ſtellenden Forderungen auszuarbeiten und einer
Verſammlung der ſtädtiſchen Arbeiter vorzulegen. Die dann ein-gereichten Forderungen haben bisher nur den Straßenreinigern
einen teil weiſen Erfolg gebracht. Der Mogiſtrat erklärte,
dieſen Arbeitern Lohnzulagen geben zu wollen und einen
Arbeiterausſchuß einzuſetzen. Dies hat bei den übrigen
Arbeitern große Erregung hervorgernfen, die ſich. in einer Verſammlung am 27. Februar kund tat. Die Verſammelten ſtimmten
einer Reſolution zu, in der nochmals um Bewilligung der Forderung
erſucht wird.

Die Tarifbewegung im Tapezierergewerbe in Rheinland und
Weſtfaten. Am 15. Februar war der Ablaufstermin aller von
den Unternehmervereinen gekündigten Verträge. Die während der
Kündigungszeit eingeleiteten Verhandlungen für die Städte
Düſſeldorf, Elberfeld, Hagen, Dortmund, Bochum, Dunisburg, die
über den Ablaufsterinin hinaus geführt wurden, ergaben für die
Arbeiter kein annehmbares Angebot. Darauf wurde abgemacht,

Verhandlungen unter Zuziehung von Unparteiiſchen folgen
u laſſen.g Bei der Firma J. Heuvels ſind, nachdem die Forderungen
eingereicht wurden, ebenfalls Verhandlungen in die Wege geleitet.
Auch von der Firma Karl Hemmers Oberhauſen (Rheiniſche
Polſtermöbelwerke) wurde damals der Vertrag gekündigt. Ein
Tarifentwurf mit teils ſehr erheblichen Verſchlechterungen ſchlug
der Unternehmer einfach in der Werkſtatt an, mit dem Bemerken,
daß, wer zu den neuen Akkordpreiſen nicht arbeiten wolle,
kündigen müſſe. Verhandlungen bis zum Kündigungsablauf
führten zu keinem befriedigenden Reſultat. Darauf haben die
Arbeiter am 28. Februar den Betrieb verlaſſen. Zuzug nach
den benannten Orten iſt ſtreng fernzuhalten.

Arbeiter und Buchmacher. Den Hang der Engländer zum
Wetten ſucht neuerdings eine Buchmacherzentrale in Genf
(Schaveiz) ausgunützen, die ſogar eine „Abteilung für Arbeiter
organiſationen“ eingerichtet hat. Dieſe Abteilung, für die Tom
Mann und neun andere bekannte Gewerkſchafter ihre
Namen hergegeben haben, ſollen ſchon von dem näch-
ſten Rennen ab einen feſten Reingewinn von 25 000 Mk. für
jede Rennſaiſon zur Verwendung im Sinne der Arbeiter-
bewegung (1l) erhalten. Erfreulicherweiſe hat ſich das Tag-
blatt der Arbeiterpartei ſofort gang energiſch gegen dieſen
Schwindel und gegen den Verſuch gewandt, den Einfluß der
Arbeiterbewegung zur Förderung eines Sports zu benutzen,
der ſeit jeher der engliſchen Arbeiterſchaft und ihrer Bewegung
den ſchlimmſten Schaden zugefügt hat. Unverſtändlicherweiſe
ſuchen die Gewerkſchafter. die ſich zu dem ganzen Manöver
mißbrauchen ließen, ihre Haltung auch noch zu verteidigen.

Die franzöſiſchen Bergarbeiter bezw. der „Neue“ Verband der
Bergarbeiter beſchloß, die Arbeit am 3. März wieder aufzunehmen,
nachdem das Parlament das Altersverſicherungsgeſetz angenommen
und die Ret gierung verſprochen hat, dafür zu ſorgen, daß ihm alleBergarbeiter, chieferbrucharbeiter uſw. ohne Unterſchied unterſtellt
werden. Die Bergarbeiter betrachten dieſes Ergebnis als einen
guten Erfolg angeſichts des Umſtandes, daß die Gewerkſchaften
des Nordens an dem Streik nicht teilnahmen, ihn vielmehr ſcharf
bekämpften.

Die Drganiſation der portugiſiſchen Eiſenbahner beſchloß, den
Streik vorläufig zu beenden, die Arbeit jedoch nach kurzer Zeitwieder niederzulegen, wenn ihre Forderungen auf Wiedereinſtellung
der Gemaßregelten und Reform ihrer Alterspenſion nicht bald
erfüllt werden. Der Vorſtand wandte ſich in ſeinen Proklamationen
entſchieden gegen alle Verſuche, die Organiſation mit den Attentaten
auf die Eiſenbahn in Verbindung zu bringen.

Soziales.
Unſer Leben währet 70 Jahre

und wenn es hochkommt, ſo ſind es 80 Jahre, und wenn es köſt-
lich war, ſo iſt es Mühe und Arbeit geweſen ſo heißt es in
Bibel. Jm Bereich der Krautjunker denkt man darüber anders,
ſoweit es ſich um alt gewordene Landarbeiter handelt. Der Vor
wärts teilt in folgendem kraſſen Falle mit, wie man in Oſtelbien
mit alten Landproletariern umſpringt.

Auf dem Gute Loyden bei Bartenſtein (Kreis Friedland) war
ſeit 21 Jahren der jetzt faſt 70jährige Arbeiter Horn mit ſeiner
64jährigen Ehefrau und ſeiner Tochter beſchäftigt. Der alte Horn,
ein Jnvalide, der den 70er Krieg mitgemacht hat, konnte mit ſeinen
Jahren natürlich nicht mehr ſo arbeiten, wie es „im Jntereſſe der
Landwirtſchaft“ wünſchenswert geweſen wäre. Für ſeine Arbeit
erhielt er pro Tag 40 Pfennige, an Deputat 18 Zentner
Roggen, drei Zentner Gerſte, drei Zentner Erbſen pro Jahr und
Kartoffelland. Da Horn, wie ſchon erwähnt, Jnvalide iſt, bezog
er 15,35 Mk. Jnvalidenrente und eine kleine Militärpenſion
alles in allem zirka 23 Mk. Horns erwachſene Tochter erhielt
für ihre Arbeit im Sommer 40, im Winter 30 Pf. Tagelohn und
drei Metzen Roggen.

So hätten dieſe drei Menſchen nach ländlichen Begriffen
ganz gut leben können. Doch bald nahte das Verhängnis.

Am 1. Mai 1913 verlangte der „Brotherr“ des Kriegs und
Arbeitsveteranen „ſeinen Anteil“ an der Jnvalidenrente in Höhe

Blocher die Strafliſten der Abgeſchobenen vorlas, um die ſ von 10 Mk. Dafür verſprach er ihm volles Deputat ſolange
die Tochter auf dem Gute arbeite

Ginge die Tochter weg,
Alten fort.

So kam es denn auch. Horn lehnte natürlich das „freund
liche Anerbieten“ ab, da er der Auffaſſung war, daß ſeine Jn-
validenrente ihm gehöre. Vom 1. Mai ab erhielt Horn nun
keinen Barlohn mehr. Man ſchickte ihn von einer Arbeit zur
andern; er ſollte hüten, Miſt fahren, in der Schirrkammer arbeiten,
dann wies man ihm wieder andere Beſchäſtigung zu. Schließlich
ſchickte man den 70iährigen Jnvaliden zum Waſſerfahren. Da kam
der Hofmann und ſagte ihm, das beſorge er ſelbſt, Horn ſolle zu
Hauſe bleiben. Horn klagte nun auf Auszahlung ſeines Lohnes;
man „wies ihm nach“, daß er ſich von der Arbeit „gedrückt“ habe
und wies ihn ab.

Am 4. Jnni verließ, da nun der Verdienſt des Vaters wegfiel,
die Tochter das Gut, da ſie, wie ſie erklärte, keine Luſt habe, bei
ſchwerer Arbeit noch zu hungern. Vom 1. Juni ab erhielt
Horn überhaupt nichts mehr. Er arbeitete noch bis zum
11. Juni und ſtellte dann den Dienſt ein.

Am 24. Juni lud man Horns Sachen auf ein Fuhrwerk und
ſchaffte ſie nach dem nahen Schreibershöfchen, wo man die Alten
bei einem Bauer einquartierte. Da indeſſen Herr Negenborn für
die Leute keine Miete zahlte, wurden ſie am 26. Januar trotz
Eis und Schnee auf die Straße geſetzt!

Nun irrten die beiden alten Menſchen wohnungſuchend umher.
Sie wandten ſich in ihrer Not an die Polizeibehörde in Barten-
ſtein. Aber ſie wurden vou der Polizei abgewieſen. Jetzt
faulten die Sachen des Kriegsveteranen an der Landſtraße.
Schnee, Eis, Regen taten das Jhre, um die wenigen Habſelig-
keiten zu zerſtören; die Kleider in den Säcken vermodern, und
manches iſt abhanden gekommen. Das war am 26. Januar und
noch heute liegen die Sachen draußen.

dann ſollten auch die

Bis heute haben die Behörden nicht für nötig befunden, ein-
zugreifen.

Erwähnt mag der Charakteriſtik wegen noch werden, daß man
den Leuten für Exmiſſion und Fuhre das letzte Schweinchen
gepfändet hat. Und von ihren 120 Ruten Kartoffeln ließ man
ſie nur 85 Ruten ausgraben, trotzdem es ihre eigene Saat
war!

Unſer Leben währet 70 Jahre dann endet es im Chauſſee-
graben. Ein freches Junkertum aber zetert über Landflucht und
ſozialdemokratiſche Verhetzung. Sind ſolche barbariſchen Zuſtände
nicht die ſchlimmſte „Verhetzung“

Unerhört, burcaukratiſch.
Bei den Ausſchußwahlen für die Ortskrankenkaſſe Rüſtringen-

Wilhelmshaven behielten die Vertreter der freien Gewerkſchaften
die Mehrheit. Die nationale Miſchmaſchliſte brachte es nur auf
411 Stimmen gegenüber 2425 Stimmen, die auf die Liſte des Ge-
werkſchaftskartells entfielen. Von „nationaler“ Seite wurde ſo-
wohl gegen die Wahl wie auch gegen die Liſte des Gewerkſchafts-kartells Einſpruch erhoben. Die Vorſchlagsliſte des Gewerkſchafts-
kartells war in Form einer Mappe eingereicht worden. Weil
der Bogen mit Aufzählung der vorgeſchlagenen Kandidaten zu
Ende war, wurden die notwendigen Unterſchriften auf einemneuen Blatt niedergeſchrieben, das mit in der Mappe liegend
eingereicht wurde. Der Proteſt gegen die Liſte ſtützte ſich nun
auf dieſe Tatſache. Er führte aus, daß nach den geltenden Be
ſtimmungen über die Einreichung der Vorſchläge die Unterſchriften
unter die vorgeſchlagenen Kandidaten kommen müßten. Das ſei
vom Gewe rkſchaftskartell nicht geſchehen, „ondern die Unterſchriften
befänden ſich auf einem Nebenblatt. Das Verſicherungsamt in
Wittmund hat dieſem fonderbaren Proteſt nun ſtattgegeben, die
Liſten des Gewerkſchaftskartells für ungültig erklärt,
die ſtattgefundene Wahl als nic cht geſchehen erachtet und die
nationale Liſte für gewählt erklärt. Ueber dieſe

noch das Oberverſicherungsamt
Aurich zu entſcheiden haben. Jntereſſant iſt aber, daß auch die
Unterſchriften für die Vorſchläge der „Nationalen“ nicht unter den
Namen der vorgeſchlagenen Kandidaten ſich befinden, ſondern auf
der Rückſeite des Blattes niedergeſchrieben ſind. Ein daraufhin
vom Gewerkſchaftskartell ebenfalls gegen die Gültigkeit der
nationalen Liſte eingelegter Proteſt wurde vom Sberverſ icherungs-
amt zurückgewieſen mit der Begründung, es ſei nicht notwendig,
daß die Unterſchriften unter die Namen der Kandidaten kämen,
die Unterbringung auf der Rückſeite ſei durchaus zuläſſig und
entſpräche dem Sinne der in Betracht kommenden Beſtimmungen.

Wir geſtatlen uns angeſichts dieſer hervorragenden Auslegungs-
kunſt darauf denn doch die Frage: welcher Unterſchied denn nun
eigentlich im Begriff „unterzeichnen der Liſte“ in den beiden ge-
ſchilderten Fällen beſteht? Jn einer Entſcheidung wird das
direkte Unterzeichnen der Wahlvorſch! äge gefordert, in der anderen
wird das als nicht unbedingt notwendig bezeichüet. Wir halten
es für ſelbſtverſtändli ch, daß eine ſolche unverſtändliche Ent-ſcheidung in einer Beſchwerde vor dem Oberverſicherungsamt nicht

beſtehen kann.

Entſct jeidung wird allerdings

Aus der Provinz.
Gautag der Holzarbeiter.

Jm Deutſchen Holzarbeiterverband finden ſtatutengemäß alle
zwei Jahre vor dem ordentlichen Verbandstag die Konferenzen
der Zahlſtellen der einzelnen Gaue ſtatt. Die Konferenz des
Gaues Magdeburg, zu dem Teile der Regierungsbezirk Merſeburg
gehören, fand am 15. Februar in Deſſau ſtatt. „Vertreten warenvon den 37 Zahlſtellen des Gaues 34 Quch 47 Delegierte. Gau-

vorſtand Bauer konnte in ſeinem Tätigkeitsbericht feſtſtellen, daß
auch innerhalb der beiden letzten Jahre der agitatoriſche Erfolg
ein erfreulicher geweſen trotz der mit aller Macht im Jahre1913 hereinbrechenden Kriſf Die Mitgliederzahl hat ſich gehoben
von 6822 im Mittel des Jahres 1911 auf 7740 in 1913, alſo um

918 oder um 13,45 Prozent. Weniger günſtig geſtaltete ſich derErfolg der Lohnbet vegungen. Jm Jahre 1912 ſchwelgten die
Arbeitgeber in Scharfmacherei, es bei der Vertragsbewegung im
nächſten Frühjahr dem Deutſchen Holzarbeiterverband anzutun,
was ſeine Wirkung ſchon auf die Lohnbewegungen im betreffenden
Jahre ausübte, und das Jahr 1913 war ein Kriſenjahr, in welchem
an ſich ſchon die Vorbedingungen zur Durchführung von Lohn-bewegungen ungünſtiger ſind. Trotzdem haben ſich die ſeit jeher
vom Verband für die Hebung der Lebenslage der Kollegen auf
gewendeten Opfer herrlich gelohnt, da es gerade in dieſem Jahre
r iſt, h die Unlerhandlanasa mit dem

erörtert der

Schutzverband in den vier größten Orten Braunſchweig, Burg
Halle und Magdeburg für 324 Betriebe mit 1996 Beſchäftigten
die Arbeitszeit um 1 Stunde pro Woche zu verkürzen und den“
Lohn um 6 Pfennig pro Stunde auf die Vertragsdauer zu erhöhen.
Die Geſamtzahl der Lohnbewegungen betrug 58 mit 3596 be
teiligten Kollegen (gegenüber 77 mit 4544 Beteiligten in 1910 und
1911). Von den in dieſer Zahl enthaltenen 45 (71) Angriſß
bewegungen mit 2845 (4389) Beteilligten waren 34 (66) mit 252(4190) Beteiligten erfolgreich, und desgleichen von den 13 (6) Ab-

wehrbewegungen 11 (3) mit 727 (58) Beteiligten. Unter Mit-wirkung des Gauvorſtandes haben 262 (218) Verſammlungen ſtatt

gefunden. Bei Lohnbewegungen war ſeine Mitwirkung S (221)
mal nötig, bei r r mit den Arbeitgebern 78 (57) mal,bei Reviſionen 26 (44) mal und ber ſonſtigen Anläſſen 13 mal.
Jn der Kritik der Delegierten wurde hauptſächlich energiſche
Agitation in einzelnen Bezirken und Branchen verlangt, wobei vor
allem der Erwartung Ausdruck gegeben wurde, daß jetzt, nach
erfolgtem Abſchluß der Kartellverträge mit dem Fabrikarbeiter-
und dem Transportarbeiterverband, jegliche unlautere Konkurrenz
in der Agitation, namentlich hinſichtlich der niedrigeren Beiträge
als im Holzarbeiterverband, aufhören möge.

Jn ſeinem Referat über den kommenden Verbandstag in Dresden
Vorſtandsvertreter Kayſer die Vertragspolitik des

Verbandes und legte dar, innerhalb welcher Grenzen der weitere
Ausbau der Unterſtützungseinrichtungen zurzeit möglich ſei. Nach
dem Verhalten der Mitglieder des Arbeitgeber-Schu verbandes
dürfe an eine Schwächung des Kampffonds, der zurzeit im Haupt-
kaſſenvermögen 24,09 Mk. pro Mitglied betrage, durch Vermehrung
anderweitiger Ausgaben nicht gedacht werden. Eine Beitrags-
erhöhung diesmal veſchließen zu wollen, wäre mit Rückſicht auf
die Kriſe nicht ratſam. Um aber doch in weiterem Maße das
Elend der Arbeitsloſigkeit mildern zu können, wolle der Vorſtandtrotz allem dem Vert bandstag den Antrag auf Verlängerung der
Arbeitsloſenunterſtützung von 6 auf 7 Wochen und dementſprechende
Erhöhung der Höchſtſätze unterbreiten. Desgleichen will er be-
antragen, die Reiſeunterſtützung um dieſelben Sätze zu erhöhen,
und daß ſtatt 4 Pfennig pro Kilometer 1 Mark pro Tag aus sgezahlt
wird. Die Konferenz teilte im großen und ganzen die vom
Referenten bekundeten Grundſätze und Anſichten, nur beſchloß ſie,
beim Verbandstag zu beantragen, daß die Reiſeunterſtützung auf
1,25 Mark pro Tag erhöht. und daß der Vorſtand beauftragt wird,
zum Verbandstag zwei Vorlagen auszuarbeiten, eine über eine auf
20 Wochen zu bemeſſende Erwerbsloſenunterſtützung und eine über
eine zu ſchaffende Unterſtützungseinrichtung für invalid gewordene
Mitglieder. Nach Annahme einiger weiterer Anträge zum Statut
erreichte die Konferenz mit einem begeiſterten Hoch auf den
Deutſchen Holzarbeiterverband ihr Ende.

Merſeburg. Ein Menſchenleben dem Schwaps
teufelgeopfert. Zwei befreundete polniſche Arbeiter aus
Großkayna waren, weil, nachdem eine Schnapsvunde von acht
Perſonen in 215 bis 3 Stunden 15 Stück Literflaſchen Schnaps
ausgetrunken hatte eine verſteckt worden war, in Streit ge-
raten. Der Schapsſtandal artete ſo aus, daß der Stärkere
den Schwächeven niederwarf und mit ſeinen Stiefeln ins Ge
ſicht trat, daß er blutete und ſich in dem Schlafvaum der Ar-
beiterkaſerne, weil jener ihn tot zu ſchlagen drohte, unter die
Betten verkriechen mußte. Obgleich die anderen ihn in ihren
Beorten aufnahmen, gingen die Miß handlungen ein zwei tes
Mal los, bis es dem Arbeiter Wilhelm Wiſcheropp gelamn, 7
Freie zu flüchten. Hier borgte er ſich zunächſt ein Meſſer, ges aber mit den Wortem: ich hab auch was andores, ehe

Der andere, Paul Birneck, war inzwiſchen beruhigt worden
und war in ſeinem Bett eingeſchlafen. Dies benutzte nam W.,
um ihn umſchädlich zu machen, indem er ihm ſeine Spitzhacke
in den Leib hieb, dann fortlief, um ſich in Merſebum der
Polizei zu ſtellen. Wiſchevopp wurde vom Naumbumer v
gericht wegen Körvperverletzung mit Todeserfolg, da B. im
Merſeburger Krankenhaus an den Folgen des Hiebes ge-
ſtorben war, zu 1 Jahr 6 Monaten Gefängnis, bei Anrech nung
der vollen Unterſuchungshaft, verurteilt.

Schkenditz. Gewerkſchaftskartell. Am 24. Februar hielt
das Kartell eine außerordentliche Sitzung ab, zu der außer den
Delegierten ſämtliche Gewerkſchaftsvorſitzenden und die Arbeiter
ſekretäre, ſowie die Krankenkaſſenvorſtandsmitglieder eingeladen
waren. Bezirksſekretär Genoſſe Daniel- Merſeburg führte uns
in einem Finſtündigen Vortr age t die Notwendigkeit vor Augen, daß
bei den Verſicherungs- und Oberverſicherungsämtern Leute alsBeiſitzer fungieren, welche mit den Verſicherten ſtändig in Berührung
ſtehen und den verletzten Verſicherten zu den Renten verhelfen,
welche ihnen ihren Verletzungen entſprechend zuſtehen. Auch führte

der Redner mehrere Beiſpiele an, aus denen zu erſehen war, daßdie Vertrauens zärzte des Verſicherungsat mtes ihr Gutachten über
die Schwere der Verletzungen nicht immer in objektiver Weiſe
abgeben. Als Beiſitzer zum Oberverſicherungsamt wurden hierauf
in Vorſchlag gebracht die Genoſſen Emil Kolb, Paul Hübler,
Paul Sehl, Max Oelsner, Paul Straube, Hermann Dittrich,Chriſtian Günther und Otto Delitſch. Genoſſe A. Sämiſch gab
dann einen ausführlichen Bericht der Arbeiterſekretäre über das
arbeitsreiche Jahre 1913. Als Sekretär wurde Genoſſe Straubeeinſtimmig wiedergewählt. Zum Schluß teilte der Vorſitzende noch

mit, daß ſich der Verband der Barbier und Friſeurgehilfen demKartell angeſchloſſen hat. Am Montag, den 9. März, nach-
mittags 5 Uhr, veranſtaltet der Bildungsausſchuß im Lindenhof für
Kinder und abends 29 Uhr für Erwachſene große kinomatographiſche
Vorführungen. Karten hierzu ſind an den bekannten Stellen zu

aben.

Aus den Gerichtsſälen.
Strafkammer.

Teurer Hühnerbraten. Der 19jährige Arbeiter Kurt Schulze
konnte im Januar v. J. der Verſuchung nicht widerſtehen, ſich
nach einem Hühnerdiebſtahl, den der deshalb bereits beſtrafte
Arbeiter Hoche ausgeführt hatte, einen Hahn abgeben zu laſſen.
Er muß den Braten nun mit einer Woche Gefängnis wegen

be
Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche UAeberſicht, und Parteinachrichten

Paul Hennig, für Ausland und Feuilleton Karl Bock; für Gewerkſchaftliches,
Soziales, Techniſche Rundſchau und Vermiſchtes Wilhelm Koenen; für Halle und
Saalkreis Otto Kilian; für Aus der Provinz Gottlieb Kasparek; für die An
zeigen Wilhelm Herzig; Verleger Alfred Jähnig; ſämtlich in Halle. Druck der
Halliſchen Genoſſenſchafts-Buchdruckerei (e. G. m. b. H.).

„———-—YVa[-„=—==—J—u

Arbeiter Sekretariat, Halle (Saale).
Harz 42/44, Hof, 2 Treppen.Sprechſtunden nur wochentags von 11--1 Uhr und abends

von 5-8 Uhr. Sonnabend nachmittags und Sonntags geſchloffen.

S Nr. 1541.

Gratis- Löffel
für Quaker Oats Konsumenten
Quaker Oats Pakete enthalten Gutscheine, für welche wert-
volle, schwer versilberte Löffel gänzlich Kostenlos erhältlich
sind. Diese Löftel tragen keinen Reklameaufdruck, sind
von grosser Haltbarkeit und eine Zierde tür jeden Tisch.

30 ſahrige Erighrens

Die

c

Naturgrösse. Ohne
Reklameaufdruck

W*3395

W

Genaue Abbildung in W

in der Küche hat den Beweis des Wertes von Quaker Oats erbracht.
Hausfrau Weiss

in hundertfacher Weise zubereitet werden Kkann, dass
jetzt, dass Quaker Oats

es die Gesundheit kräftigt,
und dass es das sparsamste

Nah rungsmittel ist, wel-
ches sie kaufen kann.



Täglich neue Ausiagen.
W elegante Damendandtasche 95

W elegante Koufirmationzbill 95

elegante Frivierlampe

elegante Ondulerelten

E.
m JJ

flargarpitur reich bes.

z 8tüch bärvefte

1 Unwvenalhanmer

Pfeffermünle

t Hapdtuchhalter

95

95 r

95

95

95

werk

l Werkzeuggarnitur 7 teilig

mit I. Mahl- 95

mit vier
Schildern

1 Väschetrocine 10 enden 95 re

1 groszer Borsttabeuberen. 95

1 Rosshaarberen Stiel. 99 r

95

Jchallplatten

25-—30 cm Durchmesser,

doppelseitig,

2 Stck. 95,
Neueste Schlager:

„Wie einst im Mai“,
„Polenblut“ usw.

7472

III
Weyel Nandebeite

Wegel Gyrerimeiſe

II

5 Kart. Glühutoft 95

10 Scheuertücher 95

12 Küch Horchueife 95 r

95.

Beachten Sie die Schaufenster.
4 gone Deren Schuhcrene. 95

Paveeltret

1 Leitangemanne eriert

h e
IIDE

Kwäertragkord

95

95

Umstands Korsetts,
Leibbinden,

Damenhbinden,
Spezial Korsettfabrik

Bernh. Haeni, fale
Schmeerstrasse 2.

r 4

à Dutzend von
70 Pl. an.

7476

nlt-
patentamtlich

Erstklassiges Tafel-Starkbier.
Aus Original-Münchner-Malz hergestellt.

30 Flaschen Mk. 3.60 frei Haus.
Händler erhalten Vorzugspreise.

*3407 Telephon 27 und 965.

II
geschüttt.

TAG-Zieuretten!

TrrustfFreif?

werh

i von

4 a v v3 e

3 r n weahe l R c hJ F

5

für Schreber-
gärten,

Hühner, Kaninchen, Heckbauer ete.

Hallesche Brahfweberei
C. H. Heiland, Halle (Saale),

Magdeburgerstrasse 161. *3398

vorzügliches helles sowie dunkles Brot.
J Filialen Er. Brunnenstr. 65 und Oleariusstr. 4 ſam Hallmark).

In Kröh witz ist das Brot b. Herrn Demmer, Talstr. 33. zu haben.

Die Rabattkarten können zu jeder
Zeit im

Haupt-Geschäft15

S
6791

Karl Hüller l
empfehlt ihr

eingelöst
werden.en c s

Karten
zur

Konfirmation nd
Jugend Weihe

mit freigeſinnten Sprüchen
in großer Auswahl.

Zu beziehen durch die

Volls Buchhandlung,

-frauen

V Ver. Hoffnung. Jed. Mitt-e h ä b Feſſel- Prob

erhalten b. kr. Störung, Blut
ſtockung, Weißfluß, alle aner-
kannten räparate, ſanitäreArtikel, al gpygrate billigſt

von der Genfer Fa.
Mt. (omad Sweidin,

Halle a. d. S., Hraſeweg 2, pt. l.
Frau Böhnert. Rückporto.

Nachnahmeverſand. [2524
Ab 1. April. Hüttelstr. 7, Il Et.

Die Eiſen Beton- Arbeiten
Neubau des Gewerieschaſfishauses

ſind Herrn Sohöne jr. zugefallen.
Allen anderen Submittenten für gehabte Bemühungen beſten Dank.

Haltesohe Genossenscohafts-Buchdruokoerei (e. ſ. m. b. H.

*2900

sendung des Briefpo

Hals- und Lungenleidenden
teile ioh aus Dankbarkeit durohaus unentgeltlich (nur gegen Ein-

rtos) mit, wie ieh duroh
faches wie villiges und dadei doch so überaus erfolgreiches Ver-
fahren von meinem lang wierigen Leiden (altem starken Asthma,
Husten, Auswurf, Nachtaobweiss, Abmage

Leon Dick, Grosskönigsdortf 239 Rheinland.

ein ebenso ein-

ru rn usw.) bereit wurde.

Die Hausfrau zur Freundin spricht:
Meine Wäsche hält jetzt nieht.
Ich kann es nicht begreifen,Verwendest Du wohl schartfeseifen?

Bei meiner Wäsche gibt's das nit,
Ich wasche nur m. Hydraulith
Man hat viel dabei gespart,
Denn Hydraulith ist mild u. hart.

Ueberall erhältlich!

4050

Vereins-
Anzeiger.

Die Veröffentlichung
nachſtehender Veranſtaltungen er-
folgt wöchentlich. ahresbeitrag

5 Mk. pro Zeile.

[Witterfeid.
Fabrikarb.-Vrb. Donnerst., 5.März,
ab. 8 U., i. Reſt. Hohenzoll.: Verſ.

[Bockwitz.
Arb.-Radf. Jed. 1. Donnerstag i.
Mon. ab. 8 Uhr, b. Ledwig: Verſ.

Dühben. 1
Soziald. Ver. Sonnabd., 7. März,abds. 8 Uhr, b. Hübner: Verſamml.

Eisleben.
e.

Eroeppin.
Fabrikarb.-Verb. Freitag, 6. März,
ab. S U., i. Prinz v. Preuß.: Verſ.
Gesangverein Vorwärts. Dienstag
Probe bei Schmidt.

Hatie Saale
jTabakarbeiter. Sonnabend nd. 1.

in Lohſes Reſtaurant: Verſamml.
DachdeckerVerb. Jed. 1. u. 15.
d. Mts. im Volkspark: Verſamml.,

ürheſer-Sangerehen
er

Süd-Abt.: Mittwoch ab. b. Streicher,
Nord Freitag ab. i. Volkspark.
Arbeſter-Radfahr.- Bund Solidarität

Sonntag, 8./3., nachm. 1 Uhr, ab
Volksp. Austahrt nach Teulscheniho.
Am 27./3., abends 8 Uhr, i. Lokal
Zu den 3 Königen: Verſammlung.

[Hetistedt.
Arb. -Gesangver. Freier Säpgerchor.
Jeden Sonnabend: Singeſtunde.

[univerg.
Gewerksehaftskartoll. Jed, 1. Sonn-
tag i. M., ab. 7U.,i. Preuß. Hof: Verſ.

Halle (S.), Harz 29.
a

[Senkeugſtz
Gewerhkſchaftskartell. Dienstag,

D O
lehrweivterüidlofhe

Eine Sammlung praktiſcher
Anleitungen für alle möglichen
Bedürfniſſe des tägl. Lebens.

Jede Nummer 20 Pf., 25 Heller.
Verlag Hachmeiſter u. Thal,

Leipzig.

V. Geflügel. Singvögel.
75 Die Sutyfügrung deg Geflügel-

züchters. Von Dr. B. Blancke.
Preis 20 Pf.

92/94 Geflügelkrankheiten. Von
Tierarzt Dr. K. Roth. 30 Abb.

Preis 60 Pf.
130 Die künſtl. Brut u. Aufzucht.

Von Alb Kirchner. 7 Abb. 20Pf.
265 Die natürliche Brut u. Auf

ucht der Kücken. 14 Abb. 20 Pf.
95/906 Landwirtſchaftl. Geflügel

zucht. Von K. Heyde. 28 Abb.
Preis 40 Pf.

225/226 Nutzbringende Hühner
zucht. Von P. Hohmann. 37 Abb.

Preis 40 Pf.
263/264 Nutzentenzucht. 29 Abb.

Preis 40 Pf.
50 Unſere Nutztauben. 12 Abb.

Preis 20 Pf.
262 Nutzbringende Gänfſezucht.

Mit 9 Abb. Preis 20 Pf.
6 Kangrienzucht. V. P. Hohmann.
61 Einheim. Stubenvögel. 20 Pf.
325 Vogelſchutz und -Hege. Mit

Abbildungen.
89/90 Die Prachtfinken. Von Paul

Weber. Mit 26 Abb. 40 Pf.
190 Ziergeflügel. 19 Abb. 20 Pf.

Zu beziehen durch die

Volksxbuchbandlung,

Halle (Saale), Harz 29.

O O S O Ges. geseh. Schmeerſtr. 12.

Dr. Boye,
Brüderstrasse 17
verreist
für ca. 3 Wochen. *3403

Katalog 1914
senden wir ſhnen auf Verſaagen

umsonssk.
Wir verkaufen Döbeol, Beften,
Wäsche, tlerren- und Damen-
Garderobe etc. auf bequeme
Teilzahlung nad richten die

Zakiangsweise ganz nach
Wunsch der Käufer ein.

CichmannaCe

faſle a. S.
6 Sr.

u

l

rer

Juwelier Tittel. 2

Montag den 2. März, vormittags 10 Uhr, entſchlief nach
langem, ſchwerem Leiden mein innigſtgeliebter Mann, unſer
treuſorgender Vater, Schwieger u. Großvater, der Milchfahrer

Karlim noch nicht vollendeten 61. Lebensjahre.
Dies zeigen tiefbetrübt an

Saal. 7467

Die trauernden Hinterbliebenen.
Die r findet Donnerstag nachmittags 4 Uhr auf

dem Südfriedhofe ſtatt.

Reute, Montag r
unser lieber Kollege, der Mil

Karl
im Alter von 61 Jahren.

entschlief nach langem Leiden
chkutscher

Saal,
Während der langen Reihe von Jahren die wir mit

ihm zusammenarbeiteten, haben wir den leider viel zu früh
Dahingeschiedenen als einen treuen Freund u. lieben Kollegen
schätzen und achten gelernt, und werden ihm jederzeit
ein ehrendes Andenken bewahren

Halle (S.), den 2. März 1914.

Das Personal der Halleschen Molkerei,

den 10. März Sitzung.

*3404
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1. Beilage zum Volksblatt.
Halle (Saale), Mittwoch den 4. März 1914 25. Jahrg.

Die Kommunalabgaben.
Die ſchwere Belaſtung der Gemeinden durch ihre ſtets ſteigenden

Aufgaben, die Erſchöpfung der ihnen zur Verfügung ſtehenden
Steuerquellen und die ſtets wachſenden Geldbedürfniſſe des Reichs
und Preußens haben zur Einbringung der Novelle zum
Kommunalabgabengeſetz geführt, die am Montag das
Dreiklaſſenhaus in erſter Leſung beſchäftigte. Obgleich ſich dieſe
Novelle nur ein recht begrenztes Tätigkeitsgebiet wählt und an
die Grundlagen des Problems eigentlich nicht herangeht, obgleich
alſo zu großen prinzipiellen Meinungsverſchiedenheiten kaum ein
Anlaß gegeben iſt, zeigte die Debatte doch ein intereſſantes Bild.
Schon die geringen Fortſchritte, die die Vorlage bringt, und
namentlich eine gewiſſe Einſchränkung der Staatsaufſicht, die heute
ſo oft zur ſtaatlichen Beſchränkung der Selbſtverwaltung der Ge-
meinden wird, hat die Rechte ergrimmt und ihre Redner ver
rieten deutlich, daß man in Gemeinſchaft mit dem Zentrum die
Vorlage zu einem 'agrariſch-bureaukratiſchen Machmerk
verſchandeln will. Der Fortſchrittler Caſſel und unſer Genoſſe
Hirſch traten dieſem Beginnen entgegen, das ſeinen ſchönſten
Ausdruck in dem Verlangen des freikonſervativen Univerſitäts-
vrofeſſors BredtMarburg gefunden hat, die Regierung möchte
doch verhindern, daß die Gemeinden hungernde
Schulkinder ſpeiſenl!
Am Dienstag geht die Beratung weiter. Die Vorlage wird an

ine Kommiſſion gehen, in der auch unſere Genoſſen vertreten
ſein werden.

7

Aus den Verhandlungen ſeien einige Ausführungen aus der
Rede unſeres Genoſſen Hirſch wiedergegeben:

Abg. Hirſch (Soz.)
Es gibt zahlreiche Gemeinden, die nur niedrige Steuer-

zuſchläge erheben und von denen man deshalb glaubt, ſie wären
in günſtiger Lage. Aber der Schein trügt. Die Zuſchläge wer
den da aus ganz beſtimmten Abſichten niedrig gehalten, um
Konkurrenz gegen andere Gemeinden zu machen, wohlhabende
Leute heranzuziehen uſw. Auf dieſe Gemeinden kommt es aber
nicht an, ſondern auf die große Belaſtung der meiſten, nament
lich der größeren Gemeinden. Die ſchlechte Finanzlage der
Städte iſt zum nicht geringen Teil auf das Wachſen von Aus-
gaben zurückzuführen, auf die die Städte gar keinen Einfluß
haben; ſo iſt es bei den Polizeikoſten in Städten mit
ſtaatlicher Polizei, wo die Städte einfach zu zahlen haben, was
ihnen vorgeſchrieben wird. Ebenſo iſt es mit den Provingzjal-
abgaben, und man darf nicht vergeſſen, daß eine Reihe von Aus
gaben der Städte deshalb ſo hoch ſind,

weil an der Sozialpolitik ſo geſpart wird.
Wenn Reich und Staat ihre Pflicht erfüllten und eine Ar-
zeitsloſewverſicherung einführten, werden die
Armenlaſten lange nicht ſo groß, desgleichen wenn man ſchon
früher angefangen hätte, durch eine vernünftige Wohnung s-
geſetz gebung dem

Wohnungselend und der Wohnungsteuerung
entgegenzuwirken, und endlich wirkt die. Steigerung der Lebens-
mittelpreiſe natürlich ſehr ſtark auf die Gemeindefinanzen ein.
der Finanzminiſter hat darauf hingewieſen, daß das Kinder-
privileg namentlich in kleineren Gemeinden eine große Rolle
ſpielt. Das iſt richtig, aber natürlich darf man deshalb nicht
daran denken es zu beſeitigen. Die Gründe des Miniſters
gegen eine Aufhebung des Steuerprivilegs der Geiſtlichen ſind
nicht durchſchlagend. Wir haben eine große Reihe ſehr wohl-
habender Gemeinden, die die Geiſtlichen für die Heranziehung
zur Steuer entſchädigen könnten, es gibt aber genug Geiſtliche,
die auf ihr Steuerprivileg glatt verzichten könnten. Gewiß
ſollen die Gemeinden ſparſam wirtſchaften, aber es dürfen nicht

aus „Sparſamkeit“ Kulturaufgaben vernachläſſigt
werden. Das geſchieht aber vielfach. (Sehr richtigl b. d. Soz.)
Bedauerlich iſt, daß der Regierungsentwurf den Gemeinden
keine weſentlichen neuen Einnahmequellen erſchließt. Die Re-
gierung bekämpft den Vorſchlag des Städtetags, die Kapital-
rentenſteuern einzuführen. Offenbar will man dieſe Steuer
dem Staat vorbehalten. Wir ſind ferner der Anſicht, daß
ebenſo wie die Einkommenſteuer, auch die Ergänzungsſteuer
den Zuſchlägen unterworfen werden ſoll. Wir bedauern es,
daß die Grenze von 900 Mk. Einkommen für die Gemeinde-
zuſchläge beibehalten iſt, ja daß den Gemeinden die Möglichkeit
bleibt, von noch geringerem Einkommen Zuſchläge zu erheben.
Wir verlangen und werden beantragen eine weſentliche

Erhöhung des ſteuerfreien Exiſtenzminimums
entſprechewd dem geſunkenen Wert des Geldes. (Sehr wahr!
b. d. Soz.) Die Regierung weiſt die Gemeinden u. a. auf die
Erhöhung der Marktſtandsgebühren hin; die Einnahme daraus
kann nicht ſehr erheblich ſein, aber es beſteht die große Gefahr,
daß dadurch die Nahrungsmittel verteuert werden. Daß die
Gemeinden den freundlichen Rat erhalten,

Mietſteuern einzuführen,
bedauern wir außerordentlich, denn das bedeutet Woh-
nungsteuerung. Während der 8 25 des jetzigen Geſetzes über
die Grundſtücksbeſteuerung in der Gemeinde ſich durchaus be-
währt und den Gemeinden ermöglicht hat, die Steuer nach
dem Grundwert oder nach dem Nutzungswert zu bemeſſen,
ſchlägt die Regierung auf Verlangen des Schutzverbandes für
den deutſchen Grundbeſitz, der übrigens ſeine Agitation mit
den größten Uebertreibungen geführt hat, eine Neuregelung
vor, die keineswegs, wie man behauptet, den bodenſtändigen
Grundbeſitzer, der ſein Grundſtück ſelbſt bebaut, und den
übrigens niemand von der Scholle vertreiben will, ſchützen
würde, ſondern vielmehr würde die vorgeſchlagene Neuregelung,
die den Ertragswert zugrunde legt, der Spekulation Vor-
ſhub leiſten und überdies noch die Gemeinden finanziell
ſhädigen. Wie das mit der angeblichen Tendenz der Vorlage,
die Gemeindefinanzen zu ſtärken, vereinbar iſt, verſtehe ich
nicht. (Sehr wahr!l b. d. Soz.) Wir haben keinen Anlaß, uns
gegen den Gedanken des g 53 zu wenden, der einen Zuſchuß
der Betriebsgemeinde an die Wohngemeinde vorſieht. Wenn
dieſe Laſten gemeinſam aufgebracht werden ſollen, ſo müſſen
auch Mittel dagegen geſchaffen werden, daß etwa einzelne Ge-
weinden ihr Schulweſen vernachläſſigen und ſich trotzdem die
Koſten dafür von denjenigen Gemeinden bezahlen laſſen, die
rem Schulweſen ganz beſondere Aufmerkſamkeit widmen.Sehr gut! links.) h erkenne an, daß die Vorlage eine Reihe
don Fortſchritten bringt, ſo eine Einſchränkung der Staats
eufſicht, und ich muß lebhaft bedauern, daß gerade gegen dieſen
Kunkt hier Stimmen laut geworden ſind. Fetzt werden viel-
ſach, auch in GroßBerliner Gemeinden, höchſt notwendige Aus
jaben mit der Ausrede aufgeſchoben, daß die Regierung die
bei Zuſchlägen über 100 Prozent erforderliche Genehmigung

zur Erhöhung der Gemeindezuſchläge verweigern und daß da-
mit die Selbſtverwaltung zu Ende ſein würde. Deshalb
ſträuben ſich zahlreiche Gemeinden, die eine Erhöhung der Zu
ſchläge um 20 und 30 Prozent nötig hätten, gegen eine Er-
höhung um 10 Prozent und es erſcheint nötig, die Berufung auf
angebliche Hinderniſſe durch die Staatsaufſicht unmöglich zu
machen. Ein weiterer Vorteil iſt die Heranziehung zur ge
meindlichen Grund und Gewerbeſteuer des Fiskus und die
Einführung der Auskunftspflicht auch in gemeindlichen Steuer
ſachen. Erfreulich iſt, daß nun auch diejenigen beſſer erfaßt
werden ſollen, die in der glücklichen Lage ſind, in mehreren
Gemeinden einen Wohnſitz zu haben und die heute ſich aus-
ſuchen können, wo ſie die Gemeindeſteuer entrichten wollen.
Natürlich ſuchen ſie ſich die Gemeinde mit den geringſten Zu-
ſchlägen aus und ſchädigen dadurch die anderen Gemeinden
ganz erheblich. Da eine Kommiſſion von 28 Mitgliedern vor-
geſchlagen iſt, werden wir die Möglichkeit haben, dort an der
Vorlage mitzuarbeiten. Wir werden uns bemühen, das Geſetz
ſo zu geſtalten, daß es in gleicher Weiſe den Jntereſſen der
Steuerzahler und denen der Gemeinden gerecht wird, und zwar
nicht nur der großen, ſondern auch der mittleren und kleinen
Gemeinden. Aber ſchärfſten Widerſtand werden wir allen
Verſuchen entgegenſetzen, die darauf hinauslaufen, auch dieſes
Geſetz agrariſchen Jntereſſen dienſtbar zu machen. (Lebh.
Bravol b. d. Soz.)

Abg. Graf v. Spee (Zentr.) bekämpft die Beſtrebungen der
Bodenreformer und wendet ſich gegen die Erhebung der Grund-
ſteuer nach dem gemeinen Wert.

Dienstag 11 Uhr: Vereidigung der neueingetretenen Mit
glieder, Weiterberatung, kleine Vorlagen.

Schluß 412 Uhr.

Kritiſcher Ausgang.
Die Schuletats vor den Stadtverordneten. Sozialdemokra

tiſche Kritik und bürgerliche Furcht vor ihrem Erfolg.
Ein neues Rededuell Hüllemann-Holly um die „bewährten
Finanzgrundſätze“ der ſtädtiſchen Verwaltung von Halle.
Die Stadtverordneten fordern aufs neue eine Finanzüberſicht

für 1913. Konflikt in Sicht!
Die Stadtverordneten haben in ihrer geſtrigen

Sitzung die Etatberatung ein erhebliches Stück gefördert.
Jm Mittelpunkt der Verhandlungen ſtanden diejenigen über
das Schulweſen. Aus dem nachfolgenden Bericht, deſſen
Lektüre wir unſeren Leſern dringend empfehlen möchten, iſt
zu erſehen, daß es die ſozialdemokratiſchen Vertreter
waren, die erneut einer ſozialen Reform des Halliſchen
Schulweſens nachdrücklichſt das Wort redeten. Genoſſe Hen-
nig brachte ſowohl beim Kapitel Allgemeine Schullaſten, als
auch beim Etat der Mittelſchulen entſprechende Anträge ein,
denen er eine eingehende Begründung zuteil werden ließ. Sie
betrafen die Schulſpeiſung und die Beſeitigung der drei
unteren Klaſſen der Mittelſchule in der Richtung auf die Um-
geſtaltung des Unterrichtsweſens zur Einheitsſchule.
Unſer Redner wies darauf hin, daß die ſchulärztlichen Unter-
ſuchungen gerade in Halle die ſozialdemokratiſche Behauptung
beſtätigt hätten vom ſchlimmen Einfluß des ſo-
zialen Elends auf die Ergebniſſe des Unter-
richt s. Er konnte ſich in bezug auf die Beſeitigung der
unteren Mittelſchulklaſſen weiter auf den in der vorigen
Sitzung gefaßten Beſchluß berufen, daß der Magiſtrat eine
Fachſchrift über die Abſchaffung der Vorſchulen der Stadtver-
ordneten Verſammlung vorlegen ſoll. Und die ſozialdemo-
kratiſchen Anträge verlangten ja auch nichts anderes als Er
hebungen des Magiſtrats. Daß ſie trotzdem alleſamt ab-
gelehnt wurden, läßt ahnen, wie groß doch im Grunde der
Reſpekt der bürgerlichen Klaſſe vor an genommenen ſo-
zialdemokratiſchen Anträgen ſein muß.

Beim Etat der Volksſchulen bedauerte der Fraktions-
redner der Sozialdemokratie die auffällige Erſcheinung, daß
hierbei allein Erſparniſſe gemacht werden ſollen, wäh-
rend alle übrigen Schulen den Mehrbedarf ohne weiteres be-
willigt bekommen haben. Bedauerlich und bezeichnend
wäre auch die um 50000 Mark geringere Abführung an den
Schulhausbaufonds, deſſen kräftige Stärkung die erſte
Vorbedingung bilde für die Herabdrückung der Klaſſenfrequenz
und die Beſeitigung des unpädagogiſchen Syſtems der flie-
genden Klaſſen. Aber Genoſſe Hennig mußte auch hier-
bei die Ablehnung ſeiner Anträge auf Erhebungen über
die Durchführbarkeit der Lernmittelfreiheit und der
Errichtung von Sowderklaſſen für ſtärker befähigte Volks-
ſchüler erleben. Sympathie aus dem Munde der Pädagogen des
Kollegiums das war alles, was man für die Volksſchule im
Dreiklaſſenparlament der Stadt Halle übrig hat. Jndeſſen,
die Sozialdemokratie weiß ſich mit den führenden Männern
der modernen Pädagogik im Bunde und mit dem Willen
der Bürgerſchaft und ſie wird bei erſtbeſter Gelegenheit
von neuem in der Rolle des Treibers zum ſozialen
Fortſchritt tätig ſein.

Den Beſchluß der geſtrigen Verhandlungen bildete die
Debatte über einen vom Stadtverordneten Hüllemann und
29 Genoſſen eingebrachten dringlichen Antrag, der vom Magi-
ſtrat erneut die Herausgabe einer Finanzüberſicht
für das laufende Etatsjahr verlangte, ſo zeitig vor allem, daß
ſie noch als Unterlage zur Steuerfeſtſetzung benutzt
werden kann. Der Magiſtrat ließ durch Herrn Bürgermeiſter
v. Holly erklären, daß er dieſe Ueberſicht nicht liefern
könne (vielmehr nicht liefern wolle, wurde ihm zutreffend
aus der Verſammlung zugerufen). Die Herren Hülle-
mann und Dr. Herzfeld, ſowie unſer Genoſſe Emmer
ließen in ihren Reden keinen Zweifel darüber, wie die Stadt-
verordneten die Weigerung des Magiſtrats gegenüber dem be-
rechtigten Verlangen auf zuverläſſigere Jnformation zur
Etatsberatung beurteilen. Emmer nannte es treffend eine
Bankrotterklärung der ſtädtiſchen Verwal-
tung. Die iſt es in der Tat.

Aber der Magiſtrat hat beſtimmte Abſichten, wenn er
das Geheimnis der Ergebniſſe des laufenden Jahres ängſtlich
beſorgt hütet und lieber das Prädikat einer ſchlecht informier-
ten, wenn nicht gar unfähigen Verwaltung in Kauf
nimmt, als Rede und Antwort zu ſtehen. Es bangt ihm mit
den 5 Prozent Steuerzuſchlag um die „Grundſätze bei der
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Am Sonntag beginnt die Werbewoche! Alle Kräfte angeſpannt!

Etatsfeſtſetzung', um das Ende der Halliſchen Finanz-
politik des Wurſtelns und Plusmachens, die Herr
von Holly immer noch weiter betreiben möchte, trotzdem ſie in
unſere präziſe Zeit gar nicht mehr hineinpaßt und es un-
erhört bleibt, wenn in der gegenwärtigen Periode der wirt-
ſchaftlichen Bedrängnis den Bürgern bewußterweiſe
mehr Steuern abgenommen werden ſollen, als zur Deckung
des ſtädtiſchen Bedarfs notwendig ſind. So unſicher, wie ſich
der redeluſtige Herr von Holly geſtern gab, ſah man ihn wohl
nie ein Zeichen, daß der ehemalige Polizeigewaltige eine
längſt verlorene Poſition verteidigt. Oberbürger-
meiſter Dr. Rive hatte ſich vor der Erörterung des Antrags
Hüllemann gedrückt. Sollte in ihm nicht ſo viel moderner Ver-
waltungspraxis ſtecken, daß er es aus dieſem Grunde ab-
lehnt, das Alte, Ueberlebte, Unbeſtimmte, zum perſönlichen
Gezänk Strebende der Halliſchen Finanzverwaltung zu ver-
teidigen

Das Spiel ſteht hart auf hart. Wie wird's enden? Werden
die Stadtverordneten auf ihrem und der Bürger Recht be-
ſtehen und den Etat ablehnen, wenn ſie vom Magiſtrat
weiterhin wie kleine Kinder behandelt undbrüskiert werden?

Sitzungsbericht.
Der Vorſitzende gibt die Eingänge bekannt: eine Petition

des Verbandes der Halliſchen Schrebergärten-Vereine um Ueber-
nahme der Koſten für die Verabfolgung von Milch an die Kinder
während der Ferien, ferner eine Dankſagung der Magiſtrats-
aſſiſtenten für die bewilligte Gehaltserhöhung.

Drei kleinere Vorlagen paſſieren debattelos. Für den
Neubau der Kapelle auf dem Nordfriedhof, zur Schaffung
eines Raumes für den Geiſtlichen, den Friedhofs-Inſpektor, für
die Kaſſe ſowie von Unterkunftsräumen für das Trauergefolge
werden 23700 Mk. verlangt und bewilligt. Bei den Erdarbeiten
am Bau des Hallenſchwimmbades hat ſich ergeben, daß
größere Felsmaſſen zu ſprengen ſind, als geſchätzt worden dem
Unternehmer wird dafür die Summe von 3000 Mk. nachbewilligt.
Für Studienreiſen werden 250 Mk. bezw. 138,80 Mk. an
zwei Oberlehrer bewilligt; einer von ihnen nimmt an einem kunſt-
geſchichtlichen Kurſus in Florenz und Rom teil, der andere ſoll
im Jntereſſe des Lyzeums nach Frankfurt a. M. reiſen.

Dann wurde in der
Beratung des Haushaltsvoranſchlags

fortgefahren. Beim Etat des Schlachthofes, der mit einem
um 9900 Mk. geringeren Ueberſchuß abſchließt (36 100 gegen
46 000 Mk.) weiſt Genoſſe Gerig auf die unzulänglichen Ver-
hältniſſe der Freibank hin. Die Bekanntmachungen über den

leiſchverkauf erfolgen nur durch Zettelaushang an den Ständen.
Oft kommen die Reflektanten anf billiges Fleiſch aus allen
Gegenden der Stadt herangeſtrömt und es ſind nur ganz geringe
Mengen Fleiſch da. Enttäuſcht ziehen viele von dannen und
bleiben vielleicht gerade an den Tagen fort, an denen größere
Mengen Fleiſch zum Verkauf ſtehen, die dann nur zum Teil um
geſetzt werden. Aus dieſer Erſcheinung wird dann fälſchlicher
weiſe geſchloſſen, es ſei die Fleiſchnot nicht ſo groß. UeberhauptDe die Unterbringung der Freibank in beſſeren Räumen not
wendig.

Es läuft ein Antrag Hüllemann und Genoſſen ein:
Die Stadtverordnetenverſammlung erſucht den Magiſtrat um

Vorloge einer Finanzüberſicht für das Jahr 1913 in der vom
Haushaltsausſchuß näher bezeichneten Weiſe, und zwar ſo zeitig,
daß ſie noch als Unterlage für die Feſtſetzung des Kapitels 19,
Gemeindeabgaben, benützt werden kann.

Der Antrag ſoll zum Schluß der öffentlichen Verhandlungen
beraten werden.

Beim Kapitel Grundeigentum fragt Genoſſe Emmer,
weshalb die neuerworbenen Ländereien nicht auch ſchon im Etat
erſcheinen, und ob der Spielplatz auf der Peißnitz der All-
gemeinheit noch nicht bald zur Benutzung übergeben werden kann.

Herr Stadtbaurat Lammers erwidert, daß die Eröffnung des
Spielbetriebes auf der Peißnitz beſtimmt in dieſem Sommer
ſtattfinden wird.

Beim Etat des der in ſeiner finanziellen Wirkung nach dem dreijährigen Durchſchnitt aufgeſtelltworden iſt, regt Genoſſe Gerig die Einrichtung billiger Ednn
tage an, die finanziell gewiß zugunſten des Gartens wirken werden.
Die Gewährung von beſonderen Vergünſtigungen an Gewerkſchaften
und größere Vereine ſollte man beibehalten, die Zahl der min-
deſtens abzunehmenden Karten aber r ſtellen. Viertauſend
iſt entſchieden zu hoch. Jm Bad Wittekind ſollten r
die M dtsintſchen Bäder während des ganzen Jahres verabfolgt
werden.

Herr Stadtrat Köcher entgegnet, dieſen Anregungen würde das
Kuratorium des Zoologiſchen Gartens gewiß wohlwollend gegen
über ſtehen.

Ausgedehnte Schuldebatten.
Stadtv. Hos referiert zunächſt über die Kapitel Katholiſche

Volksſchulen und Peſtalozzi-Hilfsſchulen. Sie paſſieren
debattelos. Beim Kapitel Allgemeine Schullaſten begrüßt
Genoſſe Hennig die Mehreinſtellung von 1000 Mark zur Ver
abreichung warmem Frühſtücks an Schulkinder als kleinen Fort
ſchritt, regt aber die Unterſuchung der Frage an, ob ſich die all
gemeine Schulſpeiſung, die in der Schweiz und anderen
Ländern durchgeführt ſei, auch in Halle durchführen läßt. Er ſtellt
folgenden Antrag:

Die Stadtverordnetenverſammlung erſucht den Magiſtrat, über
die Frage der Durchführung der Schulſpeiſung in der
Bolksſchule Erhebungen anzuſtellen und ihr Ergebnis noch vor
der Etatsberatung 1915 der Verſammlung zu unterbreiten.

Die ernſte Erwägung dieſer ſei umſo not-
wendiger, als gerade in Halle der Bericht der Schulärzte die
großen Unterſchiede in der Leiſtungsfähigkeit gut genährter und
ſchlecht genährter Schüler feſtgeſtellt hat. Während in den höheren
Lehranſtalten ſchlechtgenährte Schüler nur z 1,63 */0 angetroffen
wurden, betrug dieſe Ziffer in den Volksſchulen 8,8 o. Eine Ver
beſſerung dieſer den Erfolg des Unterrichts ſtark beeinträchtigenden
ſchlechten Geſundheitsverhältniſſe iſt möglich durch Gewährung von
Frühſtück an bedürftige Kinder und von Mittageſſen an ſolche, dienachgewieſenermaßen warme Koſt zu Hauſe nicht bekommen. Wenn
wir pädagogiſche Fortſchritte erzielen wollen, müſſen wir zuerſt in
ſozialer Richtung tätig ſein. Die verdienſtvolle Arbeit unſerer
Schulärzte iſt vergeblich, wenn wir nichts tun, um die feſtgeſtellten
Mängel zu beſeitigen.

Das Kapitel wird bewilligt der Antrag Hennig g. nt.
Für ihn ſtimmen außer allen Sozialdemokraten nur

ünf bürgerliche Vertreter. e
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Es folgt der
Etat der Mittelſchulen.

Dazu bringt Genoſſe Hennig gleichfalls einen Antrag ein:
Unter grundſätzlicher Anerkennung des für die Zukunft zu er

ſtrebenden Syſtems der Einheitsſchule erſucht die Stadt-
verordnetenverſammlung den Magiſtrat, bis zur Etatsberatung 1915
eine Denkſchrift auszuarbeiten, die die Möglichkeit und praktiſche
Durchführbarkeit einer Aufhebung der drei unteren
Mittelſchulklaſſen zu unterſuchen hat.
Begründend führt Redner aus: Von der Mehrheit der Verſamm-

lung ſei zwar bei er yrnt des Etats für das Gymnaſium ein
gleichlautender Antrag abgelehnt worden, Aber das hindere die
Sozialdemokratie nicht, immer wieder die Not wendigkeit der
ſozialen Schulreform zu betonen. Volksſchule und Mittel-
ſchule hätten keinerlei organiſche Verbindung, obzwar das Lehrziel
der beiden Syſteme nicht allzuweit von einander entfernt ſei. Der
Verſuch müſſe gemacht werden, ſie zu verſöhnen. Ein Nachteil
wird bei Aufhebung der unteren drei Mittelſchulklaſſen nicht ent-
ſtehen, da im großen und ganzen der Unterrichtsſtoff der gleiche
iſt in Volks- und Mittelſchule. Wir würden auch durchaus im
Sinne des vom Herrn Stadtſchulrat ſo verehrten Schulreformators
Prof. Sickinger tätig ſein, wenn wir, wie im Antrag ausgedrückt,
verführen. Durch die Beſtimmung, 40 Kinder aus der Volksſchule
in die Mittelſchule zu überführen, haben wir übrigens ſchon den
Grundſatz anerkannt, daß die Grundlage aller Volksbildung
die Volksſchule ſein muß. Alles Reden der Fachleute nach
Vereinheitlichung des Erziehungsweſens hat keinen Wert, wenn
wir hier nicht praktiſch handeln.

Herr Stadtſchulrat Brendel: Der Magiſtrat hat zu dem An-
trag betreffend die Vorſchule des Gymnaſiums noch keine
Stellung genommen. Jch glaube aber, wenn er für die Be-
ſeitigung der Gymnaſialvorſchulen iſt, müſſen auch die unteren
Klaſſen der Mittelſchule fallen.

Stadtv. Völker hält die Aufhebung der Mittelſchule nicht für
nötig, denn das Wort von der „ſozialen Verſöbunnng“ iſt ein
Schlagwort.

Genoſſe Oſterburg: Der Kernpunkt der Frage iſt, daß ein
allzu großer Unterſchied zwiſchen dem Lehrſtoff der unteren Klaſſen
der Volks- und Mittelſchulen nicht beſteht und deshalb ein Aus-
gleich wohl möglich iſt. Dann freilich dürften nicht mehr als
30 Kinder in einer Klaſſe unterrichtet werden.

Stadtv. Völker: Die Leiſtung der Volksſchule höher zu
bringen, iſt ein ſchwieriges Problem. Herr Hennig hat ſchon den
einen wichtigen Punkt angetippt: die ſozialen Verhältniſſe. Ge-
wiß, ſie ſind leider recht ſchlecht und Kinder und Schule leiden
darunter, aber wir als Gemeinde können dagegen nichts
tun, ſo wünſchenswert das auch wäre. Unſere Mittelſchulen
ſind vorbildlich ausgeſtaltet. Jch wäre mit dabei, wenn wir den
Uebergang aus der Volksſchule zur Mittelſchule noch leichter er
möglichen wollen. Auch am Koſtenpunkt wird manche For-
derung der Schulreform ſcheitern.

Stadtv. Ho Herr Hennig operiert garnicht ungeſchickt, wenn
er uns Lehrer bei der pädagogiſchen Ehre packt. Hier tritt er für
den Frieden unter den Ständen ein, aber wenn er zu Erwachſenen
ſpricht, hört man's anders. Wie die Väter, ſo ſind die Kinder.
(Hennig: Und die Väter ſind doch echt! Große Heiterkeit.)
Die Menſchen ſind innerlich verſchieden, weshalb ſollen ſie nicht
auch auf verſchiedenen Wegen ihrem Ziel zuſtreben. Wenn der
Antrag wirklich ſo beſcheiden ſein will, ſollten die Worte „unter
grund ätzlicher Anerkennung“ geſtrichen werden.

Genoſſe Oſterburg: Herr Völker hat nicht bewieſen, daß es
nicht lich wäre, die oberen Klaſſen der Mittelſchule auf die
Volksſchule aufzuſegen. Herrn Hos möchte ich erwidern, daß wir,
die Arbeiter, Kamp n, der uns auf gezwungen
worden iſt. Wenn die er einſehen, daß die ſchlechte wirt
ſchaftliche Lage der Schule ſchadet, dann ſollten doch eigentlich
auch die Lehrer dafür eintreten, daß die Lebenslage der Arbeiter
eine Aufbeſſerung erfährt.

Genoſſe Hennig: Der Vorwurf, daß wir unſere Anträge zu
ungelegener Zeit bringen, iſt unberechtigt. Die Etatsberatung iſt
die beſte Gelegenheit zu grundſätzlicher Kritik. Herr Völker ſprach
als Nur Pädagoge: Hier ſind wir aber keine pädago-
giſche Verſammlung, ſondern die Repräſentation
der Bürgerſchaft. Und die will in ihrer Mehrheit nichts
wiſſen von einer ſozialen Zerklüftung ſchon der jungen Menſchen
kinder vom ſechſten Jahre ab. Die Schule iſt mit dazu berufen,
ein gegenſeitiges Verſtehen des Volkes anzubahnen. Wenn die
Kinder der Beſitzenden in der Schule mit den Kindern des Volkes

in Berührung kommen, werden Eltern und Schüler 7 manches
ilernen für das Leben. Grundſätzlich ſtellen ſich die Lehrer auf

den Boden der Einheitsbildung; heute aber preiſt Hr. Völker die
M len als glänzend und unentbehrlich. Wir ſind berufen,
Jh Fziales Gewiſſen zu ſchärfen, damit Sie Jhr Jnter-
eſſe- mehr der Volksſchule zuwenden. Herrn Hos erwidere
ich: ozialdemokratie iſt immer und überall dieſelbe, und ſie
iſt klug genug, ſo zu verfahren, daß ſie ihren Grundſätzen
entſprechend den Fortſchritt fördert. Und wenn wir
Jhnen heute dieſen Antrag unterbreiteten, dann haben wir nichts
anderes getan, als was die großen Pädagogen längſt gefordert
haben. Auch der Kampf, den wir hier um die Volksſchule führen
müſſen, iſt der Arbeiterſchaft aufgezwungen. Sie haben hier die
Macht; lehnen Sie den Fortſchritt ab, dann wird über Sie die
Zeit richten.

Stadtv. Völker: Den Vorwurf, wir hätten nichts für die
Volksſchule übrig, muß ich entſchieden zurückweiſen.
Damit ſchließt die Debatte. Der Antrag Hennig wird gegen

die fünf ſozialdemokratiſchen und einige bürgerliche Stimmen ab
gelehnt. Das Etatskapitel findet Ann ahme.

Beim Etat der Volksſchulen
wies der Referent Stadtv. Hos darauf hin, daß an den Schulbau-
fonds diesmal nur 100000 Mk. abgeführt werden ſollen, gegen
150000 Mk. in früheren Jahren. Die aus dem Voranſchlag ge
ſtrichenen Beträge in Höhe von 24000 Mk. betreffen nur Arbeiten
in Schulhäuſern, die ſich auch noch ein Jahr hinausſchieben laſſen.

Genoſſe Hennig findet es bedauerlich, daß der Volksſchuletat
diesmal ſo niedrig iſt. Es ſind nicht nur die mehr geforderten
49000 Mk. bis auf den letzten Pfennig geſtrichen worden, ſondern
darüber hinaus noch 24430 Mk. Dies Verfahren zeigt klar die
Richtung des Magiſtrats. Für alle höheren und mittleren Schulen
hat der Etat mehr Mittel ausgeworfen, als der vorige Etat, nur
bei den Volksſchulen ergibt ſich ein Minus. Daß Sie
auch den Baufonds um 50000 Mk. geringer dotieren wollen, als
ſonſt, zeigt, daß Sie nicht gewillt ſind, der Volksſchule die dringend
nötige Förderung angedeihen zu laſſen. Der Baufonds hat nicht
nur eine baufachtechniſche Seite, ſondern eine viel wichtigere
pädagogiſche. Der Herr Stadtſchulrat hat uns vor Wochen
erſt mitgeteilt, daß in nicht allzu ferner Zeit drei neue Schul
häuſer gebaut werden müßten, wenn die Klaſſenfrequenz auf ein
vernünftiges Maß herabgedrückt und das unhaltbare Verfahren
der „fliegenden Klaſſen“ beſeitigt werden ſoll. Wenn aber kein
Geld in dem Baufonds iſt, wird eben aus dieſer Verbeſſerung der
Volksſchule nichts. Wie ſollen neue Klaſſen gebildet werden,
wenn keine Räume vorhanden ſind? Für die höheren
Schulen wendet die Stadt bedeutend größere Mittel auf, als für
die Volksſchulen. Für einen Gymnaſiaſten beträgt der ſtädtiſche
Aufwand 262 Mk., für einen Oberrealſchüler 238 Mk., für einen
Volksſchüler jedoch nur 83 Mk. Während ſeit 1901 die
Aufwendungen für einen Volksſchüler um 100 Proz. geſtiegen ſind,
gingen ſie bei den Gymnaſiaſten um mehr als 150 Proz. in die
Höhe. Gegen dieſes Syſtem wenden wir uns grundfätzlich; wir
möchten, daß für die Volksſchule ihrer Bedeutung entſprechende
Mittel zur Verfügung ſtehen und daß die Organiſation von ganz
anderen, viel weiteren Geſichtspunkten aus reformiert wird. Auf
die Verſorgung der beſſer begabten Volksſchüler
zielt folgender Antrag hin, den ich ſtellen möchte.

Nachdem durch Gemeindebeſchluß Förderklaſſen für die
ſchwächer begabten Volksſchüler eingerichtet werden und damit
die Notwendigkeit eines organiſchen Ausbaues der allgemeinen

Thäringer Schokoladenb aus Verkaufsstellen:

Volksſchule grundſätzlich anerkannt worden ſt, erſucht die Stadt
verordnetenverſammlung den Magiſtro“, bis zur Etatsberatung
1915 eine Denkſchriſt auszuarbeiter, die die Möglichkeit und
praktiſche Durchführung einer Ereichtung von Sonderklaſſen mit
erweiterten Lehrplä net für beſonders begabte und
befähigte Schüler und Schülerinnen zum Gegen-
ſtande hat.

Der Antrag ſpricht für ſich ſelbſt. Er iſt eine Konſequenz
des Schulzwanges und ſie müßten ihm ſchon um deswillen zu-
ſtimmen, weil wir kürzlich für die Förderklaſſen für ſchwächer
Befähigte eingetreten ſind und nun auch für die beſonders Tüchtigen
ſorgen ſollten. Charlottenburg iſt in dieſer Beziehung ſchon be-
deutend weiter; dort bekommen die intelligenteren Volksſchüler
auch fremdſprachlichen Unterricht. Außerdem ſollte der
Frage näher getreten werden, ob und wie ſich die Lernmittel-
freiheit durchführen läßt. Jch beantrage deshalb:

Die Stadtverordnetenverſammlung erſucht den Magiſtrat, ihr
eine Vorlage betreffend Durchführung der Lernmittel-
freiheit an den Volksſchulen zu machen.

Auch der innere Schulbetrieb, der Unterrichtsplan, ſollte eine
zeitgemäße Erweiterung erfahren, indem die Kinder über die
Schädlichkeit des Alkoholgenuſſes aufgeklärt werden.
Auch in bezug auf die ſexuelle Belehrung haben ja die Halliſchen
Schulärzte mancherlei getan was zu begrüßen iſt, wie ſie über-
haupt durch ihre Ermittlungen gutes Material uns beſchafft haben,
das wir aber durch praktiſche Schulgeſundheitspflege
verwerten ſollten. Nehmen Sie unſere Anträge an, dann werden
r wenigſtens einem beſcheidenen Fortſchritt den Weg
ebnen.Stadtv. Völker: Jch ſtimme mit Herrn Hennig in mancher
Beziehung überein und ich ſehe nicht gern, daß beim Volksſchul-
etat der Rotſtift angewendet worden iſt. Aber der Alkoholfrage
legt die Lehrerſchaft ſchon ſeit Jahren große Bedeutung bei. Herr
Hennig, Sie wollen der Schule alles mögliche zuwenden, wie
können Sie aber den Etat dann ablehnen (Zuruf: Das alte
Steckenpferd!) Jrch ſtelle den Antrag von dem zu erwarten-
den Ueberſchuß noch 50000 Mk. in den Schulhausbaufonds ab-
zuführen.

Genoſſe Oſterburg erſucht die Schulverwaltung, ihr beſon-
deres Augenmerk auf die gewerbliche Tätigkeit der Volks-
ſchulkinder zu richten. Die Ausführung des Berliner Syſtems
wäre dringend zu empfehlen. Dort werden die Rektoren ver
pflichtet, die Perſonen die Kinder beſchäftigen, auf die Beſtim
mungen des Kinderſchutzgeſetzes aufmerkſam zu machen. Alle
Kinder aber, die um eine Arbeitskarte einkommen, werden ärztlich
unterſucht, und wenn ſie zu ſchwach ſind, wird die Arbeitskarte
entzogen. Dem Schwimmewnterricht ſollte die Schule mehr
Aufmerkſamkeit zuwenden. Die weniger eingeſtellten 50000 Mk.
zum Schulhausbaufonds könnte man wohl auch aus dem Kapitel
„Jnsgemein“ nehmen.

Herr Stadtſchulrat Brendel: Unſere Lehrer und Lehrerinnen
kennen das Kinderſchutzgeſetz genau, und alle Kinder mit Arbeits
karte, beſonders Schwächliche, werden ſtetig beobachtet. Wenn die
Schwimmhalle erſt fertig iſt. wird auch der Schwimmunterricht
mehr erteilt werden können. Jch nehme darauf ſchon bei der An
ſtellung neuer Lehrer Rückſicht.

Der Antrag Völker wird zurückgezogen, als ihn der Stadtv.
Herzau für unzuläſſig erklärt hat. Beide Anträge des Genoſſen
Hennig erfahren Ablehnung. Für den betr. die Schul-
ſpeiſung tritt kein einziger bürgerlicher Stadtverordneter ein;
für die Lernmittelfreiheit vier bürgerliche Herren.

Beim Etat der
Armenverwaltung

führt Genoſſe Oſterburg Beſchwerde über den Armenpfleger im
24. Bezirk, der nach ihm gewordener Mitteilung Privatſchulden
und Prozeßkoſten direkt von den Armengeldern abzieht. Den Be-
ſchwerden müßte auf den Grund gegangen werden. Sollte das
Tatſache ſein, was mir berichtet worden wäre das für uns eine
Mahnung, bei der Auswahl der Armenpfleger vor-
ſichtiger zu ſein.

Herr Stadtrat Tepelmann: Der Fall wird bereits unterſucht.
Es ſteht Behauptung gegen Behauptung. Wir haben aber dem
Armenpfleger erklärt, daß er gegen ſeine Jnſtruktion ver-
ſtoßen hätte, wenn er wie geſchildert handelte.

Der Etat der Armenverwaltung wird genehmigt, ebenſo ver
ſchiedene andere Kapitel.

Schließlich ſteht der bereits vorn wiedergegebene dringliche

Antrag Hüllemann betreffend die Finanzüberſicht
zur Debatte.

Stadtv. Hüllemann: Der Haushaltsentwurf, der ſich gründet
auf überholte Voranſchläge, gibt ein unzuverläſſiges Bild unſerer
ſtädtiſchen Finanzlage; das darf aber nicht ſein, wenn wir den
neuen Etat richtig ausgeſtalten wollen. Schon vor zwei Jahren
haben wir Finanzüberſichten verlangt. Jn Magdeburg ſind ſie
bereits gegeben. Uns bis heute noch nicht. Das iſt unver-
ſtändlich. Auch in dieſem Jahre gehen die Etatsberatungen zu
Ende, ohne daß wir ſolche Ueberſichten bekommen haben. Nach
der Etatsberatung haben ſie keinen Zweck mehr. Die Einnahmen
aus den Steuern haben ſtets die Anſchläge ſtark überſtiegen, z. B.
im Jahre 1912 um 490000 Mk. Von 1913 kann man auch ſchon
ſagen, daß alle vier Steuerraten eingezogen ſind; es bleiben Reſte,
die erfahrnngsmäßig nur etwa höchſtens 1, Prozent der Geſamt-
ſumme ausmachen. Die Zahlen werden erneut ergeben, daß
unſer Verfahren, den Etat auf den Voranſchlag des Vorjahres zu
gründen, abſolut verkehrt iſt. Wir ſetzen dieſes Jahr etwa
445 000 Mk. zu wenig an. Verfahren wir richtig, dann wird die
Steuererhöhnng unnötig.

Bürgermeiſter von Holly: Auf die Zahlen, mit denen Herr
Hüllemann nur ſo herumwirft, kann ich mich nicht einlaſſen. Der
Magiſtrat kann ſich nicht dazu entſchließen, das bei der Etats-
aufſtellung bisher befolgte Prinzip umzuſtoßen. Als wir vor
zwei Jahren Feſtſtellungen füx das laufende Jahr treffen wollten,
ſind wir auf eine Fülle von Unſicherheiten geſtoßen. Die
Abſicht des Antrages Hüllemann iſt leicht zu erkennen. man will
die Steuererhöhung ablehnen. Wir ſind doch ſchon auf 5 Prozent
herabgegangen! Auch jetzt haben wir die Betriebswerke und
die Steuerbureaus befragt, aber alles bleibt da unzuver-
läßliche Vermutung. Die Etats der gewerblichen Werke
haben ſie ja ohnehin ſchon bewilligt. (Zuruf: Ahal!) Die 5 Proz.
fehlen uns ſicher im nächſten Jahr an den Ueberſchüſſen. (Heiterkeit.)

Genoſſe Emmer: Der Antrag Hüllemann wiederholt nur,
was wir mehrmals verlangt haben. Es ſcheint aber ſo, als ob der
Magiſtrat trotz alledem keine Neigung hat, ihm entſprechen zu
wollen. Der Magiſtrat ſcheint die Leute zu kennen,
denen er ſo etwas bietet. Man weiß genau, weshalb Herr von
Holly die Finanzüberſicht verweigert. Wenn er über alles genau
Aufſchluß geben würde, wäre es mit ſeiner Forderung auf Steuer-
erhöhung. vorbei. Die Rede des Bürgermeiſters war eine
Bankerotterklärung der ſtädtiſchen Verwaltung.
(Zuſtimmuug.) Jedes induſtrielle Werk, das für dreiviertel Jahr
abgeſchloſſen hat, wird auch für das letzte Vierteljahr ziemlich
genau ſchätzen können. Aber wird der Antrag Hüllemann
überhaupt Annahme finden?

Bürgermeiſter von Holly: Der Magiſtrat kann ſich nicht dazu
verſtehen, wegen ſo einer Jdee das hisher geübte Verfahren aus-
zuwerfen.

Stadtv. Hüllemann: Wenn man die Beträge im Kapitel 1
des Etats Ueberſchüſſe nennt, ſo iſt das falſch. Das ſind Aus-
nahmen, die nicht im Etat ſtehen, weiter nichts. Den Denkſchriften
des Magiſtrats lege ich großes Gewicht nicht bei; ſie fallen
mir auf die Nerven mit ihrer Selbſtbeweihräucherung. Auch
der Magiſtrat ſollte hier mit offenen Karten ſpielen. Jch bin
überzeugt, unter ſpäteren Verhältniſſen werden wir die gewünſchte
Finanzüberſicht als Selbſtverſtändlichkeit bekommen.

Bürgermeiſter v. Holly: Wenn Herr Hüllemann im Eiſenbahn-
betrieb ſo gut Beſcheid weiß, wie im ſtädtiſchen Etat, dann hat

er noch eine Zukunft. Jhre Führer im Etatausſchuß ſind der
Meinung des Magiſtrats beigetreten, die Grundſätze der Etat
aufſtellung nicht zu ändern.

Stadtv. Dr. Herzfeld: Wir ſollten uns hüten, zuzulaſſen
daß das Geſichtsfeld verſchoben wird. Der Antrag Hüllemann

iſt eine ganz vernünftige Jdee. Der Magiſtrat ſagt, er könne uns
die Ziffern nicht geben, wir ſind aber doch ſchon im März, wenige
Wochen vom Schluß des Etatsjahres. Man hat ſo das Gefühl
als ob der Magiſtrat uns in beſtimmter Abſicht etwas verheimlicht
(Sehr richtig) Das Verfahren iſt kränkend für die
Stadtverordneten. (Zuſtimmung.) Man degradiert uns zu
kleinen Kindern, denen man kein gefährliches Spielzeug in die
Hände geben darf. (Heiterkeit.) Wenn der Magiſtrat ſeinen Kopf
aufſetzt, werden wir das gleiche tun. GBeifall.)

Stadtv. Hüllemann: Der Magiſtrat gibt uns die verlangt
Ueberſicht nicht, weil ſie geeignet wäre, ſeine ganten Berechnungen
über den Haufen zu werfen. Die perſönlichen Bemerkungen
des Herrn Bürgermeiſters ſind ganz un angebracht
(Zuſtimmung.)

Nach weiteren Bemerkungen von Bürgermeiſter Holly wird
der Antrag Hüllemann mit großer Mehrheit angenommen

Schluß der Sitzung 8,20 Uhr.

Halle und Saalkreis.
Halle (Saale), den 3. März 1914

um ſozialdemokratiſchen Frauentag.
In den nächſten Tagen finden an folgenden Orten öffentliche

Frauenverſammlungen ſtatt:
Jn Halle am Sonntag, den 8. März, nachmittags 2 Uhr, im

Volkspark, Burgſtraße 27; Referentin Frau Blos -Braunſchweig.
Da der Saal für den Abend anderweitig beſetzt iſt, wird um
pünktliches Erſcheinen gebeten, damit die Verſammlung pünktlich

eröffnet werden kann.
Jn Lettin am Freitag, den 6. März, abends 8 Uhr, im Gaſt

haus zur Erholung.
Jn Könnern am Sonnabend, den 7. März, abends 8 Uhr,

im Bürgergarten.
Jn den beiden letzten Verſammlungen referiert Genoſſin

Hennig Leipzig.
Tagesordnung in allen Verſammlungen: „Der Kampf der

Frau um die politiſche Gleichberechtigung.“
Zu den Verſammlungen ſind die Männer ebenfalls eingeladen.

Aufgabe aller Genoſſinnen und Genoſſen muß es ſein, mit aller
Energie für guten Beſuch der Verſammlungen zu agitieren. Auf

zur Arbeit!
Die Aufgaben des Provinzialmuſeums.

Unter den Vorlagen, die die Landesverwaltung dem gegen-
wärtig in Merſeburg tagenden Provingzial-Landtag zur Ve-
ſchlußfaſſung unterbreitet hat, befindet ſich auch eine betreffend
das bekanntlich hier in Halle erbaute Landes-Muſeum.
Es wird um Genehmigung der Ordnung für das Muſeum er-
ſucht.

Der Vorlage iſt eine ausführliche Begründung voraus-
geſchickt. in der über die Zweckbeſtimmung des Muſeum
mancherlei geſagt wird, was de Wiedergabe wert erſcheint
weil es uns einen Blick tun läßt in die Arbeitsweiſe de
Muſeums.

Das neue Provinzialmuſeum i nach der Beſtimmung des
Provinziallandtages der vor und frühgeſchichtlichen
Fouſchung gewidmet. Die Beſchränkung auf eine be-
ſtimmte klar umgrenzte Aufgabe wird ihm gründlichere und
wertvollere Arbeitsmöglichkeit gewährleiſten. Andererſeits
wird, was von jeher in der Provinz als ſehr wünſchenswert
angeſtrebt wurde, die im weſentlichen auf die Betonung orts-
geſchichtlicher und kunſthiſtoriſcher Aufgaben gerichtete Ent
wicklung der übrigen Muſeen in der Provinz durch das neue
Provinzialinſtitut nicht beeinträchtigt werden. Es iſt im
Gegenteil zu hoffen, daß wunnrehr die Grundlage zu
einer geſunden Arbeitsteilung gegeben iſt. Durch
ſeine Werkſtätten und ſeine ausgedehnte Materialſammlung
wind das Provinzialmuſeum imſtande ſein, Lehr umd Typen-
ſammlungen aus ſeinen Dubletten, ſowie aus Nachbildungen,
Photographien und erklärenden Zeichnungen zuſammenſtellen
Dies wird manchen Muſeen willkommen ſein, die trotz der Be
vorzugung ihrer hiſtoriſchen Sammlungen ihren Beſuchern
auch einen Einblick in die vorgeſchichtliche Kulturentwicklung
ihres Landesteils darbieten möchten. So läßt ſich denn die
Aufgabe des neuen Provinzialmuſeums etwa dahin zuſammen
faſſen, daß es die noch im Erdboden unſerer Provinz vor
handenen und ſonſt erreichbaren vor und frühgeſchichtlichen
Altertümer ausgraben, durchforſchen, ſammeln und gemäß dem
Stande der Wiſſenſchaft und der muſegalen Technik aufbe
wahren, verarbeiten ſowie die Ergebniſſe weiteren Kreiſen
anſchaulich darſtellen ſoll. Dieſem Zwecke iſt Plan und Grund
riß des Muſeums angepaßt worden.

Die Muſeumsarbeiten ſelbſt werden ihre Aufgabe in der
Weiſe zu löſen haben, daß durch ſpezial- wiſſenſchaftlich ge
bildete und fachlich geſchulte Kräfte unter Zuhilfenahme aller
modernen Mittel Ausgrabungen, Konſervierungsarbeiten,
wiſſenſchaftliche Verarbeitung und Schauſtellung durchgeführt
werden. Praktiſcher Außendienſt, Tätigkeit in den Werkſtätten,
Pflege einer wiſſenſchaftlichen Arbeitsſammlung, die Schaf
fung einer ſich als Frucht von allem ergebenden allgemein
verſtändlichen, lehrhaften Schauſammlung bezeichnen die Ar-
beitsgebiete des neuen Provinzialinſtituts.

Der praktiſche Aufßgntdienſt umfaßt die Ausführung
von Grabungen und Unterſuchungen im Sinne moderner
Wiſſenſchaft. Er iſt heute eine Arbeit, die eine ebenſo ernſte,
fachliche Schulung und vielſeitige Vorbereitung vorausſetzt, wie
die Tätigkeit jener anderen exakten Forſchung. Jhre Durch
führung in ſachgemäßer Form mit allen techniſchen Feinheiten,
die allein Aufklärung der zahlreichen in Betracht kommenden
Einzelheiten ermöglichen, erfordert wiſſenſchaftliche Aus-
grabungsleiter, techniſche Aſſiſtenten, eine Anzahl geſchulter
Arbeiter. Daneben müſſen photographiſche und Meßapparate
zu Dienſten ſtehen, Vorrichtungen zu ſofortigen Konſervierungs
maßnahmen an Ort und Stelle, Kiſten und Kaſten und anders
Zubebör zum Bergen von größeren und lleineren Fundſtücken,
die oft in zerbrechlichſtem Zuſtande und doch mit dem Werte
inhaltsſchwerer Dokumente dem Boden abgerungen werden
mnüſſen.

Alsdann folgt in den Werkſtätten das Verarbeiten des
draußen Gewonnenen das Auspräparieren und Kon
ſervieren eingegipſter Skelette, das Wiederherſtellew von
oft nur als Scherben und Trümmer gehobenen Ge-
fäßen, Waffen, Geräten und Schmuckſachen. Metall
gegenſtände müſſen entroſtet, erweicht organiſche Reſte
gehärtet werden. Oft erfordern winzige und doch bedeutſame
Reſtchen in den Boden geratener vergänglicher Kulturerzeu
niſſe peinlich genaue weitſchichtige Unterſuchungen. Oft iſt der

NMerseb urg, Kleine Rittergasso 1 Bitterfeld Hanleschestrasse 17, *3109
Eilenburg, Leipzigerstrasse 25 3: Torgau, Bäokerstrasse 16.
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Nachweis von Dingen, die ausſchlaggebend ſind für die Be
urteilung der Kulturhöhe und anderer höchſt wichtiger Fragen,
nur mit dem Mikroſkop möglich.

Die Arbeitsſammlung ſoll das Material für fach-
gelehrte Unterſuchungen bietew und beſonders Funde bergen,
die noch der Durcharbeihung und Klärung bedürfen, bevor ſie
für Schau und Lehrzwecke reif ſind. Der Arbeitsſammlung
angegliedert wird ein Landesarchiv für Vourge-
ſchichte, das ſeit Auguſt 1912 in Arbeit iſt und eine unent
behrliche Dokumenten ſammlung darſtellt.

Die Schau ſammlung endlich erfordert die Herrichtung
des Gefundenen und die Darſtellung des Erſchloſſenen in einer
Form, die gleichermaßen den ſtrengſten Anforderungen der
Wiſſenſchaft genügt, wie dew Wünſchen und Bedürfniſſen aller
Lernvegierigen. Heute iſt es auch den Gebildeten nicht zu ver
denken, wenn ſie in mancher „Prähiſtoriſchen Sammlung“ nichts
als eine unverſtändliche Anhäufung von Schädeln und Töpfen
ſehen, die kein Verlangen nach Eindringen in die Kultur
unſerer Vorfahren erwecken kann.

Unſer neues Muſeum hat ſich das Ziel geſetzt, eine Schau-
und Lehrſammlung zu ſchaffen, die Anſchaulichkeit und wiſſen-
ſchaftliche Strenge zu vereinigen ſucht. Vor allem ſoll ein mög-
lichſt geſchloſſenes Bild der nacheinander und nebeneinander
auftretenden vor- und frühgeſchichtlichen Kulturſtufen und Be-
völkerungsgruppen unſerer Provinz gegeben werden. Auch ſoll
verſucht werden, die Fäden freizulegen, die uns heute Lebenden
mit der Vorzeit verhinden, beſonders in zahlreichen Einzel-
erſcheinungen der Volkskunde unſeres Landes. Alles, was in
der Schauſammlung gewiſſermaßen ruhend enthalten iſt, muß
aber, um größere Werbe- und Lehrkräfte zu entfalten und der
allgemeinen Wiſſenſchaft vorzuarbeiten. durch Vorträge,
Führungen und Veröffentlichungen weiter leben-
dig gemacht werden. Das bereiis jetzt angelegte Lichtbilder-
archiv ſoll auch dem Leihverkehr dienen Funde, Kopien und
Photographien ſollen auch zu Verkaufs- und Tauſchzwecken
überzählig hergeſtellt werden.

Der Boden der Provinz Sachſen iſt noch reich an Vorzeit-
ſchätzen, die für eine Reihe wichtiger Probleme der Vorgeſchichte
der deutſchen Stämme die Löſung bergen. Das Provinzial-
muſeum in ſeiner neuen Geſtalt darf daher als eine gleicher-
maßen wiſſenſchaftlich wie national bedeutſame Gründung be-
zeichnet werden.

Achtung, Schneider! Wegen Nichtanerkennung des Tarifs
für die Damenſchneiderei haben heute morgen die Kollegen von
der Firma Huth die Arbeit eingeſtellt. Wir erſuchen deshalb die
Kollegen, etwaige Arbeitsangebote der Firma abzulehnen.

Die Ortsverwaltung der Schneider.
Maßregelung von Tabakarbeitern. Jn der Zigarrenfabrik

Bartel K Naeter, Bugenhagenſtraße, ſind ſechs Arbeiter ge-
maßregelt worden. Wir bitten die Kollegen, Zuzug fernzu-
halten. Näherer Bericht folgt.

Deutſcher Tabakarbeiter-Verband.
Kinderausflug am Mittwoch, den 4 März, nach Wörmlitz.

Treffpunkt 2 Uhr am Ranniſchen Platz.
Ein Nachſpiel zum Parſifal. Die Parſifalaufführungen auf

den „profanen“ Bühnen waren bei Lichte beſehen in der Hauptſache
eine Senſation für ein zahlungsfähiges Publikum. Der Umſtand,
daß dies letzte Werk Wagners jahrzehntelang als Heiligtum Baireuths
behandelt wurde, hatte in Verbindung mit einer wirkſamen Reklame
eine Art Maſſenſuggeſtion geſchaffen, deren Einfluß nur wenige
zu widerſtehen vermochten. Wer es ſich leiſten konnte, mußte
eben den Parſifal geſehen haben oder er war nicht mehr geſell-
ſchaftsfähig. Und da die Geſchichte natürlich nicht billig war, mußte
man den Parſifal hinterher ſelbſtverſtändlich auch „wunderſchön“
und „großartig“ finden, obgleich die meiſten dieſer Parſifal-
„bewunderer“ kaum einen Schimmer von dem Jdeengehaltdes Werkes in ſich aufgenommen haben mögen. Nach vier Vor-
ſtellungen war die Begeiſterung auch in Halle verrauſcht, der
Senſationshunger des bürgerlichen Publikums geſättigt, das bei
ſolchen Anläſſen immer „dabei geweſen“ ſein muß. Die Kunſt-
freunde in der Arbeiterſchaft konnten eine Parſifalaufführung ſchon
der teueren Plätze wegen nicht beſuchen. Es mag dahingeſtellt
bleiben, ob ihnen dabei wirklich etwas verloren gegangen iſt, immer
hin aber iſt es eine nur zu berechtigte Forderung, den Parſifal auch
einmal zu Preiſen aufzuführen, die es auch minderbemittelten Volks-
kreiſen ermöglichen, das Werk kennen zu lernen. Bei der Theater
leitung ſcheint für ein ſolches Entgegenkommen keine Neigung
vorhanden zu ſein, denn bis jetzt wenigſtens iſt nicht bekannt
geworden, daß man den Wünſchen weiter Kreiſe nach etwas
billigeren Parſifalaufführungen Rechnung zu tragen gedenkt. Be
kannt wird dagegen, daß die letzte Parſifalaufführung inſofern mit
einem Mißklang geſchloſſen hat, als ſie dem Direktor des Stadt-
theaters eine Geldſtrafe von 150 Mk. „eintrug“, die ihm der
Magiſtrat glaubte auferlegen zu müſſen, weil Geheimrat Richards
für dieſe Aufführung erhöhte Preiſe nahm, ohne vorher die Ge-
nehmigung des Magiſtrats einzuholen, wie das bei den vorauf-
gegangenen Vorſtellungen geſchehen war. Was Direktor Richardsveranlaßt hat durch ſein Verfahren einen Hohen Magiſtrat der

Stadt Halle an ſeiner magiſträtlichen Würde zu kränken, entzieht
unſerer Kenntnis, aber uns ſcheint doch, daß Richards „Ver-

gehen“ im Hinblick auf das geringe Verſtändnis, das die Stadt
verordnetenmehrheit für die Aufgaben der Stadt Halle als „Kunſt-
ſtadt bekundet hat, eine nachſichtigere Beurteilung verdient hätte.
Mag man zum Parſifal ſtehen wie man immer will: es bleibt
das Verdienſt Richards, daß er trotz der verweigerten Sub-
vention durch die mit großen Koſten verbundenen würdigen Auf-
führungen des Parſifal den künſtleriſchen Ruf der Stadt Halle zu
wahren beſtrebt war.

Straßenbahn -Einnahmen. Die Städtiſche Straßenbahn ver-
einnahmte im Februar 1914 42692,70 Mk. gegen 41308,75 Mk.
im Februar 1913, alſo mehr 1383,95 Mk. Die Fahrgeldeinnahmen
der AEG. Stadtbahn Halle betrug vom 1. bis 28. Februar 1914:
80057,10 Mk., vom 1. bis 28. Februar 1013: 78 123,55 Mk., mehr
1914: 1933,55 Mk.

Entziehung der Schankkonzeſſion. (Oberverwaltungs-
gericht.) Dem Schankwirt Kräuter in Halle (Saale) war auf
Klage der Polizeiverwaltung durch den Bezirksausſchuß die
Schankkonzeſſion entzogen worden, weil er, verdächtig erſcheine,
daß er in Zukunft das Schankgewerbe zur Förderung der
Völlerei mißbrauchen werde. Daß Gericht ging davon aus, daß
der Beklagte in ſeinem Lokal Glücksſpiele geduldet habe. Namentlich
Bäcker ſollen bei ihm in einem beſonderen Zimmer geſpielt haben.
K. iſt auch wegen Duldung eines verbotenen Spiels kriminell
beſtraft worden. Kräuter legte gegen das Urteil des Bezirks-
ausſchuſſes Berufung beim Oberverwältungsgericht ein. Das
Oberverwaltungsgericht verwarf aber die Reviſion als un-
begründet. Es wurde ausgeführt: Der Senat nahm als erwieſen
an, daß im Lokal des K. Glücksſpiele geſpielt worden ſeien und
daß K. das gewußt habe. Er habe den Leuten das fragliche
Zimmer überlaſſen und von ihnen Lichtgeld erhalten. Es ſei ihm
nicht zu glauben, daß er als ein Mann, der zehn Jahre Wirt war,
nicht wiſſen ſollte, daß es ſich bei dem Spiel um ein Glücksſpiel
handelte. Nach ſeinem Verhalten ſei anzunehmen, daß er nicht
die Charakterfeſtigkeit habe, um in Zukunft von ſeinem Lokal
Glücksſpiele fernzuhallen. Deshalb ſei die Konzeſſionsentziehung
gerechtfertigt.

Stadttheater. Heute abend letzte Aufführung der Hardtſchen
Luſtſpiel -Novität Schirin und Gertraude. Morgen, Mittwoch
Gaſtſpiel der Königl. Hof-Opernſängerin Lilli Hafgren-Waag von
der Berliner Hofoper als Elſa in Lohengrin. Donnerstag zum
16. Male Wie einſt im Mai. Freitag zum erſten Male Dorothys
Rettung. Vierte Vorſtellung im Novitätenzyklus Sonnabend Ab-
ſchiedsgaſtſpiel Lilly Hafgren-Waag. Sonntag nachmittag Fremden-
vorſtellung bei ermäßigten Preiſen Die Reiſe um die Erde.
Abends neu einſtudiert Tiefland.

Jm Apollo-Theater ſind jetzt wieder die Spezialitäten und
Ringkämpfer angetreten. Die 4 Koharry, Ungariſches Geſangs-
und Tanz-Enſemble, bringen Geſangs- und Tanzſzenen aus
ihrem Heimatland. Ein drolliger Akt iſt Ritters Lebendes
Spielzeug. Zwei winzige kleine Athleten entſteigen einer
ledernen Handtaſche und produzieren ſich als Ringer, Stemmer
und Voxkämpfer. Das Mars-Trio, drei ausgezeichnete Akro-
baten, verſuchen einander an Gewandtheit und Geſchicklichkeit
zu übertreffen. Als Humoriſt iſt Paul Preil gewonnen, der
allabendlich mit etlichen humorvollen Vorträgen aufwartet.
Großen Lacherfolg hatte er bei der Pantomime Die Frauen vor
dem Morgenkaffe. Dem Spezialitäten- Programm ſchloß ſich
eine Groteskſzene: Nachtſchatten an. Ein internationaler
Hoteldieb mit ſeinem Gehilfen trifft mit einer Kollegin im
Hotel zuſammen in dem Moment, als dieſe ihn beſtehlen will.
Sie verloben ſich und rücken ab, nachdem ſie die Gäſte des
Hotels ausgeplündert haben. Frl. Aline Davis und Herr
Walter Renard ſpielten das Gaunerpaar mit viel Raffinement.
Hierauf folgten die Ringkämpfe.

Tot in der Heide gefunden Mord oder Selbſtmord
Montag früh wurde in der Dölauer Heide hinter dem Erholungs-
heim ein etwa 30 jähriger Mann unbekannter Herkunft er-
ſchoſſen aufgefunden. Nach dem Befund iſt es zweifelhaft, ob
Mord oder Selbſtmord vorliegt. Der Kleidung und dem ganzen
Ausſehen nach gehörte der Tote dem Mittelſtande an, es wurde
aber bei ihm nur ein altes, ſchlechtes Geldtäſchchen ohne Jnhalt
gefunden. Es ſcheint vielmehr Grund zu der Annahme vor-
uliegen, daß der Mann ausgeraubt worden iſt. Ein Taſchen-
ch zeigt den Namenszug A. U. Der tödliche Schuß iſt aus

einer Browningpiſtole mitten ins 953 abgegeben worden. Die
Waffe lag etwa 2 Meter von der Leiche entfernt. Merkwürdig
iſt, daß der Patronenbehälter herausgeworfen worden war, daß
aber in dem Browning noch eine Patrone ſteckte. Der Unbekannte
hat rötlich blondes Haar, er trug grauen Ueberzieher, braunen
Jackettanzug, braunen Hut und ſchwarze Schuhe. Die Kleidung
des Toten befand ſich in gutem Zuſtande. Die Staatsanwalt-
ſchaft wurde von dem Funde durch den Amtsvorſteher, den Kgl.
Revierförſter Erler benachrichtigt.

Allerlei. Ein 10 jähriger Schulknabe wurde in der Reilſtraße
von einem Hunde in den linken Oberſchenkel gebiſſen. Der Knabe
erlitt eine leichtblutende Wunde. Jn der vergangenen Nacht
fand in einer in der Leipziger Straße belegenen Schankwirtſchaft
eine Schlägerei ſtatt, bei der ein Handelsmann erhebliche Ver-
letzungen am Kopfe davontrug. Wegen Vornahme unzüchtiger
Handlungen mit einem Kinde wurde der Handlungsgehilfe R. feſt
genommen und dem Gericht zugeführt. Geſtohlen wurde am
I. März ein Herrenfahrrad, Marke Bavari, Nr. 159 548, Rahmen
und Felgen ſchwarz, etwas nach unten gebogene Lenkſtange, Torpedo-
freilauf mit Rücktrittbremſe, bunte Satteldecke, am Schutzblech ein
Staubfänger.

Diemitz. Donnerstag, den 5. März, nachmittags 69 Uhr
findet im Gemeindehaus, Werderſtr. 8, eine Gemeindever-
treter-Sitzung ſtatt.

StadtTheater.
Mignon. Oper von Ambroiſe Thomas. Fräulein Thea Roſen

vom Stadttheater in Erfurt bewarb ſich um das freiwerdende
Fach der Opernſoubrette an unſerem Stadttheater, da Jrmgard
Kühn nach Ablauf dieſer Saiſon Halle verläßt, um einem ehren-
vollen Rufe an das Hoftheater Stuttgart Folge zu leiſten. Daß
eine Opernſoubrette als Engagementspartie die Mignon wählt,
bedeutet immer ein Wagnis, denn dieſe Partie verlangt außer
ſchauſpieleriſchem Talent teilweiſe einen dramatiſchen Sopran, den
man meiſtens bei einer Opernſoubrette vermiſchen muß. Aber
man muß trotzdem der gaſtierenden Sängerin ein gutes Zeugnis

für die Durchführung der Mignonfigur ausſtellen. Sie verfügt
über einen gleichmäßig ſtark, tadellos geſchulten Mezzoſopran, der
ſowohl in der Mittellage, wie auch in der Höhe von angenehmer
Klangfarbe iſt und ſympatiſch berührt. Die Jntonation iſt rein,
klar; die Ausſprache gut zu nennen. Es war immerhin be-
wundernswert, daß die Stimme der ihr zugemuteten Leiſtung
bis zum letzten Ton ſtandhielt. Reichliche Bühnenroutine iſt
außerdem bei dieſer Künſtlerin unleugbar vorhanden. Ein
Engagement iſt nach dieſer Leiſtung nur zu empfehlen, noch
dazu Thea Roſen wohl imſtande ſein wird, auch jugendliche
dramatiſche Partien, wie ſie bisher auch Jrmgard Kühn mit
beſtem Gelingen durchgeführt hat, zu übernehmen. Jm übrigen
verlief die Aufführung unter der temperamentvollen Leitung von
Kapellmeiſter Wilhelm König zur Zufriedenheit, und auch die
Hauptpartien waren mit Alice von Boer (Philine), Alfred
Fährbach (Wilhelm Meiſter) und Otto Rudolph (Lothario)
in der bekannt bewährten Weiſe beſetzt. Die Vertreter der
kleineren Rollen genügten ihren Anſprüchen. -ch.

Allerlei.
Schneeſtürme in Amerika.

Ein ſehr heftiger Sturm wütete Sonntag abend in dem
Gebiete, das von Pittsburg und Buffalo im Weſten und
Hatteras und Maine im Oſten begrenzt wird. Der Sturm
richtete an Eiſenbahnen, Telegraphen- und Telephonleitungen
großen Schaden an. Zahlreiche Orte ſind vom Verkehr abge-
ſchwitten. Jn Neuyork fiel 99 Zoll Schnee. Jn der Um-
gebung von Neuyork ſind s Perſonen ums Leben ge-
kommen. Mehrere Schiffe ſind an der Küſte von Neu-Eng-
land geſtrandet.

Der Schneeſturm dauerte am Montag mittag noch fort; er
iſt der ſchwerſte ſeit 25 Jahren. Die Windgeſchwindigkeit be
trug zeitweiſe 135 Kilometer in der Stunde, und die Schnee-
decke in Neuyork, NeurJerſey und Pennſylvanien iſt 20 bis 28
Zentimeter ſtark. Der Bahnverkehr nach Weſten und
Süden iſt geſtört.

Neuyork, 3. März. Jm Oſten der Stadt ſind während der
letzten 24 Stunden etwa 50 Brände ausgebrochen; doch
kann die Feuerwehr nur langſam den Weg zu den Brandſtätten
gehen, da der tiefe Schnee die Straßen ſperrt. Auch die
Hydranten und Schläuche ſind eingefroren. Der Verkehr in
Neuyork iſt faſt lahmgelegt. Der Betrieb der Straßenbahn und
der Hochbahn iſt eingeſtellt. An der Küſte der Neuengland-
ſtaaten ſind ſechs Schiffe geſcheitert; etwa 20 Men-
ſchen ſind dabei umgekommen.

Rieſige Steinkohlenlager
wurden am öſtlichen Ufer des Kaſpiſees (Rußland) in
einem Umfange von 124 Quadratwerſt entdeckt. Die Kohle weiſt
eine vorzügliche Qualität auf. Da die Wolga nahe iſt, bietet
J Ausbeutung der neuen Bodenreichtümer keine Schwierig-
eiten.

Der zweifache Frauenmord am Tenfelsſee
im Potsdamer Forſt konnte im Laufe des Montags noch nicht
aufgeklärt werden. Alle Bemühungen der Polizeibehörden
waren bisher erfolglos. Jn der Nacht wurden von Polizei
beamten in der Umgebung der Mordſtellen umd in den Her-
bergen der benachbarten Ortſchaften Streifzüge unternommen
Alle arbeitsloſen Männer, etwa 30, warrden nach der Polizei
wache gebracht und dort einem ſtrengen Verhör en.
Von ihnen kommt jedoch keiner als Täter in Frage Sie
ſämtlich wieder entlaſſen worden.

Maſſenvergiftungen.
Jn Klein-Pankuin im Bezirk Köslin erkrankte die

Familie des Beſitzers Münchow nach dem Abendeſſen unter Ver
giſtungserſcheiwungen ſchwer. Die Frau iſt bereits ge
ſt orben, der Mann und fünf Kinder liegen ſchwer krank
darnieder.

In einem Gaſthofe in Hohenſalz a wurden ſieben ruſſiſch
jüdiſche Händler ſchwer krank und zum Teil bewußtlos aufge
funden. Die Erkrankungen ſind auf Vergiftung durch
Gas und vermutlich auch auf Alkoholvergiftung
zurückzuführen. Zwei der Händler ſind bereits geſtorben. Die
Unterſuchung iſt eingeleitet.

Von Lawinen begraben.
Von fünf Touriſten, die in zwei Abteilungen zum Col de

Chauvier (Kanton Wallis) emporſtiegen, wurden ein Bureau-
chef, ein Architekt und ein Schloſſermeiſter von einer Lawine
begraben. Alle drei Perſonen ſind tot. Zwei Leichen
konnten bereits geborgen werden.

Jn der Nähe der Feſtungsanlagen an Tonale in Tirol ſind
zwei Soldaten des 7. Feſtungsartillerie-Bataillons bei einer
Skitour von einer Schneelawine in die Tiefe geriſſen worden.
Trotz angeſtrengter Arbeit von Militär und Gendarmerie
konnten die Leichen noch nicht geborgen werden.

Kleines Allerlei. Ein Soldat als Frauenmörder.
Jm Walde bei Gneſen iſt eine Frau von einem Gefreiten des
Jnfanterie- Regiments Nr. 49 erſchlagen worden. Der Unhold
wollte die Frau, als ſie von ſeinen Zärtlichkeiten nichts wiſſen
wollte, vergewaltigen. Die Frau wehrte ſich, und der
Soldat ſchlug mit ſeinem Seitengewehr auf die Frau ein und
verletzte ſie ſo ſchwer, daß ſie wenige Minuten ſpäter ſtarb.
Der Mörder wurde verhaftet und ins Militär Unterſuchungs
gefängnis eingeliefert. Eine ſchwere Exploſion er-
eignete ſich in der deutſch-holländiſchen Kapottfabrik von
Thomas u. Voßkamp in Werden. Vier Perſonen ſind
ſchwer, zwei leicht verletzt worden. Die Fabrikgebäude ſind
niedergebrannt. Jn den Flammen umgekommen.
Jn Heubude bei Danzig iſt das Armenhaus völlig nieder-
gebrannt. Drei über 80. Jahre alte Frauen und ein zehn
Jahre alter Kiabe kamen dabei in den Flammen um.

von der Maas
Bis an die Memel,
von der Etſch
Bis an den Belt,
Lobt man Schuhereme

m Kavalier,J I Als die beſte

u i Dieſer Welt.
e

H. Bählert's Bruchbänder, nur best-
heibbinden, bewährteRoßsehlächterei, Geradehalter, Medeie,

Glauchaerstr asse 75 Fachmännische, wen sach-
(dicht an der Glauchaiſch. Kirche) gemässe Bedienung. *1885

38 empfiehlt F Hellwig, Bart ereletr 10.
Eleisch, Rouladen, Gehachtes, e et an kuie.
Lende, gehochten Schinken Böttcher- Waren 5

P. Horlebeck, Kleine Ulrich-ſowie alle Arten ſtraße 12 und Dachritzſtraße 5.
36 Der Rmr Wourstwaren nabnttmmarken.R detaunter Gre. v. 0. Partelschriften in

Dr. Thompson's
Seifenpulver

(Schutz marie Schwan)
eignet sich nicht nur zum Waschen, sondern wird
auch vorteilhaft verwendet beim Putzen, Scheuern

und Rbseifen. Es ist daher im Haushaft
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RKilas fürs aus.

Artszeichnis und ſtatiſtiſchen

Zabellen

22 Sauptkarten, ſehr viele Uhr en

Reben- und Speziallarten Goldwaren
in bekannter Güte

R ſolid und billig
bei

Herausgegeben von E R a d e c 2 Se
Or. phil. Joh. Riedel. 7477 Uhrmacher,Neueſte Bearbeitung nach der poli r Steinweg 1. V

tiſchen Regung auf dem Balkan.! mMöbeltransi orte jeder Art be-Preis 4 Mark. ſorgt billig R. 6306Porto 25 Pfg., 2. Zone 50 Pfg. Bernhardyſtr. 35. Fernruf 1708.

Zu beziehen durch die Miitwoch:Volls-Buchhandlung, r wer
Halle (S.), Harz 29. Triftſtraße 2.
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m mMichel Brikets
anerkannt beste Marke

Jahresproduktion 1914.1915 125 000 DWV.

Zu haben beim *2798Halleschen Kohlen- und Brikett-Kontor
Merseburgerstrasse, Foke Schmiedstr. Tel. 3939

m. Allgemeinen Konsumverein und dessen Filialen.

Haushaltungs Bücher
für alle Tage des Jahres,

für jede Familie und einzelne Perſonen paſſend.

W Preis 1 Mark. W
Volks Buchhandlung, Harz 29.
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-Theà fep-
Anfang s Vhr.

Jos. Weinreiss.
Der Beste seines Genres! Hartsteins eorſolgreiohster
Konkurrent! Weinreiss reist mit eigenem Ensemble

und eigenem glänzenden Dekorations Fundus.

Das Hotquartiers
heisst der erste grosse Schlager. 60 Minuten stürmischen Lachens.
Aera in ſrutſaseiges Varſeiſeo- Programm.

Sonsation! Seonsation!Der mysteriöse Deckenläufer.
Monate lang die Attraktion von ZTZirkus Buseh, Berlin.

Der Künstler läuft in schwindelnder Höhe den Kopt nach
unten verkehrt an der Decke des Saales!

Seheun?! 4 e Staunena 23 eGhestoer Dieck, n Gyclist
Der Mann ohne Nerven

Das Verwegenste, was auf dem Rade je gezeigt werden Kann.
Zigeuner Originuſ Dobo Zigeuner Truppe Zigeuner

Gesang und Tanz -Hongroise.Tſown Peppo der Urkomische mit
seinem Affen-Potpourri.

T e Sſfars ſ Sopiie Roneoſ Opt. Wocrhen sonen
Luft- Akt oubrette Walhalla-Kino.

Anfang s Uhr. Tageskasse 10 u. 4--6 Uhr. 7473

Gewerkſchaftskartell Hulle.

Freitag den 6. März 1914, abends “29 Ahr,im Volkspark:

Sitzung.
Tagesordnung:

1. Eingänge und Mitteilungen.
2. Die Konferenz der Gewerkſchaftskartelle im Regie-

rungsbezirk Merſeburg am 15. März 1914.
3. Der neuerrichtete öffentliche Arbeitsnach-

weis für die Stadt Halle.
Referent Stadtverordneter Gröbel.

4. Neuwahl des Kartellvorſtandes und verſchiedener
Kommiſſionen.

5. Verſchiedenes. 7466Um zahlreiches und pünktliches Erſcheinen der neu
gewählten Delegierten bittet Der Vorſtand.

Eilenhburg-
Verband der frelen Cact- u. Schankwirte

Zghletelle KRilonburg.PFiner organirierten Arbeiterschaft von Eilenburg
und Umgegend W ihre frdl. Lokalitäten

in empfehlende Erinnerung
Gustav Fuehs, Rest. z. Rose Rich. Wllhelm, Rest. zur gold. Krone;Ernst Jäger, Gasth. zur Taube; Paul Kotschote, Rest. gutes Quelle
Ernst Langrock, Gewerkschaftshaus Tivoli Karl Rennert, Gast-
hof Muldental; Karl Kropp, Rest. gold. Säge, Max Lauterbach,Rest. Feldsehlösschen; Rich. Herre, Gasthotf zur Börse. *3369

Wilhelm Quitzsech, Sinne t
Schulartikel, hSämtliche Schulbücher zum Fedalweengel.

klllale des Volkchlattes r eben
U Abonnementspreis bei Abholung 50 Pfg.

S GFamilien

Nähmaschinen

sind die
vollkommensten!

Neue Sperzial-
Apparate für den

manggo r

Nähmaschinen Aect. Ges.

Torgau, Breitestrasse 9.

General- Vertreter a Eilonburg
Franz Opfermann,

Leipzigerstrasse 658.7469

ibt es keine beſſere BezuFür Ar vwei ter eglicher Bekleidungs
als bei Fitzek, Torgauerſtraße 47. *8372
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Direktion Geh. Hofrat Richards.

Mittwoch den 4. März 1914.
167. Vorſt. im Abonn. 3. Viert.

iel d äSeevon der Königl. Oper in Berlin.
Lohengrin.

Romantiſche Oper in 3 Akten
von Richard Wagner.
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Kaſſenöffnung 7, Apfan r Uhr,nde nach 1 1 U

Donnerstag den 5. März:
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Vortrag von Pastor Nanecko:
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2. Beilage zum olksblatt.
Nr. 53
Deutſcher Reichstag.

225. Sitzung. Montag, den 2. Wärz, nachmilkags 2 Uhr.
Am Bundesratstiſche: Kühn, Kraetke.

Zunächſt werden gemäß dem Antrage der Kommiſſion eine
rn Petitionen für ungeeignet zur Erörterung im Plenum
erklärt.

Es folgt die erſte Leſung der Novelle zum Beamtenbeſoldungs-
geſetz.

Abg. Dr. Spahn (3.) beantragt die ſofortige Ueberweiſung der
Lorlage an die Kommiſſion.

Das Haus beſchließt demgemäß; ebenſo wird ein Nachtragsetat
ür die Schutzgebiete ſofort an die Vudgetkommiſſion verwieſen

Es folgt die zweite Leſung des
Poſtetats.

Abg. Ebert (Soz.)
Die ſtarke wirtſchaftliche Depreſſion, deren ſchlimme Folgen die

Regierung bei der Arbeitsloſendebatte zu beſchönigen verſuchte,
hat beim Poſtetat eine erheblich geringere Steigerung der Ein-
nahmen aus Porto- und Telegrammgebühren bewirkt wie im Vor-
jahre. Der Ueberſchuß beträgt deshalb 12 Millionen weniger.
Immerhin ſind noch 100 Millionen Mark Ueberſchuß erzielt worden.
Die Herauswirtſchaftung ſo hoher Ueberſchüſſe iſt gleichbedeutend
mit einer indirekten Steuerbelaſtung. Wir haben die das ganze
poſtweſen beherrſchende fiskaliſche Erwerbsgier immer bekämpft,
haben immer die Auffaſſung vertreten, daß die Poſt lediglich den
VLerkehrsintereſſen zu dienen hat. (Sehr wahr! bei den Sozial-
demokraten.) Die Ueberſchüſſe ſollen in mäßigen Grenzen gehalten
und zum Ausbau des Verkehrs ſowie zu einer muſtergültigen wirt-
ſchaftlichen und ſozialen Fürſorge für die Angeſtellten benatzt
werden. (Sehr gutl bei den Sozialdemokraten.) Auf beiden Ge-
bieten liegt heute noch vieles im Argen. Nur eine Neuerung kommt
im Etat zum Ausdruck: man will durch Einführung von Poſtſpar-
kaſſen in DeutſchOſtafrika den Sparſinn der farbigen Arbeiter
fördern. Die Hauptſache iſt aber, daß die Farbigen zunächſt einmal
wirtſchaftlich ſo geſtellt werden, daß ſie überhaupt in die Lage
kommen, ſparen zu können. (Sehr richtigl bei den Sozialdemo-
kraten.) Die angekündigte Ankündigung von Poſtkreditbriefen
halten wir für erwünſcht. Es liegt aber die Befürchtung nahe, daß
man auch bei dieſer Einrichtung reichlich buregukratiſch verfährt.
Es ſollte daher dem Reichstag Gelegenheit gegeben werden, ſich
vorher zu den Einzelheiten zu erklären, zumal ſie gedacht ſind in
Verbindung mit dem Poſtſcheckweſen, mit dem wir uns ſowieſo
bald zu beſchäftigen haben werden. Die Umwandlung der Land-
beſtellbezirke in Ortsbeſtellbezirke bleibt vielfach hinter der ſtädti-
ſchen Entwickelung zurück. So hat z. B. ein Stadtteil von Lüne-
burg noch Landbeſtellung. (Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.
Die beteiligten kleinen Beamten und Arbeiter treffen die damit
verbundenen höheren Gebühren natürlich beſonders ſchwer. Ferner
iſt Beſchwerde zu erheben über die Einſchränkung der Beförderung
von Paketen mit Schnellzügen. Das ſoll auf Verlangen der Eiſen
bahnverwaltung geſchehen ſein. Wenn auf Zwiſchenſtationen das
Verladegeſchäft bei Schnellzügen möglichſt eingeſchränkt wird, ſo
iſt das begreiflich, aber dieſe Maßnahme auszudehnen auch auf die
Anfangs- oder Endſtationen iſt unberechtigt. (Sehr wahrl bei den
Sozialdemokraten.) Beſonders geklagt wird über den Paketverkehr
in Frankfurt a. M. Der abends 11 Uhr über Kaſſel nach Berlin
fahrende D-Zug hat früher immer die am Abend aufgelieferte
Paketpoſt nach Berlin befördert. Es geſchieht heute nicht mehr,
und die Folge iſt, daß die Pakete faſt einen ganzen Tag ſpäter
ankommen. (Hört! hört!) Der Verkehr von Frankfurt nach dem
Rheinland ſoll auch ſehr ſchlecht ſein. Dann bedürfen die geſetz-
lichen Beſtimmungen über die Beförderung von Tageszeitungen
dringend der Reform.

Das Geſetz über das Poſtweſen ſtammt aus einer Zeit, wo
das Zeitungsweſen noch im Entſtehen begriffen war, und die Be-
ſtimmungen der S 1 und 2 laſſen ſich mit dem hochentwickelten
Stand des heutigen Zeitungsweſens nicht mehr vereinbaren. Die
Grenze von zwei Meilen Entfernung vom Urſprungsort innerhalb
deren die Zeitungsbeförderung dem Poſtzwang nicht unterliegt,
iſt heute viel zu eng geworden. Die direkte Beſtellung, die im
Umkreis des Erſcheinungsortes großer Zeitungen erfolgen muß,
wenn der Leſer ſie rechtzeitig erhalten ſoll, wird außerordentlich
erſchwert. Der im Geſetz vorgeſehene expreſſe Bote erhält eine
Auslegung, die den Zeitungen ſinnloſe finanzielle Opfer auferlegt.
Beſonders ſchlimm liegen die Dinge bei ſolchen Zeitungen, bei
denen Druck- und Verlagsort getrennt iſt. Trotz aller Auslegungs-
künſte laſſen ſich die geſetzlichen Beſtimmungen heute gar nicht
mehr ausführen. Die Folge iſt eine große Unklarheit, ſo daß ſich
ſelbſt die Poſtbehörde vielfach nicht mehr zurechtfindet. So hat
z. B. 1911 unſer Göppinger Parteiblatt ſeinen Verſand nach
einem Vorſchlag der dortigen Poſtbehörde eingerichtet. Wegen
dieſer Regelung aber iſt der Verlag wegen Portohinterziehung
e worden und wurde vom Landgericht in Stuttgart zueiner Idſtrafe von 30 000 M. verurteilt. (Hört! hört!) Das
Reichsgericht hat zwar das Urteil wieder aufgehoben, aber der Vor-
gang iſt bezeichnend für das rechtliche Durcheinander auf dieſem
Gebiet.' Es iſt höchſte Zeit, daß die Poſtverwaltung hier Abhilfe
ſchafft. Ein weiteres berechtigtes Verlangen der Preſſe geht auf
die Herabſetzung der Gebühren für Preßtelegramme. Hier ſteht
Deutſchland hinter faſt allen Kulturländern, ſelbſt hinter dem
kleinen Belgien zurück. Jm Verkehr zwiſchen Belgien und Frank-

Halle Eaale), Mittwoch den 4. März 1914
reich beträgt die Worktare für Preßtelegramme nur 624 Pf.,
während wir für Telegramme nach den Niederlanden oder Frank-
reich 10 Pf. bezahlen müſſen. Ein guter Nachrichtendienſt der
Preſſe iſt von großem politiſchen Wert. Der Widerſtand der
Reichspoſtverwaltung gegen die Gebührenherabſetzung beruht da-
her auf einer Verkennung wichtiger politiſcher Jntereſſen. (Sehr
richtig! bei den Sozialdemokraten.) Gut bewährt haben ſich die
allerdings nur verſuchsweiſe eingeführten Brieftelegramme, doch
ſollten ſie auf alle Orte ausgedehnt werden, wo ein Bedürfnis da-
für beſteht, und nicht nur um 7 bis 12 Uhr abends aufgeliefert
werden können. Jn Belgien werden Brieftelegramme zu allen
Stunden auf allen Poſtanſtalten des Landes angenommen. Auch
in dem internationalen Brieftelegrammverkehr ſind wir hinter
anderen Ländern zurückgeblieben. Belgien hat ſogar Brief-
telegrammverkehr mit den Vereinigten Staaten und Kanada.
Notwendig iſt weiter die Einführung eines niedrigeren einheit-
lichen Weltportos. Ueber dieſe Frage beſteht ſchon eine eigene
Literatur. Die Forderung iſt in allen Kulturländern heute
populär. Faſt die Hälfte aller Briefe im Weltpoſtverkehr werden
ſchon heute zum Jnlandporto befördert infolge einer großen Zahl
von Sonderverträgen. Die Folge iſt aber eine große Zunahme
der ungenügend frankierten Sendungen und eine Beläſtigung des
Erwerbslebens. Die deutſchen Vertreter auf dem demnächſt ſtatt
findenden Weltpoſtkongreß ſollten deshalb für eine Ermäßigungund vor allem eine einheitliche Regelung des Weltportos eintreten.

Ein Einnahmeausfall iſt davon nicht zu erwarten, weil bekanntlich
Verkehrserleichterungen immer Verkehrsſteigerungen mit ſich
bringen. (Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten. Jſt doch der
telegraphiſche Verkehr mit Rußland und dem fernen Oſten ganz
beträchtlich größer geworden, weil im vorigen Jahre eine Er-
mäßigung der Telegrammgebühren nach dort eingeführt worden
iſt. (Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.)

Was die Zaberner Poſtaffäre anlangt, ſo hat der Staatsſekretär
in der Kommiſſion eine recht merkwürdige Stellung eingenommen.
Oberſt Reuter hatte vor dem Kriegsgericht in Straßburg bekanntlich
behauptet, daß ihm von der Poſt in Zabern alle Schmähkarten zu-
geſtellt, dagegen Zuſtimmungskarten vorenthalten worden ſeien.
Damit erhob er gegen die Poſtverwaltung den ſchweren Vorwurf
des Amtsverbrechens. Die Poſtverwaltung hat die Mitteilungen
über dieſe Ausſage in der Preſſe ſehr ernſt genommen und eine
Unterſuchung eingeleitet und das Ergebnis poſtamtlich der Preſſe
mitgeteilt. Darin heißt es, daß einzelne Sendungen mit erkenn-
bar beleidigendem Jnhalt allerdings in der Haſt des Dienſtes der
Aufmerkſamkeit des Perſonals entgangen feien. Dieſe Fälle ſeien
aber im Hinblick darauf, daß viele Hunderte von Schmähkarten in
Zabern als unzuläſſig erkannt und zurückgeſandt worden ſeien,
als vereinzelt zu betrachten (Hört! hört! bei den Sozialdemokraten),
von den Zuſtimmungskarten ſeien nur zwei wegen eines Zweifels
über die Zuläſſigkeit eines darin enthaltenen Ausdruckes zunächſt
beanſtandet worden, beide aber, die eine ganz ohne Verzögerung,
dem Empfänger ausgehändigt worden. (Hört! hört! bei den So-
zialdemokraten.) Damit fiel aber der ſchwere Vorwurf der Brief-
unterſchlagung ſofort glatt zu Boden. Es bleibt übrig, die kaum
erwähnenswerte Tatſache, daß dem Oberſt Reuter einige nicht ganz
einwandfreie Poſtkarten ausgeliefert worden ſind. Dabei iſt aber
zu beachten, daß das ſonſt ſehr ruhige und kleine Poſtamt in
Zabern in jenen Tagen mit Briefſendungen geradezu überſchwemmt
worden iſt. Oberſt v. Reuter hat in jenen Tagen allein etwa 15 000
Zuſchriften erhalten. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß da auch bei
genauer Prüfung einige Poſtkarten unterlaufen konnten, die ge-
eignet waren, das zartbeſaitete Gemüt des Herrn Oberſt zu er-
regen. Wem ſind im übrigen nicht ſchon ſolche Poſtkarken aus
geliefert worden! (Zuruf bei den Sozialdemokraten: Jeden Tagl)
Zum Beiſpiel in der Zeit, als mein Parteifreund Scheidemann noch
den Präſidentenſtuhl zierte (Heiterkeit), iſt er damit überaus reich-
lich bedacht worden. Wegen eines ſolchen Vorkommniſſes Vorwürfe
gegen die Poſtverwaltung oder Poſtbeamte herzuleiten, blieb dem
Oberſt Reuter vorbehalten, dem Herrn, der es mit ſeinem Fein-
gefühl vereinbaren konnke, einen Bürger, weil er vor ihm die
Mütze nicht zog, Lump zu ſchimpfen. (Hört! hört! bei den So-
zialdemokraten.) Man hätte demnach annehmen müſſen, daß die
Poſtverwaltung ihre Beamten gegen dieſe ebenſo ſchweren wie halt-
loſen Anſchuldigungen in Schutz nehmen würde. Aber die Poſt-
verwaltung war ſchnell befriedigt, als der Herr Oberſt ſie „zu der
Erklärung ermächtigte“ ſo ſagte der Staatsſekretär in der Kom-
miſſion er habe nicht die Abſicht gehabt, ſie zu beleidigen. Von
dieſer gnädigſt gewährten Ermächtigung hat die Poſtverwaltung
weiteſtgehenden Gebrauch gemacht. Damit war für den Herrn
Oberſt die Geſchichte erledigt. Gegen die Poſtbeamten aber, die
das Stirnrunzeln des gewaltigen Herrn verurſacht hatten, wurde
eine Unterſuchung eingeleeitet, und der Staatsſekrentär hat in der
Kommiſſion mit Nachdruck erklärt, daß ihre Beſtrafung in Ausſicht
genommen ſei. (Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) Die Un-
geheuerlichkeit dieſer Erklärung hat in weiten Kreiſen Kopfſchütteln
erregt. Die Poſtverwaltung iſt offenbar beſtrebt, es der Zaberner
Militärjuſtiz gleich zu tun. (Sehr wahr! bei den Sozialdemo-
kraten.) Sonſt iſt die Poſtverwaltung gegen jede Kritik aus dem
Publikum ſtets außerordentlich empfindlich. (Sehr richtig! bei den
Sozialdemokraten. Beſonders gegen ſozialdemokratiſche Kritiker
wird meiſt kurzerhand der Stagatsanwalt mobil gemacht, bei viel
unwichtigeren Dingen. Aber hier, wo es ſich um völlig unbegrün-
dete Vorwürſe, allerdings eines Mannes handelt, der der Held
aller echtpreußiſchen Leute iſt, ſchlägt die Poſtverwaltung ſozuſagen
die Hacken zuſammen und nimmt die Kritik mit der Hand an der
Hoſennaht entgegen. (Sehr gut! bei den Sozialdemokraten.) Die
zu Unrecht ſchwer angegriffenen Beamten gibt man geradezu kläg-
lich preis. (Vizepräſident D

c F Wer d n VJodenfAusdrücken der Poſtverwaltung gegenüber zu mäßigen.) Jedenfalls
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müſſen wir gegen ein ſolches Verfahren mit aller Entſchiedenheit
proteſtieren. (Sehr wahr! bei den Sozialdemokraten.

Damit kfomme ich zu den Perſonalfragen. Die Wünſche des
Perſonals behandelt die Verwaltung mit größter Nichtachtung.
Jahrelang läßt ſie ſie vergeblich auf Beantwortung ihrer Eingabe
warten. (Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.) Dem Verein
der Poſt und Telegraphengehilfinnen iſt bei ſeiner Zulaſſung aus-
drücklich zur Bedingung gemacht worden, daß er dem Reichstag
keine Petitionen unterbreiten darf. (Hört! hört!) Wir verlangen
die Schaffung von Beamtenausſchüſſen, damit die Beamten der
Behörde gegenüber direkt ihre Wünſche vertreten können. Die
Wartezeit der nicht etatsmäßig angeſtellten Aſſiſtenten iſt von
3 auf 6 Jahre geſtiegen. Unterbeamte müſſen jetzt ſogar 12 bis
13 Jahre auf Anſtellung warten, in ländlichen Bezirken unter Um-
ſtänden 22 Jahre. (Hört! hört!) Den aus dem Telegraphen-
verhältnis hervorgegangenen Unterbeamten ſollten die Arbeiter-
jahre auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet werden. Die Be
ſtimmung in der Dienſtanweiſung der Beamten, daß ſie in der
dienſtfreien Zeit ohne Erlaubnis der Behörden ihren Amtsort nicht
länger als 12 Stunden verlaſſen dürfen, iſt in der heutigen Zeit
gar nicht mehr kontrollierbar und wird nur zur Schikane gegen
unliebſame Beamten, die in ihrer freien Zeit für ihre Organi-
ſation agitieren, benutzt. (Hört! hört! bei den Sozialdemokraten.
Die unkündbare Anſtellung der Poſt- und Telegraphengehilfinnen,
die in Bayern und Württemberg längſt erfolgt iſt, ſollte auch im
Reich endlich durchgeführt werden, zumal ja die Bewerberinnen
zweimal ärztlich unterſucht werden. Wir verlangen rechtliche Gleich-
ſtellung der Beamtinnen mit den männlichen Beamten. Die weib-
lichen Hilfskräfte bei den Poſtämtern III, die den geſamten
Schalterdienſt zu verſehen haben, werden zum Teil mit monatlich
30 M. entſchädigt. Das iſt eine Ausbeutung der weiblichen Arbeits-
kraft, deren ſich das Reich ſchämen muß. (Sehr wahr! bei den
Sozialdemokraten.) Die Oſtmarkenzulagen ſind in erſtaunlicher
Weiſe trotz der wiederholten Ablehnung durch den Reichstag wieder
eingeſetzt. Die Behauptung, ſie hätten nicht politiſchen, ſondern
wirtſchaftlichen Charakter, iſt widerſinnig, denn die Lebensverhält-
niſſe im Oſten ſind billiger als in anderen Gegenden. Viel wich-
tiger wäre, daß gegenüber den berechtigten Wünſchen der Be-
amten an Stelle einer einſeitigen fiskaliſchen Erwerbspolitik eine
großzügige tatkräftige Sozialpolitik geſetzt wird. (Lebhafter Bei-
fall bei den Sozialdemokraten.

Staatsſekretär Kraetke: Jch proteſtiere dagegen, daß ich meine
Beamten gegenüber der Beſchwerde des Oberſt v. Reuter kläglich
preisgegeben hätte. Der Oberſt hat keineswegs die Poſtbeamten
des Amtsverbrechens und der Unterſchlagung beſchuldigt. Die Tat-
ſachen, die er erwähnt hat, ſind richtig. Die Unterſuchung hat er-
geben, daß Karten mit ſehr pöbelhaftem Jnhalt beſtellt worden ſind,
die bei etwas mehr Aufmerkſamkeit hätten zurückgeſtellt werden
müſſen. (Sehr richtig! rechts.) Beſonders merkwürdig iſt, daß
dieſe Vorwürfe wegen angeblicher leidigung der Beamten von
ſozialdemokratiſcher Seite kommen, von der häufig die ſchwerſten
Anſchuldigungen gegen Beamte ausgeſprochen worden ſind. (Leb-
hafter Widerſpruch bei den Sozialdemokraten Da ſind Sie nicht
ſo feinfüh'ig und haben Jhre Anſchuldigungen nicht widerrufen,
ſondern erſt bei der dritten Leſung. Jetzt auf einmal erklären
Sie es für ein furchtbares Verbrechen, daß Oberſt v. Reuter ſagt,
es ſeien ihm Poſtkarten mit beleidigenden Aeußerungen beſtellt.
(Sehr gut! rechts. Unruhe bei den Sozialdemokraten.)

Abg. Nacken (Z.): Der Poſtetat iſt mit erfreulicher Vorſicht
aufgeſtellt worden gegen Mißbräuche beim poſtlagernden Verkehr
föllte ſtreng eingeſchritten werden, an junge Mädchen unter
18 Jahren ſollten poſtlagernde Sendungen überhaupt nicht ausge-
händigt werden. Erfreulich iſt die Entwickelung der Funkentele-
gravhie. Geſchäftspapiere nach dem fernen Oſten ſollen mit größter
Leichtigkeit expediert werden.

Staatsſekretär Kraetke: Jch kann Jhnen die freudige Nach-
richt mitteilen, daß Ching dem Weltpoſtverein beitritt. Den Brief-
telegrammverkehr wollen wir ausdehnen; er ſoll in Zukunft ſchon
um 5 Uhr beginnen. Den Poſtkrankenkaſſen ſind erfreulicherweiſe
bereits 82 000 Unterbeamte mit 209 000 Angehörigen angeſchloſſen.

Abg. Beck-Heidelberg (natl.): Das erfreuliche Bild der Poſt-
verwaltung iſt ein Spiegelbild unſerer geſamten wirtſchaftlichen
Verhältniſſe. Einzelne Wünſche allerdings harren immer noch der
Erfüllung, ſo eine Verbilligung des Ortsportos. Das Recht der
Beamten, Petitionen einzureichen, müſſen wir aufrechterhalten.
Freilich ſollen die Beamten ſich vorher an ihre vorgeſetzte Behörde
wenden.

Abg. Dr. Oertel (k.): Der Etat gibt uns zur Kritik keine Ver
anlaſſung, wir werden nur beantragen, die Oſtmarkenzulage
wiederherzuſtellen. Das platte Land iſt gegenüber den Groß-
ſtädten vernachläſſigt, mindeſtens zweimal ſolle jeder kleine Land-
ort Briefbeſtellung haben. Bei der Verwendung weiblicher Kräfte
ſollte es nicht dazu kommen, daß Frauen Vorgeſetzte von Männern
werden. Jm Hauſe erkennen wir ſie als Vorgeſetzte gern an, aber
nicht im Dienſte. (Heiterkeit.) Jn Zabern ſind Verfehlungen
von Poſtbeamten vorgekommen, der Staatsſekretär konnte daher
gar nicht anders handeln, als ſie zu unterſuchen und zu beſtrafen.

Staatsſekretär Kraetke: Das flache Land kann natürlich nicht
alle poſtaliſchen Einrichtungen der Großſtadt beſitzen, doch ſind wir
ſtändig bemüht, Beſſerung auch auf dem Lande zu ſchaffen.
Weibliche Beamte beſchäftigen wir in geringerem Maße wie
andere Länder; daß dabei die weiblichen Beamten zu Vorgeſetzten
von Männern werden, liegt in der Natur der Sache und iſt keines-
wegs ſo bedenklich wie der Vorredner meint.

J A.Dove bittet den Redner, ſich in ſeinen
r

Hierauf vertagt das Haus die Weiterberatung auf Dienstag,
1 Uhr (vorher kurze Anfragen; nachher Reichskolonialetat).

Schluß 654 Uhr.

Ans der Provinz.
Landtag der Provinz Sachſen.

Der aus der Zeit der alten provinzialſtändiſchen Stände-
verfaſſung ſtammende, mit den Rechten einer Körperſchaft aus-
geſtattete Provinzialverband für die Provinz Sachſen trat am
1. März im Ständehauſe zu Merſeburg zu ſeiner 28. ordent-
lichen Tagung zuſammen. Von einer Selbſtverwaltungskörper-
ſchaft kann natürlich nur inſofern die Rede ſein, als der Pro
vinziallandtag beruhend auf der Provinzialordnung vom
Jahre 1875, aus Abgeordneten der Stadt und Landkreiſe be-
ſteht. Die Abgeordneten der Landkreiſe werden von den Kreis-
tagen, der Stadtkreiſe von den Stadtverordnetenverſammlungen
auf die Dauer von ſechs Jahren gewählt. Bei der bekannten
einſeitig agrariſchen Zuſammenſetzung der Kreistage iſt es er
klärlich, daß der Einfluß der Städte, in denen zumeiſt Handel
und Jnduſtrie dominieren, äußerſt gering iſt und der feudale
Großgrundbeſitz in Gemeinſchaft mit dem Adel und den Land-
räten die unumſchränkte Herrſchaft ausübt. Und da auch die
Stadtverordnetenverſammlungen nichts anderes als einſeitige
plutokratiſche Klaſſenvertretungen ſind, iſt es natürlich aus-
geſchloſſen, daß jemals ein ſozialdemokratiſcher Abgeordneter in
dieſes merkwürdige, alle zwei Jahre, und dann auch nur auf
kurze Zeit tagende „hohe Haus“ hineinkommen könnte. Es iſt
deshalb auch kein Wunder, daß das öffentliche Jntereſſe an der
Wirkſamkeit der Provinzialverwaltung ſich erſt in letzter Zeit,
ſeit der Vermehrung ihrer Aufgaben, geſteigert hat.

Der diesmaligen Tagung, die am Sonntag mittag mit den
üblichen Reden und dem traditionellen Gottesdienſt eingeleitet

worden iſt, wurde von größeren Jntereſſentengruppen mit einer
gewiſſen Spannung entgegengeſehen, da drei wichtige Vor
lagen der Erledigung harren. Der als königlicher Landtags-
kommiſſar fungierende Oberpräſident v. Hegel wies in ſeiner
längeren Eröffnungrede darauf hin, daß ſich die Provinz trotz
des angeblich noch nicht überwundenen Rückſchlags der Miß-
ernte des Jahres 1911 in der letzten Etatsperiode kräftig ent-
wickelt habe. Dementſprechend ſeien auch die Aufgaben des
Provinzialverbandes fortdauernd an Zahl und Anforderungen
gewachſen. Die drei Vorlagen über die Siedelungsgeſellſchaft
Sachſenland, die öffentliche Provinziallebensverſicherung und
die Errichtung einer Provinzialbank ſeien von weittragender,
volka wirtſchaftlicher Bedeutung. Der Gedanke der öffentlichen
Lebensverſicherung, der ſich den Verſicherungsſchutz, vornehm-
lich der ländlichen und kleinſtädtiſchen Bevölkerung, die
Entſchuldung und Befeſtigung des Grundbeſitzes und der
Seßhaftmachung der Bevölkerung zum Ziele ſetzt,
ſowie der parteipolitiſchen Ausbeutung des ſozial ſo wichtigen
Gebietes der Volksverſicherung mittels einer gemeinnützigen
Einrichtung entgegenwirken will, entſpringe ähnlichen Er-
wägungen, wie die innere Koloniſation.

Nachdem die notwendigen Vorſtands- und Kommiſſions-
wahlen vorgenommen worden waren, erſuchte der Oberbürger-
meiſter Reimarus-Magdeburg, die erſte Beratung der Vorlage
über Errichtung einer Provinzial-Lebensverſicheuungsanſtalt
noch um einige Tage zu vertagen, damit die Abgeordneten Zeit
gewinnen, ſich mit dem umfangreichen Material vertraut zu
machen. Präſident Graf v. Wartensleben erwiderte, er habe
mit Vorbedacht die Beratung auf die Tagesordnung der Mon-
tagsſitzung gebracht, damit ſie ſo ſchnell wie möglich in die
Kommiſſion verwieſen wird, wo ſich doch die Hauptdebatten
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Die Plenarſisumg am Montag geſtaltete ſich aus dieſem
Erunde denn auch gleich zu einem ſogenannten großen Tage,
wie ſie in dieſem einzigartigen Parlament äußerſt ſelten ſind.
Auf der Tagesordnung ſtand zunächſt die erſte Beratung des

Sonderhaushalts
pläne ſür das Rechnungsjahr 1914 und 1915. Nachdem das Ab-
leben des Abg. v. Tellemann-Schkölen in der üblichen
Weiſe geehrt worden war, gab der Landeshauptmann Freiherv
v. Wilmowskh eine erläuternde Ueberſicht über die Finanz-

Der in Einnahme und Aus-
gabe für die Jahre 1914 und 1915 mit je 12200 000 Mk. ab-
ſchließende Etat der Provinzialverwaltung konnte nur des
halb ohne Steuererhöhung zum Abſchluß gebracht werden, weil

Kür
erfahren haben. Die Steigerung beträgt 262 000 Mk.

Unter den Ausgaben iſt beſonders hervorzuheben die All-
gemeine Verwaltung mit 803 441 Mk. oder einem Mehr von

Armen- und Korrigendenweſen erforderte
768 450 Mk., die Fürſorge für Geiſteskranke, Taubſtumme und
Blinde 1 944 950 Mk., die Fürſorgeerziehung 392 200 Mk., das
Verkehrsweſen 3 426 162 Mk., für Kreis- und Gemeindezwecke
601 106 Mt., die Schuldenverwaltung 1 477 000 Mk. An ein

Ausgſab en
Stiftung für die

geteiligung des
Provingzialverbandes an der Siedlungsgeſellſchaft Sachfenland

Provinzial Lebens
verſicherungsanſtalt insgeſamt 140 000 Mt., für Reubauten in



Altſcherbitz 32 000 Mk. in Nietleben 32 000 Mk., für Ankauf
eines Ziegeleigrundſtückes in Nietleben 137 330 Mk., zur Er
weiterung der Landesheilanſtalt Pfaffewode 861 400 Mk., zum
Umbanu der Seilerbahn der Blindenanſtalt in Halle 8500 Mk.,
zu Umbauten der Anſtalt in Großſalza 55 000 Mk., für die
innere Einrichtung der neuen Anſtalt in Burg 105 000 Mk.,
Bauten in der Anſtalt zu Moritzburg 7000 Mk. zur Errichtung
eines Anbaues an der Landes-Frauenklinik in Magdeburg
33 000 Mk. u. a. m. Die Summe der einmaligen und außer
ordentlichen Ausgaben beziffert ſich auf 4 092 000 Mk., die ſich
auf beide Etatsjahre mit je 2046 000 Mk. verteilt. Ein inter-
eſſantes Kapitel iſt das der Schuldenverwaltung. Danach be
tragen die Schulden der Provinz Sachſen am 31. März 1914:
15 075 505 Mk., wozu noch in der Aufnahme begriffene Anleihe-
kredite in Höhe von 5232000 Mk. iommen. Davon ſind
3 120 000 Mk. bereits aufgenommen. Die älteſte Anleihe
(600 000 Mk.) ſtammt aus dem Jahre 1875, von der noch
80 800 Mk. zu tilgen ſind.

Die Einnahmen des Haushaltsplanes verzeichnen für
jedes Etastjahr folgende Poſten Allgemeine Verwaltung
4 114 805 Mk., Stammvermögen 101,947 Mk. Fürſorgeerziehung
12 400 Mk., Provinzialſteuern 6 000 000 Mk. (600 000 Mk. mehr),
Schubdenverwaltung zuſammen 94 100 M. Summe der dauern-
den Einnahmen 10 328 500 Mk., gegen den vorjährigen Haus-
haltsplan mehr 671 900 Mk. Der Landeshauptmann machte
noch die intereſſante Mitteilung, daß dort, wo die Kleinbahn
immer mehr vordringe, das ſchöne, deutſche Volkslied zurück
gedrängt würde.

Jn der Debatte erhob Oberbürgermeiſter Banſi-Quedlin-
burg zunächſt lebhafte Klagen über die ſchlechte wirtſchaftliche
Lage, und ſprach ſeine große Freude aus über die Tatſache, daß
auch in der Provinz Sachſen bisher ungeahnte Schätze der
ſteuerlichen Heranziehung zugeführt worden ſeien. Auf dem
Gebiete der vorbeugenden Tätigkeit in der Fürſorge Jugend-
licher müſſe mehr geleiſtet und nicht gewartet werden, bis ſie
in ein Alter eintreten, wo auch die beſte Verſicherung nichts
mehr nütze. Redner bemängelte noch die zu bohen laufenden
Ausgaben für das Provinzialmuſeum in Halle. Landrat
Wieſand- Torgau wünſchte, daß für Zwecke der Förderung
der weiblichen Jugendpflege mehr getan werde. Redner be-
gründete ſchließlich einen Antrag daß die Provinz etwa 10 000
Mark zur Unterſtützung der ländlichen Fortbildungsſchulen zur
Verfügung ſtelle. Oberbürgermeiſter Schübze-Stendal
wünſcht, daß der Landtag eine Beihilfe zur Schaffung eines
Bismarck Muſeums, das die Stadt Stendal aus Anlaß des
100. Geburtstages des Reichskanzlers im Jabre 1919 zu er-
richten gedenke. Oberbürgermeiſter Reimarus-Magde-
burg ſprach die Anſicht aus, daß von einer wirtſchaftlichen De
preſſion gar keine Rede ſein könne; für die Stadt Magdeburg
treffe das ganz beſtimmt nicht zu. Der Redner warnte vor
leberſchätzung der Steuererkräge aus dem Generalpardon an-

läßlich der Wehrbeitragseinſchätzung und meint, in Magdeburg
ſei nur die zweifellos geringe (1) Summe von 40 Millionen
Mark mehr an Vermögen angegeben worden.

Der Etat wurde ſodann an die Etatskommiſſion verwieſen.
Die Vorlage betr. die bei der Provingialhauptverwaltung in
den Rechnungsjahren 1911 und 1912 vorgekommenen Etats-
überſchreitungen und außeretatsmäßigen Ausgaben ſowie die
Verwaltungsüberſchüſſe derſelben Jahre wurde der Rechnungs-
kommiſſion überwieſen.

Eine längere Debatte entfeſſelte ſodann die erſte Beratung
der Provinzialausſchußvorlage betreffend Erweiterung
der ProvinzialhilfskaſſezueinerProvinzial-
bank. Das meiſte Jntereſſe dürften wohl die Ausführungen
des Bankdirektors Krüger-Halberſtadt beanſpruchen, der
ſich für die Vorlage ausſprach, um den Realkredit auf eine ge-
ſunde Baſis zu ſtellen und der Auswucherung der armen Haus-
beſitzer durch brutale Kapitaliſten zu begegnen. Dem Woh-
nungsbau könne man dadurch auch die notwendige Förderung
zuteil werden laſſen. Den Kommunen ſei zu empfehlen, all-
jährlich mehrere Zehntauſende von Mark zur Förderung des
Baues von Kleinwohnungen in die Etats einzuſtellen, damit
endlich die alten, elenden Buden von Wohnungen verſchwinden.
Auch in Halberſtadt gibt es noch hundemäßige Wohnungen.

Nachdem die Vorlage über die Erweiterung der Landesheil-
anſtalt Pfafferode ohne Debatte einer Kommiſſion überwieſen
worden war, kam die große Streitfrage zur Beratung, die ſeit
einiger Zeit viel erörtert worden iſt, nämlich die Provinzial-
gausſcharßvorlage betr. die Errichtung einer Provinziallebensver-
ſicherungsanſtalt durch den Provinziglverband. Die zu grün-
dende Anſtalt ſoll mit einem Stammkapital von 2 Millionen
Mark ausgeſtattet und außerdem ſollen 70 000 Mark zu den
Einrichtungskoſten gewährt werden. Die vom Landesrat
Bothe eingehend begründete Vorlage rief eine ſtundenlage De-
batte hervor. Sämmtliche Freunde und Gegner der Vorlage ver-
ſuchten, die Richtigkeit ihrer Argumente mit dem Hinweis auf
die ſozialdemokratiſche Volksfürſorge, die namentlich auf
dem Lande großen Einfluß erlangen könne, darzulegen. Es
ſprachen hierzu die Abgg. Reimarus-Magdeburg, Dr. Ludwig-
Erfurt, Dr. Rive-Halle und Dr. Gerhardt-Halberſtadt. Ober-
bürgermeiſter Dr. Rive-Halle erntete als Befürworter der Vor-
lage natürlich den ungeteilten Beifall der agrariſchen Mehr-
heit des Landtags. Nach Annahme eines Schlußantrags wurde
die Vorlage einer beſonderen Kommiſſion überweiſen. Wir
werden die wahren Aufgaben und angeblichen Vorzüge dieſer

als Gegengewicht gegen die Volksfürſorge beſtimmten
öffentlich-rechtlichen Lebensverſicherung und die über die Vor-
lage Debatte noch beſonders zu würdigen haben.

Die Vorlage betreffend Gewährung von Beihilfen zur
Waſſerregelung der Augraben, Flottgraben- und Landgraben-
Niederung in der Altmark ſowie der Niederung des Schweinitzer
Fließes, ſowie die Vorlage über die Beteiligung der Provinz
an der berühmten Siedelungs geſellſchaft Sachſen-
land wurden ohne Debatte in erſter und zweiter Leſung ange-
nommen. Einige weitere kleinen Vorlagen, unter denen ſich
der Erlaß einer Ordnung für das Provinzialmuſeum in Halle
befand, wurden an beſondere Kommiſſionen verwieſen.

Delitzſch. Von der Sparkaſſe. Aus dem jetzt veröffent-
lichten n der Stadtſparkaſſe iſt das Folgende zu
entnehmen. Am Schluſſe des Jahres 1912 betrugen die Spar
einlagen 10933 058,23 Mk. Eingezahlt wurden im Jahre 1913
2519957,98 Mk. und als Zinſen zugeſchrieben 349812,60 Mk.
u wurden hingegen im Berichtsjahre 2752 660,94 Mk.,
ſo daß die Summe von 232702,96 Mk. weniger ein als aus

hlt wurde. Der Geſamtbeſtand u am Schluſſe des ver
floſſenen Jahres 11 050 167,87 Mk. Auf die vorhandenen 12700
Bücher kommt eine Durchſchnittseinlage von 870,09 Mk.

Soziale Rück und Ausblicke. Die Vor-
See im ſozialen Leben vor allem im Krankenkaſſenweſen

burg zwingen ernſthaften Betrachtungen. Was ſichin den letzten Monaten m Lager der ſchwarz gelben Koalition,

er des Unternehmertums abgeſpielt, das alles muß

Zur vor per v e Diereaktionären ungen kamen mit a indringlichkeit ſeit
dem im Jahre 1911 hier tobenden Arbeitskampf der Fabrik und
Textilarbeiten Rollen. Sie bildeten ein Gradmeſſer dafür,

ung die Arbeiterbewegung in Eilenburgbisgelangt, ſie laſſen aber auch erkennen, was alles am Werke iſt,

alke Machtmittel gegen den mehr und mehr zum Selbſtbewußtſein
Wlangenden Arbeiter aufzurufen und, wenn möglich, zur Ent
altung zu bringen. Der ſogenannte ſoziale Ausſchuß als Feind

aller wirklichen Kulturfortſchritte trug vor den Wahlen der Aus-
ſchußmitglieder die ihm nun einmal anhaftende, unehrliche Kampfes
weiſe zur Schau. Ein herausgegebenes, geiſtesarmes Blättchen
redete von ſozialdemokratiſchen Kaſſenkontrolleuren, von den ge
peinigten Kaſſenbeamten, die ſich nicht unter die Knute der ſozial
demokratiſchen Partei ſtellen wollten und n vieles andere
wurde zuſammengeſchwafelt, um die Behörden ſowie die Unternehmer gegen Vorſtand Verwaltung und damalige General
verſammlung aufzupeitſchen. Ein Bürgermeiſter belehrte dieſe
nationalen und gottvollen Chriſten inſofern, daß die Kaſſe und
ihre Führung ſich in peinlichſter Ordnung befänden und die
ſchwarzgelbe Truppe war kaltgeſtellt. Heute gehören zwei von
dieſen Leuten dem Ausſchuß der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe an.
Dieſe ſchlichten Männer aus der Werkſtatt, die nur zu bitten und
nicht zu fordern wagen und keine Rückendeckung für eine etwaige
beabſichtigte Durchſetzung ihrer Forderungen in der Krankenkaſſe
haben, das ſind in den Augen der Rufer im jetzigen Kampfe gegen
jeden weiteren Ausbau der Sozialpolitik die Männer, die den
Staat erhalten. Aber, Partei und Gewerkſchaſtsgenoſſen, wer
trägt die Schuld, daß überhaupt zwei von jenen Quertreibern im
Ausſchuß ſitzen Hätten alle unſerer Arbeiterbewegung an-
gehörenden Kaſſenmitglieder erkannt, daß ſie es mit einer Wahl
zu tun hatten, die den Reichstags, Landtags und den kommunalen
Wahlen gleichbedeutend ſind, wären dieſe Zerſplitterer draußen
geblieben. Die Wahlen des Vorſitzenden des Vorſtandes ließen
zuvor die Frage aufkommen: „Werden die Arbeitgeber im Vor-
ſtande Verſtändigungs- oder Gewaltpolitik treiben Wie faſt in
allen Krankenkaſſen, ſo wurde auch von dem Unternehmertum in
Eilenburg Desperadopolitik vorgezogen. Der damalige Vorſitzende,
Genoſſe Burckhardt, der viele Jahre hindurch mit größter Auf
opferung der Kaſſe unter vollſter Wahrung beiderſeitiger Prrſm
vorſtand, wurde beiſeite geſchoben. Dieſe angezettelte Politik iſt
ſür uns Arbeiter von ſehr wichtiger Bedeutung. Die Unternehmer
machten die Kaſſe zu einem Tummelplatz parteipolitiſcher Ten
denzen. Wie orakelte doch vor den Ausſchußwahlen der Arbeiter
Sekretär Hennig in einem Waſchzettel „Die Krankenkaſſen dürfen
aber keine Tummelplätze irgend einer Partei ſein, ſondern Stätten
der Fürſorge für kranke Mitglieder.“ Sehr richtig, Herr Hennig!
Jhre beiden Freunde im Ausſchuß ſetzten jene Worte in der am
letzten Donnerstag ſtattgefundenen Sitzung aber nicht in die Tat
um. Bot ſich doch dort reichlich Gelegenheit, die Arbeitgeber
wegen ihrer unglaublichen Stellungnahme einmal gründlich abzu
fertigen. Man ſchwieg im Unternehmerintereſſe! Jm Reichstage
entſchied die Mehrheit, den Verſicherungspflichtigen zwei Drittel,
den Arbeitgebern ein Drittel der Beiträge entrichten zu laſſen.
Dem Arbeitnehmer wurde dadurch „Entgegenkommen“ gezeigt,
daß er nach dem hieſigen Statut folgerichtig von zwölf Vorſtands-
mitgliedern acht Sitze einnehmen ſollte. Es ergibt ſich hieraus
ohne weiteres, daß auch der Vorſitzende aus den Reihen der Ver
ſicherungspflichtigen hervorgehen müßte. Unternehmerwillkür aber
feierten auch hier Triumphe! Der Sturmlauf gegen jeden weitern
Ausbau der Sozialverſicherung hat im Grunde genommen nur in
einer Erweiterung der Gegenſätze zwiſchen Unternehmern und
Arbeiterſchaft ſeinen Urſprung. Der immer ſchwerer werdende
Druck der modernen kapitaliſtiſchen Produktionsform und die
durch zielbewußte Tätigkeit der freien Gewerkſchaften im Laufe
der Jahre immer merklicher werdende Widerſtandskraft eines
großen Teils der Arbeiterſchaft gegen übermäßige Ausbeutung
drängt dem Unternehmertum als einzige Rettung den Gedanken
an eine geſetzliche und willkürliche Zurückhaltung des ſtaatlichen
Schutzes für die Arbeiterſchaft auf. Vor lauter Furcht, der Auf
ſtieg der Arbeiterklaſſe wäre gleichbedeutend mit dem ſchrittweiſen
Verſinken der Unternehmerherrlichkeit, überſehen dieſe Herren voll
ſtändig, daß der Arbeiterſchutz die Arbeitsmenge und Arbeits-
leiſtung des einzelnen nicht verringern, ſondern ſie erhöhen will.

Die Steuerverwaltung im Verwaltungs-
bericht. Der Staatsſteuerveranlagung für das Steuerjahr
1912 liegt zugrunde die Perſonenſtandsaufnahme am 15. Okto-
ber 1911. Sie ergibt 17312 Einwohner gegen 17397 bei der
Volkszählung am 1. Dezember 1910. Veranlagt ſind 3134 phy-
ſiſche Perſonen mit mehr als 900 bis 3000 Mark Einkommen
zu 48 206 Mk., 333 phyſiſche Perſonen mit mehr als 3000 Mk.
Einkommen zu 54 759 Mk. und 12 nichtphyſiſche Perſonen
(Aktiengeſellſchaften uſw.) zu 22 086 Mk., zuſammen zu 125 051
Mark Einkomenſteuer. Zu den fingierten Normalſteuerſätzen
der Einkommen von 300 bis 900 Mk. ſind 2489 Perſonen zu
einem Steuerbetrage von 6676 Mark veranlagt. Staats-
ſteuern. I. Einkommenſteuer. 1. Von 3134 phyſiſchen Per-
ſonen mit mehr als 900 bis zu 3000 Mk. Einkommen ſind ver-
anlagt 811 mit einem Steuerſatz von 6 Mk., 686 mit 9 Mk.,
422 mit 12 Mk., 361 mit 16 Mk., 198 mit 21 Mk., 198 mit 26
Mark, 212 mit 31 Mk., 105 mit 36 Mk., 83 mit 44 Mk., 58 mit
52 Mk., 2. Von 333 phyſiſchen Perſonen mit mehr als 3000
Mark Einkommen ſind veranlagt 2 mit einem Steuerſatz von
36 Mk., 14 mit 44 Mk., 26 mit 52 Mk., 49 mit 60 Mk., 40 mit
70 Mk., 26 mit 80 Mk., 25 mit 92 Mk., 22 mit 104 Mk., 20 mit
118 Mk., 15 mit 132 Mk., 16 mit 146 Mk., 5 mit 160 Mk., 12 mit
176 Mk., 11 mit 192 Mk., 3 mit 212 Mk., 6 mit 232 Mk., 2 mit
252 Mk., 2 mit 276 Mk., 6 mit 300 Mk., 7 mit 330 Mk., 4 mit
360 Mk., 4 mit 390 Mk., 2 mit 420 Mk., 2 mit 450 Mk., 1 mit
480 Mk., 1 mit 516 Mk., 1 mit 540 Mk., 1 mit 600 Mk., 1 mit
690 Mk., 1 mit 900 Mk., 1 mit 960 Mk., 1 mit 1440 Mk., 2 mit
1600 Mk., 1 mit 3200 Mk. und 1 mit 4200 Mk. 3. Von 2439
Perſonen mit 300 bis 900 Mk. Einkommen ſind veranlagt mit
einem fingierten Normalſteuerſatz 700 mit 1,20 Mk., 700 mit
2,40 Mk. und 1039 mit 4 Mk. Das Einkommenſteuerſoll
125 051 Mk., und die fingierten Sätze, 6676 Mk., betragen zu
ſammen 131 727 Mt. (125 797 Mk. im Vorjahre). Hierzu kom
men die mit Gemeindezuſchlägen nicht zu belegenden 20 005,20
Mark Staatszuſchläge zur Staatseinkommenſteuer; ſie ſind bei
allen voran berichteten Steuerbeträgen weggelaſſen. II. Er-
gänzungsſteuer 1912. Das Ergänzungsſteuerſoll beträgt
14 788,80 Mk. Die Staatszuſchläge betragen 3646 Mk. Die
Solls der direkten Staatsſteuern mit den Staatszuſchlägen be-
tragen 145 056,20 Mk. Einkommenſteuer, ohne die fingierten
Gemeindeſteuerſätze, und 18 434 80 Mk. Ergänzungsſteuer; die
Jſteinnahmen betragen 134 339,14 Mk. und 18 470,25 Mk.

HKommunalabgaben. 1. Staatliche Gewerbeſteuerver-
anlagung für Gemeindezwecke. Veranlagt ſind in Klaſſe 1
7 Betriebe mit 10 980 Mk., Klaſſe 2 10 mit 2340 Mk., Klaſſe 3
85 mit 6672 Mk., Klaſſe 4 463 mit 7776 Mk., Zweignieder-
laſſungen in Eilenburg ſind auswärts veranlagt mit 28 421
Mark. Zur Betriebsſtuer ſind veranlagt in Klaſſe 1 kein Be
trieb, Klaſſe 2 2 Betriebe mit 100 Mk., Klaſſe 3 22 mit 550 Mk.,
Klaſſe 4 60 mit 900 Mk., 2 gewerbeſteuerfreie mit 20 Mk., zu
ſammen 1570 Mk. 2. Direkte Steuern. Erhoben ſind
148 Prozent Zuſchläge (125 Prozent Stadtbedarf und 23 Pro-
zent Kreisbedarf) zur Einkommenſteuer und zu den fingierten
Sätzen, und 198 Prozent (175 Prozent Stadtbedarf und 23
Prozent Kreisbedarf) zu den Realſteuern Grund-, Gebäude-
und Gewerbeſteuern. Die Gemeindeſteuer-Jſteinnahmen be-
tragen 185 470,31 Mk. Gemeindeeinkommenſteuer, 9618,28 Mk.
Grundſteuer, 70 305,52 Mk. Gebäudeſteuer und 48 588,80 Mk.
Gewerbeſteuer. Die Realſteuern zuſammen betragen 128 512,60
Mark, die direkten Steuern zuſammen 313 982,91 Mk. 3. Jn
direkte Steuern. Die Steuerſolls betragen: 13 272 69
Mark Bierſteuer, zurückvergütet 7271,29 Mk., bleiben 6001,40
Mark, 4805 Mk. Hundeſteuer, 3594 Mk. Luſtbarkeitsſteuer,
3244 50 Mk. Umſatzſteuer, zuſammen 17 644,90 Mk. Die Zu-
wachsſteuer beträgt 1986,49 Mk. Die direkten und indirekten
Gemeindeſteuern zuſammen betragen 333 614,30 Mk. Auf den
Kopf der Einwohner entfallen Gemeindeſteuern 19,27 Mk.
(17,33 Mk. im Vorjahre), direkte Staatsſteuern 9,44 Mk.
Warenhausſteuern ſind 8769,88 Mk. auf gekommen. Dieſe ſind
zur Erleichterung der Gewerbeſteuerklaſſe 4 verwendet. Wan-
derlagerſteuern kamen 40 Mk. ein.

Greppin. Unfall bei der Arbeit! Am Sonnabend
ſtürzte auf der Filmfabrik ein Arbeiter von einem drei Meter

hen Gerüſt, wobei er den Oberſchenkel Sr vrußtew das Krankenhaus r übergeführt werden.

nutag hier abgehalte

iei zu erzielen, wenn die Genoſſinnen und Genoſſem ſich auch
bei der roten Woche mit Eifer der Agitation widmen. Der Be

Wehlitz. Leichenlandung. Am Sonntag wurde hierim Walde nahe der großen Eiche in der Luppe eine unbekannie
weibliche Leiche gelandet.

Mansfeld. Zur roten Woche. Unſere fällige Monats-
verſammlung findet nicht ſtatt, dafür findet am Sonntag, den
8. März, nachmittags 4 Uhr, für die Diſtrikte Mansfeld,
Kloſtermansfeld und Leimbach bei Wagner im Kloſtermansfeld
eine kombinierte Verſammlung der drei Diſtrikte ſtatt. Es ſoll
über die Bedeutung des Frauentags und der roten Woche
referiert werden. Das Erſcheinen aller Genoſſen und Ge-
noſſinnen der Diſtrikte iſt erwünſcht.

Wittenberg. Ein Eiſenbahnunfall paſſierte bei der
Station Eutzſch. Die mit einem Milchwagen von Pratan her
kommende Witwe Boy wollte, als ſchon der Zug nahte, noch
über die Gleiſe kommen. Die Maſchine erfaßte aber den Wagen,
die Jnſaſſen (Frau Boy nebſt Sohn und Dienſtmädchen) wur-
den herausgeworfen und der Wagen ging in Trümmer. Die
Herausgeworfenen erlitten nur leichte Verletzungen auch das
Pferd blieb unbeſchädigt.

Vockwitz. Achtung, Gemeindewähler! Freitag. den
6. März, abends 7 bis 8 Uhr, findet im Hotel Hermann die
Gemeindevertreterwahl für die dritte Klaſſe ſtatt. Als Kandidat
iſt Genoſſe Reinhold Dorn wieder aufgeſtellt. Ein pünktliches
und zahlreiches Eintreten für die Wahl unſeres Kandidaten iſt
erforderlich.

Biehla. Ein patriotiſch- ſozialdemokratiſcher Waſſer-
turm. Komiſch mutet zweifellos dieſe Ueberſchrift an, doch dürfte
die Bezeichnung richtig gewählt ſein. Die hieſige Gemeinde be-
gann im vorigen Jahre mit dem Ban einer Waſſerleitung und
errichtete zu dieſem Zwecke auf dem Winterberg einen gleichzeitig
als Waſſerreſervoir dieneuden Ausſichtsturm. Die hieſige Ge-
meindevertretung glaubte nun, auch bet dieſem Jahrhunderttrubel
ihr patriotiſches Gefühl an den Tag legen zu müſſen. Sie brachtean den Waſſerturm eine Jnſchrift mit folgenden Worten an:
Waſſerturm der Gemeinde Viehla, erbaut im hundertſten Jahre

nach der Befreiung Deutſchlands vom korſiſchen Joche. Jſt doch
nett? Damit keiner achtlos an dem patriotiſchen Bauwerk vor
überziehe, brachte man über der Jnſchrift ein goldverziertes
eiſernes Kreuz an. Um aber der übergroßen Mehrzahl der
Biehlaer Steuerzahler ebenfalls entgegen zu kommen, wurde das
Dach des Turmes knallrot angeſfrichen. Jm Volksmunde nennt
man ſchon deshalb das Bauwerk den „roten Turm“ von Biehla.

Ortrand. Die rote Woche. Wie notwendig es iſt, daß in
unſer Parteileben etwas mehr Leben kommt, davon zeugen die
Zahlen unſrer Parteimitglieder und Abonnenten der Parteipreſſe.
Zum Teil iſt an dieſem Zuſtande eine gewiſſe Lauheit und Gleich-
gültigkeit, zum Teil die ruhige Zeit in unſerem Städtchen ſchuld.
Ein Teil der hieſigen Arbeiterſchaft ſteht unſeren Beſtrebungen
anſcheinend verſtändnislos gegenüber, wiewohl es hier ſehr an-
gebracht wäre, ſich dieſen Beſtrebungen der organiſierten und auf
geklärten Arbeiterſchaft anzuſchließen. Denn wie es mit den Lohn
und Arbeitsbedingungen in den hieſigen Betrieben ſteht, iſt ja
allbekannt. Hier gilt es alſo anzuſetzen. Dieſe leider noch abſeits
ſtehenden Arbeitskollegen aufzuklären, ſie davon zu überzeugen, daß
es wertvoller iſt, ſich für ſeine wirtſchaftliche Lage zu intereſſieren,
als in allen möglichen Klimbimvereinen die überaus koſtbare Zeit
zu vertrödeln. Alſo, auf Gewerkſchaftskollegen und Partei-
genoſſen! Jeder auf ſeinen Platz, ſtehe keiner beiſeite, wennes gilt die Sumigen aufzurütteln. Zeigt, daß ihr gewillt ſeid,
in unſerem „ſonſt friedlichen Oertchen“ die Zahl unſer An nger
zu vergrößern. Auf zur roten Woche und zur poſitiven Arbeit!

Mühlberg. Parteiverſammlung. Der Bericht über die
Konferenz in Torgau wurde ohne Debatte entgegengenommen.
Ein von einem Genoſſen beantragtes Ausſchlußverfahren wurde
abgelehnt, da der Betreffende ſelbſt der Partei den Rücken kehrte.
Der Fahnenflüchtige iſt Funktionär des größten gewerkſchaftlichen
Verbandes am Orte. Zum Punkt „Roten Woche“ gab der Vor-
ſitzende bekannt, daß der Arbeitsplan bis Sonnabend fertiggeſtellt
wird und das Material am Sonnabend abend und Sonntag vor
mittag im Parteilokal zur Ausgabe gelangt. Er betonte, daß es
ſelbſtverſtändliche Pflicht jedes Mitgliedes iſt, ſich zur Verfügung
zu ſtellen. Beſchloſſen wurde, ein Abonnement des Vereins-
anzeigers im Volksblatt anzunehmen. Auch die Jugendagitation
wurde behandelt und beſchloſſen, den Jugendleiterkurſus mit einem
zuverläſſigen Leiter zu beſchicken, der ſich in Zukunft auch dieſer
wichtigen Arbeit widmen muß. Die Zeitungskommiſſion wurde er
ſucht, die Neuerungen des Kreisſtatuts zu berückſichtigen und über
die monatlichen Reviſionen jeder Parteiverſammlung zu berichten.
m in Zukunft auf bequeme und billige Art dem Bildungsweſen
tchann zu ebnen, wurde der Bildungsausſchuß beauftragt, die
nſchaffung eines Lichtbilderapparates ins Auge zu faſſen. Die
»ſongsabteilung der Partei forderte eine ſtärkere Unterſtützung

erſuchte, das erſte Stiftungsfeſt am nächſten Sonntag zahl
reich zu beſuchen. Schließlich wurde kommunale Dinge

dert Waffuns eines Spielplatzes für die Arbeiter lebhaft
ebattiert.
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Halle, 4. März

Leider hann man nicht verſprechen, was unſerm

erzen widerſpricht. Goethe.

Hausdiebſtahl.
Von Anatole France.

Vor ungefähr zehn Jahren, vielleicht iſt es etwas länger,
jelleicht etwas weniger lang her, beſuchte ich ein Frauen-
fängnis. Es war in einem alten Schloſſe, das unter Hein-

ich IV. erbaut worden war und deſſen hohe Schieferdächer eine
eine ſüdliche Stadt beherrſchten, die an einem Flußufer lag.

der Direktor jenes Gefängniſſes näherte ſich dem Alter, in dem
nan an ſeinen Rücktritt denkt; er trug eine ſchwarze Perücke

ind einen weißen Bart. Es war ein ungewöhnlicher Direktor.
r dachte ſelbſtändig und hatte menſchliche Empfindungen. Er
nachte ſich keine Jlluſionen über die ſeeliſche Beſchaffenheit
ſeiner dreihundert Schützlinge, aber er ſchätzte ſie nicht erheblich
jeringer ein als die Moralität von dreihundert Frauen, die
an etwa auf gut Glück in einer Stadt dingfeſt gemacht hätte.
„Es gibt hier ebenſo wie anderwärts Menſchen aller Art,“

chien er mir mit ſeinem ſanften und müden Blick zu ſagen
Ich lege die Vorſchriften aus,“ ſagte er zu mir, „ehe ich ſie
nwende, und ich erkläre ſie den Gefangenen ſelbſt. Die Vor-

ſchrift befiehlt zum Beiſpiel unbedingtes Schweigen. Wenn
aher alle dieſe Frauen unbedingtes Schweigen wahrten, würden
ſie ſchwachſinnig oder verrückt werden. Jch denke und ich muß
denken, daß dies nicht der Wille der Vorſchrift iſt. Jch ſage zu
ihnen: „Die Vorſchrift befiehlt euch unbedingtes Schweigen.
Vas bedeutet dies? Das bedeutet, daß die Aufſeher euch nicht
hören dürfen. Wenn man euch hört, werdet ihr beſtraft wenn
man euch nicht hört, kann man euch keinen Vorwurf machen.
Ich kann von euch über eure Gedanken keine Rechenſchaft for-
dern. Wenn eure Worte nicht mehr Lärm machen als eure Ge-
danken, kann ich über eure Worte keine Rechenſchaft fordern!“
Sind die Sträflinge nun auf dieſe Art unterrichtet, dann lernen
ſie zu ſprechen, gleichſam ohne einen Ton laut werden zu laſſen.
Sie werden nicht verrückt und die Vorſchrift iſt befolgt.“

Ich fragte ihn, ob ſeine Vorgeſetzten dieſe Auslegung der
Vorſchriften billigen würden.

Er antwortete mir, daß ihm die Jnſpektoren oftmals Vor-
würfe gemacht hatten dann habe er ſie zu dem äußerſten Tore
geführt und zu ihnen geſagt: „Sie ſehen dieſes Gitter; es iſt
aus Holz. Wären hier Männer eingeſperrt, dann wäre im
Verlauf von acht Tagen nicht einer mehr hier. Die Frauen
kommen nicht einmal auf den Gedanken, zu entfliehen. Die
Klugheit aber erfordert, ſie wicht außer Rand und Band zu
bringen. Das Gefängnisweſen iſt ihrer körperlichen und mora-
liſchen Geſundheit ohnehin nicht allzu vorteilhaft. Jch über-
nehme die Verantwortung nicht, ſie ferner feſtzuhalten, wenn
Sie ſie auch noch der Marterqual des Schweigens unterwerfen.“

Später beſuchten wir den Schlafſaal und die Krankenſäle.
Das waren große weißgetünchte Räume, die von ihrem alten
Glanze wur eines bewahrt hatten: die prunkvollen Kamine aus
grauem und ſchwarzem Marmor, die von mächtigen Skulpturen
gekrönt waren. Eine Juſtitia, die ungefähr um Sechzehn-
hundert von einem flämiſchen Bildhauer intalieniſcher Schule
geſchaffen worden ſein mochte, ſtand mit bloßen Schultern und
vorgeſtrecktem Beine da und hielt mit ihrem feiſten Arm die
ſchwankenden Schalen ihrer Wage, die wie Schellen aneinander
ſchlugen. Die Göttliche wies mit der Spitze ihres Schwertes
auf eine kleine Kranke, die auf ihrer Matratze in einem Eiſen-
bett ſo unbeträchtlich dalag, als wäre ſie ein zuſammengefalte-
tes Tuch. Man hätte ſie für ein Kind halten können.

„Nun, geht es beſſer?“ fragte der Doktor Cabane.
„O viel, viel beſſer, Herr Doktor!“
Und ſie lächelte.
„Alſo ſeien Sie nur recht vernünftig, Sie werden wieder

geſund werden.“
Sie ſah den Doktor mit großen Augen an, die vor Freude

und Hoffnung ſtrahlen.
„Die Kleine war nämlich ſehr

Cabane.
Und wir gingen weiter.
„Welches Vergehen brachte Sie hierher?“
r Vergehen, ein Verbrechen.“
„Ah!l“
„Kindesmord.“
Wir durchſchritten einen langen Gang und gelangten in einen

kleinen, recht freundlichen Raum, in dem viele Bücherſchränke
ſtanden und deſſen unvergitterte Fenſter einen freien Ausblick
gewährten. Eine junge, wirklich hübſche Frau ſaß am Schreib-
tiſch und ſchrieb. Neben ihr ſtand eine andere Frau von ſehr
gutem Ausſehen und ſuchte einen Schlüſſel aus dem Bunde, den
ſie am Gürtel trug. Jch hätte ohne weiteres gemeint, dies ſeien
die Töchter des Direktors. Aber er teilte mir mit, daß es zwei
Häftlinge ſeien.

„Bemerkten Sie micht, daß beide Sträflingstracht tragen?“
Mir war es nicht aufgefallen; zweifellos weil ſie ihre Kleider

anders als die anderen trugen.
„Die Gewänder dieſer beiden Gefangenen ſind beſſer gemacht,
ihre Hauben ſind kleiner und laſſen die Haare ſehen.“

„Es iſt vecht ſchwwer,“ erwiderte mir der greiſe Direktor, „eine
Frau zu hindern, ihre Haare zu zeigen, wenn ſie ſchön ſind.
Die beiden ſind der gültigen Hausordnung unterworfen und
zur Arbeit angehalten.“

„Was tun ſie?“
„Die eine iſt Archivarin, die andere Bibliothekarin.“
Dieſe beiden hatte Leidenſchaft in den Kerker geführt. Der

Direktor verhehlte nicht, daß ihm ihr Schickſal näher ging als
das der anderen.

„Jch kenne manche unter ihnen,“ ſagte er, „die ihrem Ver-
brechen fremd gegenüberſtehen. Es war ein Blitz in ihrem
Leben. Sie ſind fähig, Geradheit, Mut und Großherzigkeit zu
erweiſen. Von meinen Diebinnen könnte ich nicht dasſelbe
behaupten. Jhre Vergehen, die immer unbedeutend und ge-
wöhnlich bleiben, bilden den Grundſtoff ihres Daſeins. Sie
ſind unverbeſſerlich. Und dieſe Niedrigkeit, die ſie ſträfliche
Taten vollführen läßt, findet ſich in jeder Einzelheit ihrer
Lebensführung wieder. Die Strafe, die ſie ereilt, iſt verhältnis
mäßig leicht und da ſie körperlich und ſeeliſch wenig empfindlich
ſind, ertragen ſie ſie in den meiſten Fällen mit Leichtigkeit. Das
will nicht ſagen,“ fügte er lebhaft hinzu, „daß alle dieſe Un
glücklichen des Mitleids unwürdig wären und nicht verdienten,
daß man ſich für ſie intereſſierte. Je länger ich lebe, deſto
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krank,“ ſagte der Doktor

Unterhaltungs-Beilage
des faſlischen Volksblaftes.

klarer ſehe ich, daß es keine Schuldigen und daß es nur Un
glückliche gibt.“

Er führte mich in ſein Zimmer und gab einem Aufſeher den
Auftrag, den Häftling Nummer 503 vorzuführen.

„Jch werde Jhnen,“ ſprach er zu mir, „ein Schauſpiel bieten,
das ich bitte, glauben Sie mir nicht vorbereitet habe, das
Sie aber auf neue Gedanken über Vergehen und Strafe führen
wird. Was Sie nun ſehen und hören werden, das habe ich in
meinem Leben hundertmal geſehen und gehört.“

Von einer Aufſeherin begleitet, trat eine Gefangene ein. Es
war ein ganz hübſches Bauernmädchen mit einem einfachen,
ſanften, etwas einfältigen Geſicht.

„Jch habe eine freudige Nachricht für Sie,“ ſagte der Direktor
zu der Gefangenen. „Der Herr Präſident der Republik, der
von Jhrer guten Aufführung hier in Kenntnis geſetzt wurde,
erläßt Jhnen den Reſt Jhrer Strafe. Sie werden Samstag
das Gefängnis verlaſſen.“

Die Hände über dem Bauche verſchränkend, hörte ſie mit halb
offenem Munde zu. Aber die Gedanken fanden in ihrem Kopfe
nicht ſchnell Eingang.

„Sie werden nächſten Samstag dieſes Haus verlaſſen.
werden frei ſein.“

Diesmal begriff ſie, ihre Hände hoben ſich mit einer Gebärde
der Verzweiflung und ihre Lippen zitterten:

„Muß ich wirklich fort? Was ſoll ich denn dann tun? Hier
habe ich zu eſſen bekommen und Kleider und alles. Können Sie
es dem guten Herrn nicht ſagen, daß es beſſer iſt, wenn ich
bleibe, wo ich bin?“

Der Direktor erklärte ihr mit ſanfter Feſtigkeit, daß ſie die
ihr erwieſene Gnade nicht zurückweiſen könne; dann teilte er
ihr mit, daß ſie bei ihrem Austritt eine gewiſſe Summe, zehn
oder zwölf Frank, erhalten werde.

Weinend ging ſie hinaus.
Jch fragte, was ſie verbrochen habe.
Er blätterte in einem Regiſter.
„503. Sie war Magd bei einem Tierzüchter

ihren Dienſtgebern einen Unterrock geſtohlen

Sie

Sie hat
Hausdieb-

ſtahl Sie wiſſen wohl, den Hausdiebſtahl ſtraft das Geſetz
ſtreng.“

2 z Nachdr.Die Götter dürſten.
Roman aus der franzöſiſchen Revolution

von Angatole France.
Brotteanx begriff, daß ſie die Häſcher vom Revolutionsaus-

ſchuß des Bezirks oder die Kommiſſare des allgemeinen Sicher-
heitsausſchuſſes meinte. Die Stadtverwaltung beſaß damals
einen tugendhaften Ankläger, den Bürger Chaumette, der die
Freudenmädchem als die verderblichſten Feindinnen der Repu-
blik verfolgte. Er wollte die Sitten beſſern. Allerdings waren
die Fräuleins vom Palais-Egalité wenig patriotiſch. Sie
wünſchten den alten Zuſtand zurück und machten daraus nicht
immer ein Hehl. Mehrere waren bereits als Verſchwörerinnen
guillotiniert worden, und ihr tragiſches Geſchick hatte unter
ihresgleichen große Nacheiferung erregt.

Der Bürger Brotteaux fragte die Schutzflehende, durch
welches Vergehen ſie. ſich die Verhaftung zugezogen.

Sie ſchwor, keine Ahnung zu haben; ſie hätte nichts getan,

was man ihr vorwerfen könnte. J„Wohlan, mein Kind,“ ſagte Brotteaux, „du biſt unverdächtig;
ſo haſt du nichts zu fürchten. Geh, leg dich zu Bebte und laß
mich in Frieden.“

Da geſtand ſie alles:
„Jch habe mir die Kokarde abgeriſſen und gerufen: „Es lebe

der König.““
Er nahm ſie mit ſich längs der menſchenleeren Seinekais; ſie

hängte ſich in ſeinen Arm.
„Jch liebe den König zwar nicht,“ ſagte ſie. „Sie können ſich

denken, daß ich ihn nicht gekannt habe, und vielleicht war er
ein Menſch wie die anderen. Aber die da ſind bosheft. Sie
quälen mich, ſie hudeln und ſchänden mich auf alle Weiſe; ſie
wollen mir mein Gewerbe verbietew. Sie können ſich denken,
wenn ich ein anderes hätte, ſo betriebe ich nicht ſo eines
Was wollen ſie denn? Sie wüten gegen die Schwachen, die
kleinen Leute, gegen den Milchhändler, den Kohlenhändler, den
Waſſerträger, die Wäſcherin. Sie werden nicht eher zufrieden
ſein, als bis ſie das ganze arme Volk gegen mich aufgebracht
haben.“

Er blickte ſie an: ſie ſah wie ein Kind aus. Jhre Angſt war
vorüber; ſie lächelte faſt und ſchritt, obwohl humpelnd, leicht-
föüßig dahin. Er fragte nach ihrem Namen, ſie hieß Athenais
und war ſechszehn Jahre alt.

Brotteaux erbot ſich, ſie hinzuführen, wohin ſie wolle. Sie
kannte keine Seele in Paris, doch ſie hatte eine Tante, eine
Dienſtmagd in Palaiſeaux; die würde ſie zu ſich nehmen.

Brotteaux faßte einen Entſchluß
„Komm mit, mein Kind,“ ſagte er.
Und er nahm ſie mit ſich, auf ſeinen Arm geſtiüitzt.
Jnm ſeine Dachkammer zurückgekehrt fand er den Pater

füßig dabin. Er fragte nach ihrem Namen, ſie hieß Athenais
die er an der Hand führte.

„Mein Vater,“ ſagte er, „dies iſt ein Mädchen aus der Rue
Fromenteau, das gerufen hat: „Es lebe der Königl“ Die
Revolutionspolizei iſt ihr auf den Ferſen. Sie hat kein Obdach.
Darf ſie die Nacht hier bleiben?“

Der Mönch klappte ſein Brevier zu.
„Verſtehe ich Sie recht,“ ſagte er, „ſo fragen Sie mich, mein

Herr, ob dieſes junge Mädchen das, wie ich, mit Verhaftung
bedroht iſt, dieſe Nacht zum Zwecke ſeines irdiſchen Heils das
Zimmer mit mir teilen darf?“

„Jawohl, mein Vater.“ S„Welches Recht hätte ich zum Widerſpruch? Und um mich
durch ihre Anweſenheit verletzt zu fühlen, müßte ich mich da
nicht für beſſer halten als ſie?“

Er brachte die Nacht in dem wackeligen Lehnſtuhl zu, in
dem er, wie er verſicherte, gut ſchlafen würde. Athenais legte
ſich auf die Matratze; Brotteaux nahm den Strohſack zum
Lager und löſchte das Licht aus.

Von den Kirchtürmen ſchallte der Schlag der Stunden und
halben Stunden. Er fand keinen Schlaf und hörte die Atem-
züge des Mönches und der Dirne. Der Mond, der Zeuge und
das Abbild ſeiner einſtimmigen Liebſchaften, ging auf und
fiel in die Dachſtube. Ein Silberſtrahl beleuchtete das blonde
Haar, die goldenen Wimpern, die feingeſchwungene Naſe und
den roten vollen Mund der Athenais, die mit geballten Fäuſten

ſchlief. t wo„Die,“ dachte er, „iſt gewiß eine furchtbare Feindin der
Republik!

Als Athenais erwachte, war es heller Tag. Der Mönch war
fort. Brotteaux ſaß unter der Dachluke und las in ſeinem
Lukrez; er wollte nach der Lehre des lateiniſchen Dichters ohne
Furcht und Verlangen leben, und doch war er von Sehnſucht
und Sorge erfüllt.

Als Athengis die Augen auſſchlug, ſah ſie erſtaunt die
Dachbalken über ihrem Kopfe. Alsbald erinnerte ſie ſich,
lächelte ihrem Retter zu und ſtreckte ihm ihre hübſchen,
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ſchmutzigen Hände ent egen, um ihn zu ſtreicheln.
Dann richtete ſie ſich auf ihrem Lager empor und wies mit

dem Finger auf den morſchen Lehnſtuhl, auf dem der Mönch
die Nacht zugebracht hatte.

J er fort? Er iſt doch nicht gegangen, mich
zeigen?“

„Nein, mein Kind. Es gibt keinen größeren Ehronmann, als
den alten Narren.“

Athenais fragte, worin denn die Narrheit dieſes Bieder-
mannes beſſ Als Brotteaux antwortete, es wäre die
e e verwies ſie es ihm ernſtlich, ſo zu reden, und erklärte

ä

anzu-

die Menſchen ohne Religion für ſchlimmer als Tiere. Was
ſie beträfe, ſo betete ſie oft zu Gott und hoffte, daß er ihr ihre
wen vergeben und ſie in ſeinen Gnadenſchoß aufnehmen
würde.
Als ſie merkte, daß Brotteaux ein Buch in der Hand hatle,

hielt ſie es für ein Meßbuch und ſagte:
„Sehen Sie, auch Sie leſen Jhre Gebetel Gott wird'sJhnen vergelten, was Sie für mich taten.“
Brotteaux fagte ihr, daß dies kein Meßbuch ſei, und daß es

geſchrieben wäre, bevor der Gedanke an die Meſſe auf die
Welt gekommen ſei. Da hielt ſie es für ein Traumbuch und
fragte, ob darin keine Erklärung ſtände für einen ſeltſamen
Traum, den ſie gehabt hätte. Sie ſelbſt konnte nicht leſen und
kannte von Hörenſagen nur dieſe beiden Arten von Büchern.

Brotteaux ſagte ihr, daß dieſes Buch nur den großen Traum
des Lebens erklärte. Das ſchöne Kind fand die Antwort zu
ſchwierig und gab es auf, ſie zu verſtehen. Dann tauchte ſie
ihre Naſenſpitze in die irdene Schüſſel, die Brotteaux jetzt an
Stelle ſeiner früheren ſilbernen Waſchſchüſſel benützte, und
friſierte ſich vor dem Raſierſpiegel ihres Wirtes mit ernſter,
peinlicher Sorgfalt. Jhre weißen Arme über dem Kopf ver-
ſchränkend, ſprach ſie hin und wieder ein paar Worte.

„Sie ſind reich geweſen?“
„Weshalb glaubſt du das?“
„Jch weiß nicht. Aber Sie waren reich und ein Ariſtokrat,

das weiß ich beſtimmt.“
Sie zog aus der Taſche eine kleine ſilberne Madonnenſtatue
in einem runden Kapellchen, ein Stück Zucker, Garn, eine
Schere, ein Feuerzeug, mehrere Etuis; und nachdem ſie ſich
das nötige ausgeſucht hatte, begann ſie ihren Rock auszuflicken,
der an mehreren Stellen zerriſſen war.
„Zu deiner Sicherheit, Kind, ſtecke dies an deine Friſur,“
a Brotteaux und gab ihr eine Kokarde in den National-
farben.

„Jch will es gern tun, mein Herr,“ erwiderte ſie, „aber nur
Jhretwillen und nicht aus Liebe zur Nation.“

Als ſie ſich angekleidet und ſich ſo hübſch wie möglich zurecht
gemacht hatte, nahm fie ihren Rock mit beiden Händen auf,
e ihren Knix, wie ſie es auf dem Dorfe gelernt hatte und
ſagte

„Mein Herr, ich bin Jhre ergebene Dienerin.“
Sie war bereit, ihrem Wohltäter auf alle Weiſe erkenntlich

zu ſein; doch ſie fand es paſſender, daß er um nichts bat und
daß ſie ihm nichts anbot; es ſchien ihr artig, ihre Dankesſchuld
auf geziemendere Art zu begleichen.
Brotteaux drückte ihr ein paar Aſſignate in die Hand, damit
ſie mit dem Marktſchiff nach Palaiſeaux fahren konnte. Es
war die Hälfte ſeines Vermögens; und obwohl er ſtets als frei
gebig gegen die Frauen bekannt war, hatte er doch noch nie eine
ſo gleiche Güterteilung vorgenommen.

Sie fragte ihn, wie er hieße.
„Maurice, mein Kind.“
Ungern öffnete er ihr die Tür ſeiner Dachſtube.
„Leb wohl, Athenais.“
Sie gab ihm einen Kuß.
„Herr Maurice, wenn Sie an mich denken, nennen Sie mich

Martha; das iſt mein Taufname. So wurde ich auf dem Dorfe
genannt Adieu und vielen Dank Jch bin JhreDienerin, Herr Maurice.“

(Fortſetzung folgt.)

Juſtizmorde und Fehlſprüche.
Mit dem Fall Hamm, in dem jetzt das Wiedevrauf-

nahmeverfahren beſchloſſew worden iſt, hat einer der
typiſchſten Juſtizirrtümer der Neuzeit manche Aehnlichkeit. Es
iſt der unvergeſſene Fall Ziethen, der lange Zeit die
ganze öffentliche Meinung beherrſcht hat. Die Ehefrau des
Barbiers Ziethen zu Elberfeld wurde am 25. Oktober 1883
ſterbend mit eingeſchlagenem Schädel aufgefunden. Die voll
ſtäwdig unzurechnungsfähige Frau bezichtigte ihren Ehemann
des Mordes, allerdings erſt, nachdem ihr dies durch verſchiedene
Fragen gewiſſermaßen in den Mund gelegt war. Als Täter
kamen den Umſtänden nach nur ihr Mann und der Loehrling
Wilhellm in Frage. Beide ſchuldigten ſich gegenſeitig an.Schließlich wurde Ziethen auf Grund der Bezichtigungen ſeiner

Ehefrau und des Lehrlings Wilhelm ſowie einiger ndizien
wie Blutſpuren und Holzteilchen, die ſchlecht unter worden
waren, zum Tode verurteilt, ſpäter aber begnadigt. Der der
Mittäterſchaft angeklagte Wilhelm wurde freigeſprochen. Vier
Wiedevaufnahmgeſuche ſcheiterten, obwohl Ziethen einen ge
nügenden Alibi-Beweis führen konnte, und der Lehrling Wil
helm nach Ziethens Verurteilung freiwillig und mehrfach vor
Polizei und Gericht ſich ſelbſt als Träger bekannte, die ge
wauen Begleitumſtände des Mordes angab und die Unſchuld
Ziethens, den er um Verzeihung bat, beteuerte. Aber
ſich eine Reihe von führenden Männern der Wiſſenſchaft für
Ziethen verwandten und die öffentliche Meinung auf ſeiner
Seite war, gelang es nicht, ihm die Freiheit zu retten. Vor
allen war es Paul Lindau, wohl der beſte Kriminalſchriftſteller
unſerer Zeit, der in mehreren Schriften für Ziethen plädierte.
Ungefähr ein Vierteljahrhundert ſchmachtete der vermeintliche
Galtenmörder unſchuldig hinter und ſilangſam dahin, bis ihn der Tod erlöſte. An ſeiner U d
beſteht jedoch heute bein Zweifel mehr. Aehnliche Umſtände
lagen bei dem Fall Gietzinger vor, der im e 1898
in Oeſterreich Aufſehen erregte. Auch hier erwieſen ſich die
Jndizien als trügeriſch. An einer alten Krämerin war ein
Raubmord verübt worden. Auf Grund eines
ſchlüſſigen Jndizienbeweiſes wurden die ſchlechtbeleumundeten
Nachbarseheleute Grietzinger und der Hausfreund des Mordes
angeklagt. Zwei der An wurden zum Tode verurteilt,
aber ſchließlich zu vieljä r e än. NachJahren wurde dann der wirkliche Mörder ent JJ

Juſti irrtum hat alſo drei Leuten beinahe das Leben, ſi
aber Geſundheit, Hab und Gut und Ehre gekoſtet.

Ebenſo wie der Jndizienbeweis als untrüglich ehe
werden kann, ebenſowenig kann auf die umvering Zuverläſſig
keit des Zeugenbetveiſes gebaut werden. Die Wiſſenſchaft der
Pſhchokogie der di de e klargelegt,einen welch ungeheuren Einfluß die Suggeſtion, Erinnerung
und Wahrnehmung, Täuſ Phankaſie uſw. auf die Aus
ſagen ſelbſt der Gewiſſen hafteſten ausiüben. Der weltbekannte
Fall Leſurques iſt hier der „Fall der Fälle“, der zeigt, wie
durch eine Lawine falſcher Rekognoſzierungen, ein merk
würdiges Spiel des Zufalls, der den geführten
wertete, und infolge der dadurch bewirkten S
Geſchworenen ein Unſchuldiger dem Tode übe
Am L27. April 1796 wurde die Poſt ParisLyon rfa
beraubt. Der Poſtillon und der Poſtſchaffner wurden
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ermodet. Der einzige Vaſſagier und ein Tmwp von vier
Reitern waren die Täter. Durch einen Zufall wird der gänz-
lich unbeteiligte Joſeph Leſurques im Vorzimmer des Unter
ſuchungsrichters von Rekognoſzierungs zeugen geſehen ſie
wollen in ihm einen der Reiter erkennen. Wiederum durch
eiwen Zufall wird der von ihm geführte Alibibeweis erſchüttert
da ein Alihbizeuge der Fälſchung überführt wird. Das bewirkt
bei den Geſchworenen eine Voreingenommenheit von der Schuld
Veſurques; er wird auf Grund der Zeugenausſagen und ande-
rer Jndizien zum Tode verurteilt und hingerichtet, trotzdem
ſeine Unſchuld noch vor der Hinrichtung glaubhaft bezeugt
wird. Jn der ganzen Verhandlung ſind micht weniger als
zwölfmal falſche Rekognoſzierungen durch vereidigte und gut
gläubige Perſonen vorgefallen. Außer dieſen unbewußten Jrr-
timern gibt es aber auch Fälle, in denen ein Zeuge, ſei es aus
Rache, ſei es um die ausgeſetzte Belohnung zu verdienen, falſch
ſchwört und ſo einen Unſchuldigen anklagt und zur Verurtei-
lung bringt. Um die Mitte des vorigen Jahrhunderts wug ſich
ein ſolcher Fall in Hannover zu, wo zwei unſchuldig Angetlagte
uf Grund der Ausſage eines meineidigen Zeugen, der die Be
tohnung erlangen wollte, zum Tode verurteilt wurden.
Sperter wurde dann der wahre Mörder entdeckt und hingerich-
tet, während der meineidige Zeuge mit 8 Jahren Zuchthaus
davonkam. Von den fälſchlich Verurteilten hatte der eine in
zwiſchen Selbſtmord begangen, während der andere nach jahre
langer Kerkerhaft der Freiheit wiedergegeben werden konnte.
Dann laſſen ſich Fälle aufzählen, in denen ein Angeklagter
ſich ſelbſt aus dieſen oder jenen Gründen fälſchlich einer Schuld
bezichtigä. Meiſt liegt in ſolchen Fällen Geiſtesgeſtörtheit vor.
So war es beiſpielsweiſe bei dem gebeimnisvollen, bis heute
noch nicht aufgeklärten Mord, der zu Anfang dieſes Jahr-
hunderts an der Engländerin Miß Lake im Eſſener Stadtwalde
begangen wurde. Ein junger Mann bezichtigte ſich damals
elbſt der Täterſchaft und beſchrieb die näheren Umſtände ſo

eingehend, daß es ſogar zur Schwurgerichtsverhandlung kam.
In dieſer ergab ſich aber ohne Zweifel, daß der Mann als
Täter gar nicht in Frage kommen fkonnte, und der Stagtsan-
walt ſelbſt beantragte den Freiſpruch. Manchmal häufen ſich
bei Verbrechen derartige Selbſcbezichtigungen und werden
geradezu ſymptomatiſch. Meiſt wird aber ihre Unwahrheit
ſchon in den erſten Stadien der Vorunterſuchung erkannt.

Größer wird aber naturgemäß die Zahl der Fehlſprüche bei
kleineren Verbrechen oder Vergehen ſein, da ja bei Kapital-

it und Gewiſſenhaftigkeit erforderlich iſt. Eigentlich gibt es,
e der bekannte verſtorbene Verteidiger Juſtizrat Dr. Erich

Sello in ſeinen Jrrtümern der Straffjuſtiz betont, ſtreng
genommen, keinen Straffall, in dem die Schuld oder die Un-
ſchuld des Angeklagten feſtſtürde. Jns rieſenhafte geradezu
aber wächſt die Zahl der Jrrtümer, wenn wir bis ins Mittel
alter zurückgehen, wo Fol rer und Aberglaube die toll-
ſten Geſtändniſſe und Zeugenausſagen herbeiführten.

Kleines Feuilleton.
Das Haus des Elends.

Aus Neuyork ſchreibt man uns: Seit dem Jahre 1909 er
hebt ſich am finſteren Eaſt River, der Alt-Neuyork von Brook-
Ihn rennt ein mächtiges Backſteingebäude, aus deſſen Fenſtern
im Parrerre, wie in den ſechs Stockwerken darüber in den
Abendſtunden zahlreiche elektriſche Sonnen in dieſen trübſelig-
ſten Winkel der Welrſtadt hinausſtrahlen. Es iſt das ſtädtiſche

See
Milchwirtſchaft und Technik.

inigen Tagen hat die Agrarkommiſſton des preußiſchen
Abgeordnetenhauſes einen Anirag angenommen, der die baldige
Errichtung eines großen, umfaſſenden Jnſtituts zur wiſſen-
ſchaft liche Erforſchung ſ amtlicher Fragender Milch wirtſchaft verlangt. Es unterliegt keinem
Zweifel, daß dieſer Antrag im Plenum angenommen wird;
denn er bringt eine ſeit vielen Jahren von weiten Kreiſen
propagierte Jdee ihrer Verwirklichung näher. Nicht allein von
der Landwirtſchaft, ſondern auch von Aerzten, Fabrikanten
milch wirtſchaftlicher Geräte, Volkswirtſchaftlern uſw. wird ein
Reichs anſtalt zur Förderung der Milchwirt-
ſchaft angeſtrebt, die ſich mit allen Fragen über Erzeu-
gung und Verwerwung der Milch beſchäftigen ſoll. Von allen
land wirtſchaftlichen Erzeugniſſen ſteh die Milch an erſter
Stelle; ſelbſt die Gerreide- und Fleiſchproduktion bleiben be-
deintend hinter der Milch zurück. Der Wert der in Deutſchland
gewonnenen Kuhmilch und der hieraus hergeſtellten Molkerei-
produkte beläuft ſich täglich auf über 7 Millionen Mark
und im Jahre auf mindeſtens 25 Milligarden! Welche
Bedeutung Milch, Butter und Käſe für die Volksernährung
haben, braucht nicht näher ausgeführt zu werden. Welche Be-
deutung die Milchwirtſchaft für die Induſtrie hat, ſei nur
durch die Tatſache charakteriſiert, daß eine einzige Fabrit ſeit
dem Jahre 1879 bis heute über 3 Millionen Milchſchleudern
abgeſetzt ha!. Obwohl in der letzten Zeit die Zahl der Kühe
nicht zugenommen hat, konnte doch die Landwirtſchaft dem ge-
ſteigerten Bedürfnis nach Milch Rechnung tragen, indem durch
beſſeres Futter und ſorgſamere Pflege die Leiſtungsfähigkeit
der einzelnen Milchkihe gehoben wurde.

Die Forderung nach einer Reichsanſtalt für Milchwirtſchaft
wurde zuerſt von den Aerzten erhoben; im Jntereſſe der
Hhgiene verlangen insbeſondere die Kinderärzte und die Tier
ärzte reichsgeſesliche Vorſchriften über die Gewinnung und den
Verkauf einwandfreier Kindermilch. Die in vielen Städten
bereits beſtehende Milchkontrolle, Prüfung auf Fett-
gehakt, Unterſuchung auf Bakterien, Reinlichkeit der Transport-
mittel uſw. kann durch eine Reichsanſtalt noch weiter aus-
gebaut und nach einheitlichen Normen organiſiert werden. Da
auch die bei der Unterſuchung verdächtig befundene Milch ſich
noch zu hechniſchen Zwecken oder als Futtermittel und ſchlimm-
ſtenfalls als Dünger verwerten läßt, können in größeren
Städten Kochanſtalten für keimbaltige Milch und Verkaufs-
ſtellen errichtet werden.

Nächſt den Aerzten und Milchkonſumenten ſind beſonders
die Molkereien und die Fabrikanten milchwirt-
ſchaftlicher Maſchinen und Geräte von der Wichtig-
keit einer ſolchen Reichsanſtalt überzeugt. Durch planmäßigen
Ausbau der Prüfungsverfahren für Milchſchleudern, Butter-
fäſſer, Milchhitzer, Melkmaſchinen, die infolge der Fortſchritte
im Molkereibeirieb immer höheren Anforderungen genügen
ſollen, würden allgemeingültige Normen geſchaffen, die zur
objektiven Beurteilung der betreffenden Maſchinen notwendig
ſind. Die Reichsanſtalt würde alſo für die Fabrikanten und
Käufer ſolcher Maſchinen eine maßgebende Beratungsſtelle
bilden.

Seitdem der Elektromotor als Hilfsmittel bei der
Milchgewinnung und Milchverwertung vielſeitige An-
wendung gefunden hat, ſind die von einer ſolchen Zentralſtelle
zu erfüllenden Aufgaben erheblich erweitert worden. Die elek-
triſche Melkmaſchine, die von einem 0,1 Pferdeſtärken-
Eletromontor angetrieben wird, arbeitet abſolut ſauber und
zuvevläſſig unter möglichſter Schonung der zu melkenden Kuh.
Ein Melker kann gleichzeitig drei Apparate beaufſichtigen und
die kuhwarme Milch ſofort in den Separator ſchütten, der eben-
falls von einem Elektromotor angetrieben wird. Durch die
gleichmäßige Geſchwindigkeit wird eine vollkommene Entrih-
mung erzielt. Bei der Verarbeitung der gewonnenen Sahne
zu Butter und beim Kneten derſelben kann ebenfalls der im
Zentrifugengehäuſe des Separators eingebaute Elekkromobor

w. m g 5Nachtaſyl und bedeutet Speiſe, Trank und Unterkumft ier den
üſigen Winternächten Neuhorks für die Aermſten der Armen.
Die Räume da drinnen ſind ſauber und bis zu einem gewiſſem
Grade ſogar komfortabel, was man beiläufig von den privaten
Herbergen, die meilenweit die Hochbahn-Routen der unteren
Stadt flankieren, ſo wenig behaupten kann, wie von den chriſt
lichen Anſtalten mit dem anheimelnden Namen. Das ſtädtiſche
„Logishaus“ iſt auf die Aufnahme abgezäblter 768 Obdachloſer
eingerichtet, weniger als der Hälfte derer, die im Winter in
der Regel Einlaß begehren. Und in dieſem Winter, in dem es
nach den Ermittlungen der bürgerlichen Armenpflege-Geſell-
ſchaft in der Metropole 300 000 arbeiteloſe Mänmner gibt,
verzeichnet die Verwaltung des Aſyls einen „rekordbrechenden“
Andrang. Die Mehrzahl der Applikanten beſteht denn auch
natürlich aus Männern, deren Durchſchnittsalter merkwür
digerweiſe in ſämmtlichen Jahresberichten des Aſyls ſeit 1910
auf 41 Jahre bezifferr wird. Jn Deutſchland nennt man das
wohl das „beſte Mannesalter“. Wer einmal die Prozeſſion
des Elends geſehen hat, die ſich allabendlich nach den Schalter
fenſtern im Parterre, wo die Zulaßtarten für die Nacht aus
geteilt werden, bewegt, wird die Erinnerung an dieſe Szene
ſo leicht nicht los. Das Furchtbare dieſes Eindrucks liegt vor
allem in dem beharrlichen Schweigen ſo vieler an Leib und
Seele gebrochener Menſchen: 500 bis 600 Menſchen ſchieben ſich
da vor das Guckloch, wo die Einlaßkarte eder die oft verhäng
nisvolle Abweiſung auseteitt wird, und man vernimmt kein
anderes Geräurſch, als das des zerwiſſenen Schuhwerks, das den
Boden ſcheuert. Kaum daß man im Badevaum, wo eine
traurige Pargade ausgemergelter Körper unter dem brauſen-
den Strahl paffiert. ein umterdrücktes Kichern, ein bitteres
Scherzwort hört. Vor dem Bade haben die Armen ihre
Kleider zu einem Bündel zuſammengepackt, das ihnen für die
Nacht ab genommen wird, um desinfiziert zu werden, und nach
her erhält jeder ein friſches Handtuch und ſaubere Nachtkbeider,
wozu ein paar wollene Socken gehören. Jm Fahrſtuhl geht es
dann nach den oberen Stockwerken, wo ſich die Schlafſäle be
finden. Wenn die Tempergtur draußen auf den Nullpunkt
ſinkt, ſteigt die Zahl der Gäſte auf weit über zweitauſend.
Sämtliche Stockwerke ſind dann grauenvoll überfüllt, auch die
geſondert liegenden Quartiere für Frauen und Kinder, die
dann ſtets zu vielen Hunderten zählen, und darunter ſind viele
Mütter mit Säuglingen auf den Armen. Wie alle anderen
werden auch ſie morgens 815 Uhr nach Verabreichung einer
Taſſe Kaffee in die Winterkälte zurückgeſchickt werden, mit dem
Spital oder dem Armenfriedhof als einziger Alternative. Jm
Notfall dürfen auf den nahen ſtädtiſchen Booten noch einige
hundert Unglücklicher in ihren feuchten, zerfetzten Kleidern eine
Lagerſtatt ſuchen. Weil aber auch die öffentliche Wohltätigkeit
ihre Regeln haben muß. wird jeder, der öfter als dreimal
monatlich Einlaß ins Nachtaſyl Vater Knickerbockers begehrt,
vom Geſetz als Vagabund betrachtet und ins Arbeitshaus ge-
ſchickt!

Das unzurechnungsfähige Alter.
Wir leſen im Vorwärts: Jener Graf und Abgeordnete, der

Frau und Neffen erſchoß, iſt freigeſprochen worden. Nie-
manden hat es gewundert. Jn gewiſſen Kreiſen iſt es nach-
gerade unmöglich geworden, daß jemand für gewiſſe Taten be
ſtraft würde. Eher könnte das Reichstagswahlrecht in Preußen
eingeführt werden, als daß Eulenburg zu ſeinem Rechte käme.
Eher dürfte ein Hohenzoller zu den Trappiſten gehen, als daß
die Reuter und Forſtner für ihre Taten verantwortlich gemacht
würden. Und nun vollends die ſaubere und gleichſam appetit-

Techniſche Rundſchau.

benutzt werden. Die Erwärmung der Milch geſchieht durch
einen elektriſch geheizten Milchwärmer, den
man in jeder paſſenden Form herſtellen kann, und auch zur
Abkühlung wird mit Vorteil eine kleine elektriſch betrie-
bene Kühlanlage benutzt. Die von einem Elektromotor ange
triebene Kühlmaſchine arbeitet gleich gut für die direkte Tief-
kühlung der Milch, wie für die Eisfabrikation oder Kälte-Er-
zeugung in beſtimmten Räumen zur Aufbewadrung von Milch
oder Fleiſch. Bei der Ausbildung der elektriſch beyriebenen
Einrichtungen wird in hohem Grade den Anforderungen der
Praris ſowohl, aks auch vor allem der Geſundheitstechnik

I I IRechwung getragen. Die land wirtſchaftlichen Jnſtitute an den
Hochſchulen ſind nicht in der Lage, alle in der Milchwirtſchaft
heute benötigten Geräte und Maſchinen durchzuprüfen und zu
begutachten; das vermag nur eine mit reichen Mitteln aus
geſtattete d modern eingerichtete Reichsanſtalt.

Wenn tſch der eingangs erwähnte Antrag auf Errichtung
einer milch wirtſchaftlichen Zentralſtelle zunächſt ein preußi-
ſches Jnſtitut ins Auge faßt, ſo iſt jedoch mit Beſtimmtheit zu
erwwarten, daß man dem dringenden Wunſche aller intereſſier-
ten Kreiſe nach einer Reichsanſtalt Rechnung tragen und dieſe
zum Mittelpunkt aller Beſtrebungen auf dem Gebiete der
Milcherzeugung und -Verwertung gausbilden wird. Durch Er-
richtung einer ſolchen Zentrale würde Deutſchland einmal auf
einem Gebiete an der Spitze der Völker marſchieren.

72 Talſperren in Sachſen möglich!
Jn einer Denkſchrift, welche die Regierung dem Landtag

über Waſſerbauangelegenheiten vorlegt. wird das Reſultat
einer Unterſuchung über die Frage mitgeteilt, wie weit die
Möglichkeit zur Anlage von Waſſerbecken und Stauweihern
beſteht, durch welche die Hochwaſſergefahr wirkſam bekämpft,
gleichzeitig aber auch Kraft und Nutzwaſſer gewonnen werden
kann. Dieſe Unterſuchung hat ergeben, daß es in Sachſen
72 hierfür geeignete Talſperrengebiete mit einem Ge-
ſamtſpeicherraum von rund 213 Millionen Kubik-
meter gibt. Die Talſperren im Weißeritzgebiet, insbeſondere
auch die bereits in der Ausführung begriffenen bei Klingen-
berg und Malter, ſind darin mit enthalten. Die Geſamtſumme
der vorübergehenden Kapitalaufwendung bei Ausführung der
ſämitlichen 72 Talſperren kann auf 86 250 000 Mk. angenommen
werden. Die Frage, ob es zweckmäßig iſt, dieſe Talſperren alle
oder nur einige davon nach und nach in Angriff zu nehmen,
bedarf noch eingehender Unterſuchung.

Die gleiche Denkſchrift berechnet die auf Grund der örtlichen
Erhebungen ermittelten Koſten für die Regelung und Ver-
bauung der Waſſerläufe in den Gebieten der Weißen Elſter,

Mulden; der Elbe, der Röder, der Schwarzen Elſter, der
Spree und der Neiße auf insgeſamt 47 090 055 Mk.

Ein neuer Schlagwetter-Anzeiger.
In der neueſtem Nummer von Dinglers Polhytechniſchem

Journal beſchreibt der Profeſſor der Phyſik an der Techniſchen
Hochſchule in Danzig, Alfred Kalähne, einen von ihm er-
ſonnenen und patentamilich geſchützten Apparat, mit dem man
raſch die Dichte von Gaſen und Flüſſigkeiten beſtimmen kann.
Aus ſolcher Dichte- Beſtimmung kann auf die Miſchung von
Gaſen geſchloſſen werden, wo ſie bei der Bildung ſchlagender
Wetter in Kohlenbvergwerken (Miſchung von Grubengas und
Luft) oder bei der Verſchlechterung des Gasinhalts von Luft
ſchiffen (Miſchung von Waſſerſtoff bezw. Leuchtgas und Luft)
auftritt. Die Wirkſamkeit des Kalähneſchen Schwingungs-
pyknometers, wie der Erfinder ſeinen Apparat nennt, beruht,
der Voſſiſchen Zeitung zufolge, auf der Tatſache, daß ein feſter
Körver, der ſich in einem tropfbaren oder gasförmigen
Medium bewegt, einen Teil davon mitreißt und dadurch eine
ſcheinbare Vergrößerung ſeiner Maſſe erfährt. Je dichter dasumgebende Medium iſt, deſto größer iſt dieſer Maſſenzuwachs.
Jſt die Bewegung des Körpers eine hin und her gehende,
ſchwingende, ſo kann man die ſcheinbare Maſſenveränderung

iche Art, wie jener Graf „ſeine“ Ehre rächtel Sind da nihh
tauſend Gründe, die einen Freiſpruch nahelegten, weil de
Mann nicht im Vollbeſitze ſeiner Kräfte war?

Erwachſene haben ja ſo viele Sinne, Neigungen, Leiden-
ſchaften. Sie ſind Säufer, Erotomanen, Jähgzornige, Leut
mit Ehrgefühl, kurz, Leute mit Milderungsgründen und Un-
zurechnungsfähigkeiten.

Bei Kindern fehlt das. Was haben Kinder wohl für Leiden-
ſchaften? Keine. Alſo können ſie unbeirrt ihre Verſtandes-
kräfte walten laſſen. Können urteilen, unterſcheiden, was gut
und böſe iſt. Wehe ihnen, wenn ſie Unheil anrichten! Un-
kenntnis des Geſetzes ſchützt (Kinder) nicht vor Strafe. Er-
wachſenen ſchadet, wenn die Dinge günſtig liegen, auch Kennt-
nis des Geſetzes nicht, gegen das ſie verſtoßen. Sie müſſen
nur un zurechnungsfähig geweſen ſein oder im guten Glauben
gehandelt haben.

In Elbing iſt am 23. Februar von der Strafkammer ein
dreizehnjähriger Schüler zu zehn Jahren Gefängnis verurteilt
worden. Wegen Totſchlags mit Ueberlegung. Mit Ueber-
legung. Wieſo mit Ueberlegung? Er hatte das ſiebenjährige
Mädchen züchtigen wollen. Mit einer Eiſfenſtange. Dies war
die Ueberlegung. Wegen Diebſtahls war er (mit 13 Jahren
bereits vorbeſtraft.

Es verſteht ſich, daß Paul Tezlaff, 13 Jahre alt, nicht auz
guter Familie ſtammt. Das Gefängnis iſt nur für Arbeiter
da, dachte man bisher. Aber nein: auch für Arbeiterkinder.

Welches iſt nnu eigentlich das unzurechnungsfähige Alter?
Die Frage iſt naturgeſetzlich nicht zu beantworten.
Nur ſtrrafrechtlich.
Bei den Beſitzenden kann jedes

ſein.
Beim Proleten keines
Doch eines: das Säuglingsalter.

März.
Nun werden die Knoſpen und Kätzchen wach;
Es ſchmilzt der Schnee und es gluckſt der Bach.

Alter un zurechnungsfähig

Ein herber Brodem im Märzwind ſpielt,
Wo Furchen der Pflug durch die Scholle gewühlt.

Weißwolkig geflockt der Himmel ſich ſpannt
Hoch über erwachendem Frühlingsland.
Hell jubelt die Droſſel im kahlen Geäſt,
Die Finken bauen ſchon heimlich am Neſt,
Und wenn der Abend wirft dämmernden Flor
Auf Gaſſe und Dächer, auf Türme und Tor,
Dann iſt es wie immer: ſie ziehen zu zweit
Hinaus in die knoſpende Einſamkeit.

Sie flüſtern, eins an das andere geſchmiegt
Wovon? Vom Lenz, der die Erde wiegt,
Vom wachſenden Tag und vom pochenden Herz,
Von Zukunftsträumen Es iſt ja März!

Ludwig Leſſen.
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leicht an der Aenderung ſeiner Eigenſchwingungsdauer er
kennen. Verfetzt man einen feſten elaſtiſchen Körper (Platte,
Glocke, Stab uſw.) in Schwingungen, ſo wird er um ſo lang
ſamer ſchwingen, je größer feine Maſſe iſt. Auf die Verhält
niſſe der Akuſtik übertragen, heißt das: um ſo tiefer iſt ſein
Eigenton. Die ſcheinbare Maſſenvergrößerung, die von dem
mitgefithrten umgebenden Medium herrührt, bewirkt alſo eine
Verringerung der Eigenſchwingrng (und damit eine Tonver-
tiefung), die um ſo größer iſt, je dichter das Medinum iſt. Der
Erfinder benutzt nun dieſe Erſcheinung wie folgt: Ein Klang-
körper (d. h. der elaſtiſche Körper) wird in das zu unterſuchende
Medium (Glas oder Flüſſigkeit) eingetaucht und die dabei auf
tretende Aenderung ſeiner Eigenſchwingung gegenüber der
Eigenſchwingung ohne Medium gemeſſen. Prof. Kalähne ver
wandte als Verſuchsapparat dünnwandige Röhren aus Alu-
minium. Ein Vorzug des Kalähneſchen Schwingungépykno-
meters iſt es, daß er in ſehr einfacher Weiſe Fernableſung auf
beliebige Entfernungen durch elektromagnetiſche Uebertragung
ſeiner Angaben geſtattet.

Notizen.
Der Panamakanal ein Fiasko?“ Unter dieſer Ueber
ſchrift weiſt Oberingenieur Ewald im Export auf den bedroh
lichen Waſſermangel des Panamakanals hin. Nach einer
Depeſche der Vauleitung vom 21. Januar iſt das Waſſer im
EulebraEinſchnitt 30 Fuß tief, während 47 Fuß Waſſertiefe
vorgeſehen ſind und die großen Ozeandampfer 38 bis 40 Fuß
Tiefe benöstigen. Schlimmer als die vielbeſprochenen Erd-
rutſche iſt der allgemeine Waſſermangel, deſſen Abhilfe un-
möglich erſcheint. Trotz des Sperrdammes bei Gatun hat ſich
der See nur wenig über die Hälfte ſeines vollen Jnhalts ge
füllt, da regelmäßig ſo viel Waſſer verſickert oder verdunſtet,
als zuſtrömt. Erſtaunlicherweiſe hat die Bauleitung mit gar
keiner Verſickerurng gerechnet. Dabei iſt die bisherige unge
nügende Füllung des Stauſees nur bei völliger Vermeidung
von Waſſerentnahme ermöglicht. Der Chagres- Fluß kann alſo
unmöglich den Kanal voll ſpeiſen, wenn er noch 40 Prozent
ſeiner Waſſermenge an den Betrieb abgeben muß.

Ein neuer Rieſentunnel. Die italieniſche Staatsbahnver
waltung plant den Bau eines Rieſentunnels von 19 Kilometer
Länge, der den Apennin nördlich von Genug durchbrechen
und eine günſtigere Eiſenbahnverbindung zwiſchen dieſer Shadt
und der PoEbene ſchaffen ſoll, ſo daß ſich die dauer der
Schnellzüge GenugMailand von drei auf zwei Stunden ver
kürzt. Um die Schwierigteiten zu vermeiden, mit denen man
beim Bau devy älteren von Genug nach Norden führenden
Strecken, der beiden Giovi-Linien, infolge des tonigen Ge
bivges zu kämpfen hatte, wird, wie wir in den Techniſchen
Monatsheften (Stuttgart) leſen, der neue Tunnel ein ge
krümmtes Traſſe erhalten, ſo daß er der ganzen Länge nach
durch gutes Geſtein führt. Die Bauzeit wird auf acht bis zehn
Jahre geſchätzt.

Die Oberflächen des Feſtlandes und der Meere. Die Ober
fläche der Erde iſt rund 510 Millionen Quadratkilometer groß.
Davon kommen auf das Feſtland 136 und auf die von Waſſer
bedeckten Fläche 374 Millionen Quadratkilometer. Die Waſſer
nehmen alſo etwa 73 Hundertſtel der ganzen Erdoberfläche in
Anſpruch, während uns nur 27 Hundertſtel für unſern Bedarf
äg Wohn, Wirtſchafts- und Kulturzwecken zur Verfügung
tehen.

Inhalt und Gewicht der Erde. Der Rauminhalt der Erde
beträgt 1083 Milliarden Kubikkilometer; das Volumen des auf
der Erde vorhandenen Waſſers iſt gleich 155 Milliarden Kubik-
kilometer, beträgt alſo etwa den achthundertſten Teil der Erd
maſſe, Da nun das ſpezifiſche Gewicht der Erde gleich 5,6, das
des Waſſers gleich iſt, ſo ſtellt ſich das Gewicht der Erde rund
4500 mal ſo hoch wie das des Waſſers. Während das Waſſer
1865 Trillionen Kilogramm wiegt, repräſentiert die feſte Erd
maſſe ein Gewicht von 6064 000 Trillionen Kilo gramm (1 Tril-
lion iſt eine 1 mit 18 Nullen).
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